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I
n dem für deutsche Augen in seiner
Art, aber auch in seiner  Intensität so
fremden Wahlkampf um die Präsi-
dentschaft in Frankreich vergeht
kaum ein Tag, an dem Kommentato-
ren und Politiker nicht auf das „Mo-

dell“ Deutschland verweisen. Vergleichszah-
len und Studien zum Verlust der Wettbe-
werbsfähigkeit Frankreichs werden präsen-
tiert, zu hohe staatliche Ausgaben oder
Arbeitskosten oder mangelnde Exportfähig-
keit thematisiert. Es ist aber ein Vergleich, an
dem sich die Geister scheiden. Den Franzo-
sen ist relativ bewusst, dass die Deutschen in
Bezug auf viele Kriterien erheblich günstiger
dastehen und es mit seinem eigenen Land
nicht zum Besten steht, aber ihm permanent
Deutschland vorzuhalten, ist doch für viele
des Guten zuviel. Es ist der „bewundernde
Neid“ auf Deutschland, die „deutsche Neuro-
se“, die dem Selbstbewusstsein der Grande
Nation nicht gut tut und allzu leicht unter
dem Druck des Wahlkampfes emotionale
Überreaktionen provoziert. So brachen in der
Frühphase des Wahlkampfes antideutsche
Klischees auf, vom deutschen „Nationalis-
mus“ oder „Egoismus“ oder gar von „Kapitu-
lation“, „Unterwerfung“ oder „1940 ohne
Wehrmacht“ war die Rede.

Diskussionsbedarf Leider werden damit
ernste Bemühungen relativiert, den Franzo-
sen zu verdeutlichen, wo ihre Schwächen lie-
gen und ihnen aufzuzeigen, wie der Nachbar
oder andere Länder eine Wende erreicht ha-
ben. Und leider hat auch niemand bisher den
Franzosen erzählt, wie lange der deutsche
Nachbar gebraucht hat, um Reformrückstän-
de aufzuholen – und dass dieser Rückstand
vielleicht auch etwas mit den Anstrengungen
im Zuge der deutschen Wiedervereinigung zu
tun hatte. Und doch gerade in diesen Kern-
themen der Wirtschafts-, Sozial- und Innen-
politik steckt der grundlegende deutsch-fran-
zösische und europäische Diskussionsbedarf
für die Zeit nach der Wahl. Seine Brisanz wird
dadurch noch akzentuiert, dass die französi-
schen Sozialisten und ihr
Kandidat François Hollande
angekündigt haben, die we-
sentlichen europäischen Ent-
scheidungen zur Verstärkung
der Haushaltsdisziplin nach
der Wahl nicht zu ratifizieren,
wenn dem Kapitel „Diszip-
lin“ nicht ein Kapitel „Wachs-
tum“ hinzugefügt wird.
Wahlkampfdonner? Kenner
der Szene erinnern sich an
Lionel Jospin, der als Pre-
mierminister 1997 mit der
gleichen Marschroute angetreten war.
Die europäische Agenda ist der Kern der
deutsch-französischen Agenda, die der neue
französische Präsident und die Kanzlerin ab
7. Mai – nach der Stichwahl zur Präsident-
schaft – bei ihrer ersten Begegnung abstecken
werden. Die Kärrnerarbeit wird im Juli bzw.
September folgen, sobald die neue französi-
sche Regierung nach den Parlamentswahlen
im Amt sein wird. Hinzu kommt: Im Januar
2013 wollen Deutsche und Franzosen den 
50. Geburtstag des Élysée-Vertrages mit einer
gemeinsamen Sitzung von Assemblée Natio-
nale und Bundestag in Berlin begehen – und
beide Seiten haben begonnen, über mögliche
Initiativen aus diesem Anlass  nachzudenken. 

Zu langer Anlauf Die nüchterne Bestands-
aufnahme des Verhältnisses sollte am Anfang
dieser Überlegungen stehen, das sich in
jüngster Zeit schwer getan hat und in einer Art
„midlife crisis“ zu stecken scheint. Gemein-
sam sollten wir darüber nachdenken, wie bei-
de Seiten ihren Beitrag zur Konsolidierung
und Vertiefung der europäischen Einigung
verstärken und welche bilateralen Vereinba-
rungen hilfreich sein können. Es ist Europa,
das in der Krisenbewältigung zu viel Zeit
brauchte, um Divergenzen zu überwinden –
und das den Kompass für seine Entwicklung
sucht: Was müssen wir tun, um die europäi-
sche Erfolgsgeschichte im Zeitalter der Globa-
lisierung auf Dauer abzusichern? Das sind
Themen, bei denen die Partner zuerst nach
der Haltung der Franzosen und Deutschen
fragen werden. Sie werden dabei mit uns nie
zufrieden sein. Einigen wir uns, so sprechen
sie gerne vom deutsch-französischen Diktat.
Sind wir uneinig, so appellieren sie an unse-
re historische europäische Verantwortung.

Auch in den Krisen der letzten Jahre brauch-
te das deutsch-französische Tandem einen zu
langen Anlauf. Letztlich hat sich die Vernunft
durchgesetzt trotz latenten Misstrauens, häu-
figer Unkenntnis des Nachbarn, zu vieler
Missverständnisse beiderseits, die letztlich
kein Wunder sind angesichts politisch gänz-
lich unterschiedlicher Systeme – hier die zen-
tralistische republikanische (oder Wahl-) Mo-
narchie, dort die parlamentarische Demokra-

tie eingebettet in einer föde-
ralen Struktur. Präsident und
Bundeskanzlerin mussten
sich wie ihre Vorgänger erst
einmal kennenlernen, einan-
der verstehen, Verständnis
für die Grenzen des anderen
haben – und unter Druck ste-
hen. Doch diesmal wird es
für beide Seiten angesichts
der Krise keine Schonfrist ge-
ben.

In der Krise Die EU steckt
mitten in einer Fülle innenpolitisch hochsen-
sibler Fragen: Entwicklung des Binnenmark-
tes, Haushaltspolitik, Fiskalpolitik, Immigra-
tion, Außen- und Sicherheitspolitik.. Berei-
che, in denen sich die Mitgliedstaaten, allen
voran Frankreich und Deutschland, mit der
Abgabe von Souveränität „an Brüssel“ oder
selbst der gemeinsamen Ausübung schwer
tun. Bereiche, in denen die Mitgliedstaaten
aufgrund ihrer Verantwortung gegenüber
dem Wähler und ihren Parlamenten das letz-
te Wort behalten wollen. Es sind dies aber zu-
gleich Themen, in denen Europa nur eine Zu-
kunft haben kann, wenn es in der Lage ist, sei-
ne Interessen geschlossen zu vertreten. Und

dies noch mitten in einer längst nicht über-
standenen Finanz- und Wirtschaftskrise, in
der nicht nur jüngst die Zeitschrift „Econo-
mist“ Frankreich als Land mit dem größten
Risikopotenzial, ja als Epizentrum einer neu-
en Euro-Krise ansieht.
Es sind Fragen, in denen Deutsche und Fran-
zosen auf unterschiedlichen Traditionen und
Ansätzen aufbauen, in denen wir aber zu-
meist komplementär sind. Es sind Fragen, in
denen die Franzosen gerne
führen und sich die Deut-
schen damit schwer tun. All-
zu lange hatte man ihnen er-
folgreich erklärt, dass ange-
sichts der Vergangenheit Zu-
rückhaltung das beste Rezept
sei. Nach der Einheit haben
uns die gleichen Freunde ge-
sagt, die Zeit der Ausreden sei
vorbei, auch wir müssten
Führung lernen, eine Eigen-
schaft, in der wir politisch
nicht gerade für unsere Sensi-
bilität und Stärke bekannt sind.

Helmut Kohls Beispiel Deutsche und Fran-
zosen sollten sich an die diskrete europäische
Führungsrolle Helmut Kohls erinnern. Ge-
nauso wichtig ist es, in ihre Überlegungen wie
deren Umsetzung die polnischen Nachbarn
einzubeziehen. Frankreich, Deutschland und
Polen bilden wie keine andere Gruppe von
Ländern das Rückgrat der Europäischen Uni-
on. Und vor allem auch die kleineren Länder,
wie die Benelux-Gruppe und auch andere
Länder, sollten Teil dieser Führungsgruppe
sein. Latentes Misstrauen und Unverständnis
lassen sich nur durch systematische gegensei-

tige Information und Anhörung bereits im
Vorfeld von Entscheidungen überwinden. So
wie die Franzosen uns vor Jahren diskret über
die geplante Abschaffung der Wehrpflicht
oder die Wiederaufnahme der Nukleartests
unterrichtet haben, so hätten die Deutschen
zumindest ihre Nachbarn im Westen und Os-
ten über die „Energiewende“ vorab informie-
ren sollen. Es wäre auch an der Zeit, Bilanz
über das zu ziehen, was wir gemeinsam in Sa-

chen Kultur und Bildung er-
reicht und nicht erreicht ha-
ben. Vielleicht haben wir hier
– zum Beispiel in Bezug auf
die Sprache – einiges zu lan-
ge schleifen lassen und brau-
chen dringend einen neuen
Impuls, in erster Linie durch
praktische, sichtbare Pro-
gramme.

Vertrauen Ich denke an die
Parlamente, die beide mit der
Schwierigkeit „Europa“ und

hoch komplexen Themen zu kämpfen haben
und den Bürger kaum noch erreichen. Die
Franzosen beklagen sich zum Beispiel in Be-
zug auf internationale Militäreinsätze über
mehr Vorbehalte als Einsatz seitens der Deut-
schen und nicht zuletzt über die permanente
Einbindung des Bundestages. Warum gehen
sie nicht auf den Bundestag zu und bauen
hier ein Vertrauensverhältnis auf? Liegt dies
allein daran, dass die Assemblée nicht annä-
hernd über vergleichbare Eingriffsbefugnisse
verfügt? Vergessen sollte man nicht die Zu-
sammenarbeit im grenznahen Raum, die nur
zu langsam vorankommt. Und warum soll-
ten wir nicht eine Reihe von besonderen ge-
meinsamen, weit reichenden Projekten aus-
arbeiten, in denen wir durch Integration und
gemeinsame Ausübung von Souveränität ei-
nen Schritt weiter als Europa gehen und die
Partner einladen, sich uns anzuschließen?
Utopie? Traum? Irreale Träumereien? Nein!
Wir waren und sind füreinander schwierige
Nachbarn, aber wir haben es geschafft, uns
trotz der angeblichen Erbfeindschaft mitei-
nander auszusöhnen, Partner zu werden, wir
haben zusammen die größte Erfolgsgeschich-
te Europas ermöglicht und gefördert. Und ste-
hen jetzt in der gemeinsamen Verantwortung,
diese langfristig abzusichern und damit die
tiefe Krise des Vertrauens zwischen Politik
und Bevölkerung, Politik und Wirtschaft zu
beenden. Joachim Bitterlich ❚

Der Autor (63) hat an der École Nationale 
d´Aministration in Paris  studiert. Er war lange
außen- und sicherheitspolitischer Berater von
Kanzler Helmut Kohl und dann deutscher Bot-
schafter bei der Nato und in Spanien. Seit 2003
ist Bitterlich Spitzenmanager beim französi-
schen Mischkonzern Veolia in Paris.  

Auf dem Tandem nach Europa
PERSPEKTIVE Berlin und Paris müssen ihre Verantwortung und Vorreiterrolle besser wahrnehmenMichael Link Das erste Amtsjahr des neuen

Staatsministers im Außenministerium steht
ganz im Zeichen der Beziehungen zu Paris.

Nicht nur, dass Link
zugleich Beauftrag-
ter für die deutsch-
französische Zusam-
menarbeit wurde.
Kürzlich bekam der
49-jährige Liberale
aus Heilbronn vom
deutsch-französi-
schen Ministerrat
mit seinem Pariser
Amtskollegen Jean

Leonetti den Auftrag, bis Juli 2013 ein
„deutsch-französisches Jahr“ mit Veranstal-
tungen in Ludwigsburg, Berlin und Paris vorzu-
bereiten. Höhepunkt ist die Feier zum 
50. Jahrestag des Élysée-Vertrags im Januar
2013. Link, seit 2005 Bundestagsabgeordneter
und zuletzt Europaexperte der FDP-Fraktion,
ist begeisterter Europäer. Dem studierten Fran-
zösisch-Übersetzer ist die Affinität zum westli-
chen Nachbarn Programm: „Unser Verhältnis
zu Frankreich ist und bleibt einzigartig.“ kru ❚

Millionen jungen Deutschen und Franzosen
hat das Deutsch-Französische Jugendwerk
seit der Gründung 1963 die Teilnahme an
300.000 Austauschprogrammen ermöglicht.
Es arbeitet mit mehr als 7.000 Partnern zu-
sammen und fördert jährlich mehr als 11.000
Begegnungen, an denen mehr als 200.000
Jugendliche aus beiden Ländern teilnehmen.

KOPF DER WOCHE

Begeisterter
Europäer

ZAHL DER WOCHE
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ZITAT DER WOCHE

»Es lebe die
deutsch-
französische
Freundschaft.«
Charles de Gaulle, französischer Präsi-
dent, im September 1962 auf dem Bonner
Marktplatz. Zuvor hatte er gerufen: „Es lebe
Deutschland, es lebe Frankreich.“

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Der gallische Hahn kräht und gibt sich kampfbereit. Besonders im Verhältnis zum Nachbarn Deutschland ist er um Rangordnung und Aufmerksamkeit bedacht.
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Das Verhältnis
zwischen

Deutschen und
Franzosen
steckt in 
einer Art 

»midlife crisis«.

Latentes
Misstrauen

lässt sich nur
durch 

gegenseitige
Information
überwinden.
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hältnis steht auf solider Basis Seite 10

ÄGYPTEN
Reise Bundestagspräsident Norbert Lammert
gewinnt Eindrücke vor Ort in Kairo Seite 15
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Die Richtung gewiesen: Die Präsidenten des französischen und deutschen Parlaments,
Bernard Accoyer (links) und Norbert Lammert, bei einem ihrer regelmäßigen Treffen.
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Immer wieder haben auch in den vergangenen
Jahrzehnten Staatsmänner beider Länder ver-
sucht, dieses Spannungsverhältnis zwischen
Frankreich und Deutschland aus der Welt zu
schaffen.Aus unserer jüngsten Geschichte erin-
nere ich an die Versuche während der Weima-
rer Republik, die durch die Namen Stresemann
und Briand gekennzeichnet sind. Diesen Versu-
chen waren schon jahrzehntelang vorher Be-
mühungen Bebels vorausgegangen. Unendlich
viel Blut, meine Damen und Herren, Blut und
Leid wäre(n) Franzosen und Deutschen, Europa
und der Welt überhaupt erspart worden, wenn
diese Versuche damals gelungen wären.
Uns und der Welt wären der Nationalsozialis-
mus, dessen Wurzeln aus dem nicht zustande
gekommenen Ausgleich zwischen Frankreich
und Deutschland nach dem Kriege von 1914 bis
1918 ihre verderbliche Nahrung gezogen ha-
ben, und der letzte Weltkrieg erspart worden.
Wären diese Versuche geglückt, so hätten die
Geschichte der beiden Völker  und die Geschich-
te Europas einen anderen Verlauf genommen.
Jetzt bietet sich uns, meine Damen und Herren,
die Gelegenheit, diese Spannungen zwischen
den Nachbarländern für immer zu beenden. (...)
Dem Willen beider Völker, in Frieden und
Freundschaft miteinander zu leben, diesem Wil-
len zweier Völker, die jahrhundertelang sich als
Erbfeinde gegenübergestanden hatten, galt es
Ausdruck zu geben. Dies Gefühl der Schicksals-
gemeinschaft und der Verbundenheit für alle
Zukunft zu sichern, – diesem Zweck, meine Da-
men und Herren, dient der vorliegende Vertrag.

Anmerkung der Redaktion: Diese Worte
wählte Bundeskanzler Adenauer (CDU) am 
25. April 1963 im Bundestag zu Beginn der De-
batte über die Ratifizierung des deutsch-franzö-
sischen Freundschaftsvertrages, der als Élysée-
Vertrag in die Geschichte einging. Längst sind
die beiden Nationen, die seinerzeit ihre Verbun-
denheit besiegelten, die wichtigsten Kräfte im
europäischen Gefüge. Sie sind gefragt als Krisen-
Manager und Euro-Retter im Zeichen zweier Er-
eignisse, die zusätzlich Anlass für diese Themen-
Ausgabe geben: Die anstehende Präsident-
schaftswahl in Frankreich und der 50. Jahrestag
der Unterzeichnung jenes Élysée-Vertrages, der
seine Schatten vorauswirft. Den Wortlaut der De-
batte zum Frankreich-Vertrag finden Sie übri-
gens in dieser Ausgabe – als Faksimile der Aus-
gabe von „Das Parlament“ aus dem Mai 1963.

EDITORIAL

Im Schicksal
verbunden

VON KONRAD ADENAUER 
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Am 22 April findet in Frankreich die
erste Runde des Präsidentschaftswahlen
statt. Gibt es eine Wechselstimmung? 
Dieser Wahlkampf ist merkwürdig, denn es
fehlt ihm jegliche Begeisterung. Frankreich
befindet sich in einer tiefen Krise. Vielen
Menschen geht es schlecht. So ist etwa die
Jugendarbeitslosigkeit in einigen Gegenden
im Vergleich zu Deutschland sehr hoch. 

Aber warum gibt es dann keine Begeis-
terung, jemand anderes zu wählen? 
Es gibt keine Begeisterung, weil Präsident
Nicolas Sarkozy viel versprochen, aber we-
nig gehalten hat. Er hat aber auch das Amt
beschädigt. Das ist eine Tatsache. Und auf
Seite der Sozialisten belastet die „Abwesen-
heit“ von Strauss-Kahn den Wahlkampf.
(Anm.d.R.: Gegen den früheren Weltbank-
präsidenten wurde mehrfach wegen des Vor-
wurfs von Sexualdelikten strafrechtlich er-
mittelt.) Seine Kompetenz fehlt. Die Kandi-
datin der rechtsextremen Front National,
Marine Le Pen, erschreckt viele Menschen.
Und der Erfolg des ultralinken Jean-Luc Mé-
lenchon hat zwar auch mit seinen Ideen zu
tun, kommt aber eher daher, dass er ein neu-
es Gesicht und kämpferisch ist. 

Fehlen im Wahlkampf charismatische
politische Persönlichkeiten? 
Das französische Problem ist, dass wir zu
viel an die Fünfte Republik glauben, die auf
dem Prinzip einer Person an der Staatsspit-
ze basiert. Also etwas vereinfacht ausge-
drückt: es gibt einen Chef, der uns den Weg
zeigt. Im Gegensatz dazu entwickelt sich die
Gesellschaft in eine andere Richtung: Die
Leute legen immer mehr Wert darauf, in
Netzwerken zu arbeiten, die Hierarchien
werden flacher, die Frauen wollen mehr
Macht. Das politische System in Frankreich
ist ziemlich altmodisch und gibt den Men-
schen zu wenig Möglichkeiten, sich zu betei-
ligen. 

Im französischen Wahlkampf war im-
mer wieder die Rede vom „Modell Deutsch-
land“. Sind die Franzosen davon genervt?  
Interessanterweise war vor von diesem „Mo-
dell Deutschland“ die Rede, bevor Präsident
Nicolas Sarkozy seine Kandidatur bekannt
gegeben hat. Ich habe nicht das Gefühl, dass
man in Frankreich Ressentiments gegen die
Deutschen hat. Jeder weiß, wie effizient das
deutsche Wirtschafts- und Sozialmodell ist.
Aber das Gerücht, – ob es stimmt oder nicht
– ,Bundeskanzlerin Angela Merkel habe ver-
sucht zu verhindern, dass der sozialistische
Präsidentschaftskandidat François Hollande
im Ausland empfangen wird, hat die Men-
schen, und auch mich, etwas gestört. Hier
hat etwas Fingerspitzengefühl gefehlt. 

Warum hat Präsident Sarkozy anfangs
auf die Hilfe von Frau Merkel gesetzt, sie
dann aber offenbar quasi wieder ausgela-
den?
Es ist schön und nicht ungewöhnlich, dass
man die Parteifreundin eines anderen Lan-
des, also im Falle Präsident Sarkozys Bun-
deskanzlerin Angela Merkel, einlädt. Aber
sie hat ihre Unterstützung nicht im Rahmen
eines Parteitages, sondern bei einem offiziel-
len Termin im Élysée-Palast zum Ausdruck
gebracht, bevor er erklärt hat, dass er kandi-
dieren wolle. Das war nicht sehr geschickt.
Es gab damit eine Einflussnahme von außen
– aber nicht im positiven Sinn. 

Wie gut kennt Präsident Sarkozy
Deutschland? 
Ich möchte nicht polemisieren, aber Präsi-
dent Sarkozy hat eine abstrakte Vision von
Deutschland. Er hat zwar intensiven Kontakt
mit Frau Merkel, aber soweit ich weiß, kennt
er Deutschland nicht von der Basis her. Neh-
men Sie das Beispiel de Gaulle. Er hat im
September 1962 sieben Tage in Deutschland
verbracht. Ich wüsste nicht, dass sich Präsi-
dent Sarkozy in Deutschland wirklich ein-

mal mit Arbeitgebern, Gewerkschaftern oder
Vertretern der Kirche getroffen hätte. 

Nach den Attentaten von Toulouse, bei
denen sieben Menschen erschossen wurden,
sind die Umfragewerte von Präsident Sar-
kozy gestiegen. Ist das die Wende im Wahl-
kampf? 
Die Menschen waren von den Ereignissen
sehr berührt. Der Präsident, der die Autori-
tät verkörpert, wird in dieser Situation als

„Beschützer“ betrachtet. Das ist normal. Die
Dinge wieder werden sich aber wieder beru-
higen und andere Themen wie Arbeitslosig-
keit, Armut oder Wettbewerbsfähigkeit wer-
den dann wieder eine größere Rolle spielen. 

Das Tandem „Merkozy“ hat nach eini-
gen Startschwierigkeiten gut funktioniert.
Wie würden Sie die Chancen für „Merkol-
lande“ einschätzen? 

Ich mag diese Namensspiele nicht. Wichtig
ist, dass Frankreich und Deutschland sehr
eng kooperieren. Und wir haben eine wich-
tige Aufgabe: Wir müssen die Euro-Zone neu
gestalten. Hier haben wir keine Wahl, son-
dern es ist eine Notwendigkeit. Entweder
machen wir das, oder unsere Währungsuni-
on geht kaputt. 

François Hollande hat angekündigt,
im Falle seines Wahlsieges den Europäi-
schen Fiskalpakt neu zu verhandeln. Wie
realistisch ist das?
Auch François Mitterand wollte 1981 eine
unilaterale Wirtschaftspolitik machen, ge-
nauso wie Jacques Chirac im Jahr 1995. Ein
neuer Präsident kann neue Akzente setzen.
Die Frage des Wachstums ist dabei ein ganz
entscheidender Aspekt. Umgekehrt hat auch
Kanzler Gerhard Schröder Frankreich nach
seinem Wahlsieg 1998 vollkommen igno-
riert. Das hat zwei Jahre gedauert, und dann
hat man zwischen Deutschland und Frank-
reich wieder vernünftig zusammengearbei-
tet. Egal, ob man sich mag oder nicht, wir
müssen eben einfach miteinander leben. 

Sie haben die deutsche Wiedervereini-
gung als französische Diplomatin miter-
lebt. Was hat Ihre Erfahrungen mit
Deutschland besonders geprägt? 
Ich habe viel in Deutschland gelernt. Zum
Beispiel gibt es in Deutschland eine Traditi-
on, Dinge tiefgehend zu durchdenken. Das
finde ich sehr positiv. Andererseits habe ich
aber auch das Gefühl, dass es nicht gut ist,
wenn die Deutschen alleine bleiben. 

Wie meinen Sie das? 
Ich habe überhaupt keine Angst vor den
Deutschen. Aber es ist schade, dass man in
Europa nicht viel mehr betont, dass wir zu-
sammen bessere Entscheidungen treffen.
Das fasziniert mich hier im Europäischen
Parlament. Man kann immer sagen, ich ha-
be Souveränität aufgegeben, weil ich mit an-
deren Parlamentariern einen Kompromiss
gemacht habe. Die Kollegen hier haben an-
dere Erfahrungen und einen anderen kultu-
rellen Hintergrund. Sie helfen, eine bessere
Lösung zu finden. Deutsche und Franzosen
ergänzen sich eben gut. 

2013 feiert der Élysée-Vertrag sein 
50-jähriges Bestehen. Ist er Garant der Be-
ziehungen oder ein Stück überlebte Sym-
bolpolitik? 
Wir brauchen keinen neuen Vertrag, aber wir
brauchen mehr Engagement. Nehmen wir
zum Beispiel einmal die Frage des Jugend-
austauschs. Bundeskanzler Konrad Aden-
auer und der französische Präsident Charles
de Gaulle waren damals schon ziemlich alt,
aber sie haben sehr viel Wert darauf gelegt
und Geld investiert, die Jugend einzubezie-
hen. Was wird heute für die Jugend gemacht?
Sehr wenig. Das ist eine der Lehren des Ély-
sée-Verträge. Und diese Jugendarbeit ist eben
nicht nur symbolisch, da sich die Generatio-
nen und Menschen permanent ändern.  

Was kann man für eine bessere Ver-
ständigung konkret machen?
Wir sollten viel mehr für die Kultur und vor
allem für die Sprache tun. Es ist wichtig, dass
wir unsere eigenen Projekte in der Mutter-
sprache überlegen, aber auch den anderen in
seiner Sprache verstehen. Denn wenn man
in einer bestimmten Sprache denkt, denkt
man anders. Und ich möchte die Verfassung
Europas nicht auf Englisch entwerfen müs-
sen. 

Das Interview führte Annette Sach. ❚

Sylvie Goulard, 46, ist
Politikwissenschaftlerin. 

Seit 2009 ist die frühere Diplomatin für
die französische Partei„Mouvement

démocrate“ Mitglied der liberalen
Fraktion (ALDE) im 

Europäischen Parlament 
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Stotter der deutsch-französische Motor?

Claas Tatje,
freier Journalist für die
„ZEIT“, Brüssel  

Christian Schubert
Wirtschaftskorrespondent
der „Frankfurter
Allgemeinen Zeitung“,
Paris 

Gemeinsam rückwärts

Das deutsch-französische Verhältnis
nach dem Zweiten Weltkrieg ist in drei
Bildern erzählt: Charles de Gaulle und
Konrad Adenauer in respektvoller

Umarmung 1963, Helmut Kohl und François Mitter-
and 1984 Hand in Hand am Grab gefallener Solda-
ten und im Herbst 2010  Angela Merkel und Nico-
las Sarkozy am Strand von Deauville. Das erste Bild
ist Symbol der Aussöhnung, das zweite Zeugnis
deutsch-französischer Annäherung und das dritte –
schon viel pragmatischer – deutsch-französische
Wirtschaftspolitik. Der deutsch-französische Motor
läuft immer dann rund, wenn beide Länder ureige-
ne Interessen einen. Derzeit, wo sich alles um die
Wirtschaft dreht, gibt es kaum Gemeinsamkeiten.
Frankreich zahlte Investoren für neue Anleihen
jüngst deutlich höhere Zinsen als Deutschland, die
Arbeitslosigkeit stieg in Frankreich im Frühjahr auf
fast drei Millionen, in Deutschland fiel sie auf den
tiefsten Stand seit der Wiedervereinigung. Der fran-
zösische Präsidentschaftskandidat François Hollan-
de macht keinen Hehl daraus, dass er wenig von
deutscher Sparpolitik und der politischen Unabhän-
gigkeit der Europäischen Zentralbank hält. Sollte er
tatsächlich die Wahl gegen Sarkozy gewinnen, wird
der Motor so schnell nicht wieder anspringen. Für
Europa ist das auch eine Chance. So romantisch ein
deutsch-französischer Weg oft klingt, so hat er in
den vergangenen Jahren oft in reiner Lobbypolitik
gemündet. Dafür haben Deutschland und Frank-
reich gern mal den Rückwärtsgang eingelegt. In der
Agrarpolitik stritten sie immer wieder für möglichst
hohe Subventionen, auch wenn dadurch die ärms-
ten Länder geschädigt werden. Schärfere Ver-
brauchsvorgaben für Kleinwagen haben sie vor vier
Jahren gemeinsam blockiert.Auf diesen Motor wer-
den die Bürger gern verzichten.

Mit viel Pragmatismus

Nein, der deutsch-französische Motor
läuft auf Hochtouren. Das zeigte sich
in der größten europäischen Heraus-
forderung der vergangenen Jahre: Die

Frage nach der richtigen Antwort auf die Eurokrise
hatten Kanzlerin Merkel und Präsident Sarkozy am
Anfang noch ganz unterschiedlich beantwortet.
Von Gipfel zu Gipfel kamen sie sich jedoch näher.
Sarkozy überzeugte Merkel von der Aufstockung
der Rettungsfonds und der europäischen Wirt-
schaftsregierung. Merkel erwärmte Sarkozy für den
nationalen Schuldenabbau und die Verbesserung
der Wettbewerbsfähigkeit. Gemeinsam stellten sie
Griechenland wegen seiner Referendumspläne in
den Senkel. Den europäischen Fiskalpakt drückten
die beiden gegen Großbritannien durch. Ihre Cha-
rakter-Gegensätze überwanden sie mit viel Prag-
matismus und leisten sich heute ungeniert Wahl-
kampfhilfe: Die Bundeskanzlerin gönnt Sarkozys
sozialistischem Rivalen François Hollande nicht ein-
mal ein Rendez-vous zum Händeschütteln. Der
französische Präsident lobt dafür „le modèle alle-
mand“ über den Klee. Die Missachtung außenpoli-
tischer Höflichkeitsregeln durch die Kanzlerin könn-
te den deutsch-französischen Motor im Fall eines
Regierungswechsels in Paris allerdings zeitweise in
Leerlauf versetzen, auch wenn sie ihn nicht abwür-
gen wird. Für Merkel ist die Schlüsselfrage, wie weit
sich Hollande vom geplanten Fiskalpakt Europas
entfernen will. Auch mit Sarkozy würde es freilich
nicht leichter: Seine Drohung eines Ausstiegs aus
dem Grenzabbau des Schengener Abkommens
missfällt dem „Mauerkind“ Merkel. Immerhin
kennt sie ihren Sarkozy und hofft auf mäßigenden
Einfluss. Hollande dagegen erforderte eine neue
Aufwärmphase – so wie nach jedem Führungs-
wechsel in Berlin oder Paris.

Frankophiler Naturschützer: Andreas Jung

W er an den Begriff Nachhaltigkeit denkt, denkt
zuerst an Umweltschutz und an die Wiederver-
wendung von Ressourcen. Auch Andreas Jung
(CDU) tut das, denn schließlich ist der Umwelt-

politiker seit 2009 Vorsitzender des Beirats für nachhaltige Ent-
wicklung. Seit 2005 engagiert er sich im Umweltausschuss des
Bundestages für den weltweiten Klimaschutz, kämpft gegen
Fluglärm und sucht nach Lösungen für die Endlagerung atoma-
rer Abfälle.Andreas Jung lebt für und liebt die Natur, sicher auch,
weil er mit ihrer ganzen Schönheit aufgewachsen ist, in Stock-
ach am Bodensee. Heute hat er hier einen der landschaftlich
wohl schönsten Wahlkreise Deutschlands.
Jung zählt mit seinen erst 36 Jahren zu den jüngeren Abgeord-
neten des Bundestages. Doch schon lange ist sein politisches wie
auch privates Leben von einer ganz anderen Nachhaltigkeit ge-
prägt: der Bindung zu seiner „zweiten Heimat Frankreich“, wie
er sagt. Sie reicht weit zurück bis in die Irrungen und Wirrungen
des Zweiten Weltkrieges. Nach Ende des Krieges verliebte sich
sein in Freiburg stationierter Großonkel Paul als Besatzungssol-
dat in seine Tante. Sie folgte ihm schon bald nach Frankreich.
Auch wenn Onkel Paul in den 1950er Jahren nach den schreck-
lichen Ereignissen des Krieges nicht allen in seiner Familie ver-
mitteln konnte, warum er ausgerechnet eine Deutsche heiraten
wollte, waren die beiden die Wurzel vieler neuer deutsch-franzö-
sischer Freundschaften – auch der ihres Neffen Andreas: „Seit
meinem dritten Lebensjahr war ich jeden Sommer bei meinen

Verwandten in der Nähe von La Baule“, erzählt er. In seiner Ju-
gend wurden die Bindungen noch enger, beim Schüleraustausch
oder durch die zahlreichen Freunde im Hause Jung, da der Vater
Vorsitzender des Partnerschaftskomitees mit dem Örtchen La Ro-
che-sur-Foron im Departement Haute Savoie war. Und auch sei-
ne Mutter, eine Französisch-Lehrerin, brachte ihm die Liebe zu
Frankreich nahe. „Die wunderbare Landschaft, ob am Meer oder

in den Bergen, die herzliche, dem Leben zugewandte Lebensart
und die Gastfreundschaft haben mich immer begeistert“, gerät
Jung beim Erzählen ins Schwärmen.
So war es fast eine Selbstverständlichkeit, dass sich Jung, der
nach einem Jurastudium als Rechtsanwalt arbeitete, beim Ein-
tritt in den Bundestag gleich der Deutsch-Französischen Parla-
mentariergruppe anschloss. Im Frühjahr 2011 besuchte ihn im
Rahmen eines gegenseitigen Austauschprogramms seine Kolle-
gin Jacqueline Irles (UMP) aus der Nähe von Perpignan. Neben
vielen gemeinsamen politischen Ansichten waren für ihn gerade

auch die Unterschiede spannend: „Frau Irles ist gleichzeitig Bür-
germeisterin und Abgeordnete. Bei uns ist das undenkbar, dort
der Normalfall.“ Auch die Stellung der Abgeordneten unterschei-
det sich in beiden Ländern voneinander, erzählt Jung: „In Frank-
reich werden die Kandidaten in der Regel von der Parteizentra-
le abgesegnet, während man bei uns vor allem im Wahlkreis ge-
wählt werden muss.“ Im Gegenzug hat die Abgeordnete mit spa-
nischen Wurzeln bei ihrem Besuch das Pensum der deutschen
Abgeordneten in Berlin überrascht: „Unser von Montag bis Frei-
tag durchgetakteter Terminplan hat sie sehr erstaunt.“ Die Fran-
zosen sind zeitlich stärker in ihren Kommunen eingebunden.
Auch der Altersdurchschnitt der französischen Abgeordneten ist
höher als in Deutschland: „Junge Abgeordnete sind in Frankreich
eher die Ausnahme“, sagt Jung.Auf die Frage, ob es Nachwuchs-
probleme in den deutsch-französischen Beziehungen gebe,
räumt Jung ein, dass für viele „der Reiz des Neuen nicht mehr
da ist“. Umso mehr müssten diese Beziehungen eine „Dauerauf-
gabe“ sein: Jung arbeitet daran auch auf regionaler Ebene. Er ist
Mitglied des Badisch-Elsässischen Gesprächskreises, in dem Ab-
geordnete, aber auch Bürgermeister und Regierungspräsidenten
über deutsch-französische Themen beraten. Die Themenpalette
reicht dabei von der Euro-Krise bis hin zum öffentlichen Nahver-
kehr oder dem umstrittenen Atomkraftwerk Fessenheim nahe
der deutschen Grenze. „Das sind Themen, die man unter Freun-
den auch kontrovers besprechen kann“, sagt Jung. Und weiß da-
bei, dass ihn vieles noch nachhaltig beschäftigen wird. as ❚

»Das sind Themen, die 
man unter Freunden 

auch kontrovers 
besprechen kann.«

»Denn wir
ergänzen 
uns eben«
SYLVIE GOULARD Die Abgeordnete
des Europaparlaments ist sicher, dass
Deutschland und Frankreich gemein-
sam bessere Entscheidungen treffen
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H
inter ihm wehen rote Fah-
nen, davor steht Jean-Luc
Mélenchon mit roter Kra-
watte und erhebt die
Faust. Als er mit kräftiger
Stimme und ohne Manu-

skript auf dem Platz an der Bastille in Paris
zu sprechen beginnt, jubeln die Massen, vie-
le rufen „résistance“ (Widerstand). Der Prä-
sidentschaftskandidat der linken „Front de
gauche“ begeistert das Publikum mit Klas-
senkampf-Slogans gegen das „liberale Wirt-
schaftsdiktat“ in Europa, Sparmaßnahmen
und die Profite der Reichen. Zum Ausklang
ertönt nicht nur die französische National-
hymne „La Marseillaise“, sondern noch da-
vor die „Internationale“. Symbolisch hatte
Mélenchon das Volk am 18. März an der Bas-
tille versammelt und war selbst verwundert
über die 100.000 Besucher. Dieser Volksauf-
lauf war der Beginn seines Aufstiegs und ist
nur ein Beispiel dafür, wie Mélenchon die
Massen in seinen Bann zieht. Der Politiker,
der als bester Redner aller Kandidaten gilt,
hatte bei anderen Großkundgebungen das
gleiche Echo. In Toulouse rief er den Leuten
zu: „Ihr müsst wieder der Krater sein, aus
dem die Flamme der Revolution hervorlo-
dert, die ganz Europa ansteckt.“
Monatelang hatte die Präsidentschaftswahl
wie ein einsames Duell zwischen Präsident
Nicolas Sarkozy (57) und seinem gleichaltri-
gen sozialistischen Herausforderer François
Hollande ausgesehen. Doch innerhalb von
wenigen Wochen kämpfte sich der 
60-Jährige Mélenchon bis auf den dritten
Platz der Umfragen vor. Er ist die Überra-
schung des Wahlkampfes und Thema über-
all: auf Vernissagen, bei politischen Veran-
staltungen oder bei Essen mit Freunden. „Er
spielt den Volkstribun“, wiegelte Hollande
die Konkurrenz durch Mélenchon ab. Dessen
Erfolgsrezept ist es, Themen aufzugreifen, die
laut Umfragen das Volk bewegen: die Frage
nach der Kaufkraft, gefolgt vom Dauerbren-
nerthema der Arbeitslosigkeit. Inzwischen
beobachten die Sozialisten mit wachsender
Sorge die erstarkende linke Konkurrenz.
Zehn Kandidaten treten beim ersten Wahl-
gang am 22. April an, neben den zwei Favo-
riten können nur drei andere auf zweistelli-
ge Ergebnisse hoffen. Darunter Mélenchon,
die extrem rechte Marine Le Pen und der
Mann der Mitte, François Bayrou (siehe auch
Seite 4). Wichtig wird, wie deren Wähler sich
im zweiten Wahlgang am 6. Mai entschei-
den, bei dem eine Stichwahl zwischen Hol-
lande und Sarkozy erwartet wird. Wird Mé-
lenchon zu stark, schwächt er Hollande und
könnte ihn im ersten Wahlgang hinter Sarko-
zy verweisen. Hollande wäre dann darauf an-
gewiesen, die Stimmen der Mélenchon-Wäh-
ler zu bekommen. 

Keine echte Kämpfernatur Für Sarkozy ist
die Unterstützung von links willkommen. Er
lobte Mélenchon: „Er verteidigt wenigstens
Ideen“, sagte er kürzlich. Hollande griff er da-
gegen an: „Je mehr man Hollande sieht, des-
to weniger hat man Lust auf ihn. Er hat kei-
ne Vorstellung davon, was es bedeutet, ein
Land zu führen.“ Sarkozy benutzt für sich
selbst gerne das Bild eines Boxers: „Man
muss sich schlagen, die Leute erwarten das“,
das ist sein Credo. Kämpfen kann er, das
spricht ihm niemand ab. Hollande dagegen

gilt nicht als Kämpfernatur. Obwohl er abge-
speckt hat und durch eine eckige Brille weni-
ger weich wirkt, bezweifeln viele, dass er das
Format zum Staatsmann hat. Doch Hollan-
de kommt zugute, dass der Wahlkampf
durch eine große Abneigung gegen die Per-
son und Politik des amtierenden Präsidenten
bestimmt ist. 

Anti-Sarkozy-Stimmung Noch nie gab es
einen Präsidenten, der laut Umfragen so un-
beliebt war wie Sarkozy. Frankreich scheint
reif für einen Wechsel zu sein. Grund dafür
ist die Verdrossenheit über
Sarkozys politische Erfolge.
Der Mann, der einst mit dem
Slogan antrat: „Mehr arbei-
ten, mehr Geld verdienen“,
hat seine Versprechen nicht
halten können. In der Krise
verloren die Franzosen sogar
weiter an Kaufkraft. Viele se-
hen in Sarkozy vor allem den
Präsidenten der Reichen, der
Steuererleichterungen für
Vielverdiener durchsetzte. 
„Das Misstrauen der öffentli-
chen Meinung gegenüber der Politik ist
groß“, stellte der Politologe Pascal Perrineau,
Professor am renommierten L´Institut d´étu-
des politiques in Paris, fest. Der Ökonom
Philippe Askenazy, Recherche-Direktor beim
staatlichen Wirtschaftsforschungsinstitut
CNRS, sieht die Zeit reif für einen politischen
Wandel, weg von einer Diktatur des Geldes
zu mehr sozialem Bewusstsein. Er hat mit
Kollegen das „Manifest der empörten Öko-
nomen“ verfasst. Das Buch, das sich gegen
die Macht der Finanzmärkte ausspricht,

staatliche Sparpolitik in Frage stellt und emp-
fiehlt, große Unternehmen und Spitzenver-
diener stärker zur Kasse zu bitten, hat sich in
Frankreich mehr als 70.000 Mal verkauft.
„Die Franzosen fragen sich, ob sie ein Europa
der Sparpolitik oder der Solidarität wollen“,
betonte Askenazy. 
Hollande nutzte im Wahlkampf gerade die-
se Stimmung und platzierte sich als Anti-Sar-
kozy-Strategie: „Ich liebe die Menschen, an-
dere sind mehr vom Geld fasziniert“, sagte er
bei seinem ersten großen Auftritt Ende Janu-
ar in Le Bourget bei Paris und versprach ei-

nen Steuersatz von 75 Pro-
zent für alle, die über eine
Millionen Euro jährlich ver-
dienen. Auch wer mehr als
150.000 Euro verdient, soll
stärker zur Kasse gebeten
werden. 
Viele Franzosen befürchten
bei einer weiteren fünfjähri-
gen Amtszeit von Sarkozy
den „Verlust sozialer Errun-
genschaften“. Selbst Gewerk-
schaftsvertreter, die sich
sonst zu Wahlen nicht äu-

ßern, haben Stellung genommen. Bernard
Thibault, Generalsekretär der linken CGT,
sprach sich gegen eine Wiederwahl aus: „Bei
einem zweiten Mandat wäre die Rechnung
für die Angestellten teuer“, erklärte er.  Auch
die gemäßigtere CFDT sieht die Gefahr eines
weiteren Sozialabbaus. Sarkozy hingegen hat
dafür die Unterstützung des Arbeitgeberver-
bandes Medef. Dessen Chefin Laurence Pari-
sot lobte seine Reformen, etwa bei der Ren-
tenreform: „Er hat eine außergewöhnliche
Arbeit geleistet.“ Sarkozy präsentiert sich seit

seiner Antrittsrede im Wahlkampf in Ville-
pinte im Norden von Paris Anfang März als
der erfahrene Staatsmann und schmettert al-
le Kritik ab. Hollandes Programm bezeichne-
te er als „Feuerwerk neuer Ausgaben“, mit
dem er die Mittelschicht „niederknüppeln“
wolle. Hollande präsentiert sich in der Zwi-
schenzeit als Versöhner, der die Sarkozy-Geg-
ner einen will, vom linken Rand bis
zur Mitte. Lange Zeit schien diese
Strategie den Wahlsieg zu verspre-
chen. Doch in den letzten Wochen
vor der Wahl ist Hollande in den
Umfragen zum Wahlgang hinter Sar-
kozy zurückgefallen. Das linke Maga-
zin „Le Nouvel Observateur“ kom-
mentierte: „Hilfe, kehrt Sarkozy zu-
rück?“, und das Magazin „L’Express“
warf mit Hollande auf dem Titel die
Frage auf: „Wird er verlieren?“ 
Die Zweifel an der staatsmännischen
Statur von Hollande haben sich mit
den Terroranschlägen von Toulouse
im März noch verstärkt, bei denen Sar-
kozy von seinem Amtsbonus profi-
tierte. Er würdigte mit ernster Miene
die Soldaten bei der Trauerfeier, Hol-
lande hetzte hinterher, tauchte überall
dort auf, wo sich der Präsident zeigte.
Seitdem traten Arbeitslosigkeit und so-
ziale Probleme, Themen, bei denen Hollan-
de punkten kann, in den Hintergrund. Die
innere Sicherheit stand ganz oben und Sar-
kozy kündigte Maßnahmen gegen den Terror
an. Hollande kann nur hoffen, dass der „Tou-
louse-Effekt“ bis zur Wahl abgeflaut ist.
Doch seitdem wirkt Sarkozy siegesbewusster.
Bei der Vorstellung seines Programmes in Pa-
ris gab er sich als großer Krisenmanager, der
die Staatsschulden reduzieren will. Letztend-
lich dürfte nach Ansicht von Meinungsfor-
schern der siegen, dem die Franzosen es eher
zutrauen, sie sicher durch die Krise zu füh-
ren.

Zankapfel Europa Mehr als jemals zuvor
geht es bei dieser Wahl um Europa. Sarkozy
schien lange der Wunschkandidat von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU) zu sein.
Denn Hollande will zwar sparen, ist aber im
Gegensatz zu Sarkozy gegen eine in der Ver-
fassung festgelegte Schuldenbremse und will
den von Merkel und Sarkozy ausgehandelten
Stabilitätspakt für mehr Budgetdisziplin in
Europa neu verhandeln. 
Doch wenige Wochen vor der Wahl zeigte
sich, dass auch Sarkozy ein schwierigerer
Partner für Deutschland werden könnte als
bisher. Er begann rechtspopulistische Töne
anzuschlagen, drohte mit einem einseitigen
Rückzug aus der europäischen Handelspoli-
tik, sprach sich für eine Wiedereinführung
der Grenzkontrollen aus und will weniger für
Europa zahlen. Deutsche Politiker sahen das
als politisches Manöver, aber er spricht damit
vielen Franzosen aus dem Herzen, die
Europa mit Skepsis sehen. 

Parlamentswahl in Sicht Über die Präsi-
dentschaftswahlen gerät derzeit eine andere
Wahl ganz in Vergessenheit. Nur einen Mo-
nat nach dem Stichwahltermin für die Präsi-
dentschaft folgen in zwei Wahlgängen am
10. und 17. Juni die Parlamentswahlen, bei
denen 577 Abgeordneten nach dem Mehr-
heitswahlrecht für fünf Jahre, ein Jahr länger

als die Bundestagsabgeordneten, gewählt
werden. Sollten die Franzosen bei den Parla-
mentswahlen politisch umschwenken, gibt
es eine sogenannte „cohabitation“, das heißt
Staatspräsident und Premierminister gehö-
ren unterschiedlichen  politischen Lagern an.
Die Macht des Präsidenten ist dabei ge-
schwächt, weil er keine eigene Mehrheit im

Parlament hat. Zuletzt hatten
von 1997 bis 2002 der konservative Präsi-
dent Jacques Chirac und der sozialistische
Premierminister Lionel Jospin eine solche
„politische Zwangsehe“ geführt.  
Da die Parlamentswahlen in diesem Jahr
kurz nach den Präsidentschaftswahlen statt-
finden, ist es unwahrscheinlich, dass es zu ei-
ner cohabitation kommt. Hollande jedoch

kündigte schon an, dass er im Falle seines
Wahlsieges das Präsidentenamt neu definie-
ren will. Er setzt sich für mehr Macht des Par-
laments ein.

Ohne Emotionen Doch unabhängig davon,
wer letztendlich siegt, wird Frankreich diesen
Wahlkampf als einen der emotionslosesten

in Erinnerung behalten. Für franzö-
sische Verhältnisse geht es – abgese-
hen von Mélenchons Kundgebun-
gen wie an der Bastille – diesmal
sehr nüchtern zu. Auf den im repu-
blikanischem Blau gehaltenen Wahl-
plakaten der beiden Favoriten ist es
offensichtlich Pflicht, ernst dreinzu-
schauen. Hollande steht nachdenk-
lich vor einem blauen Himmel auf
dem Lande, Sarkozy vor dem blauen
Ozean. 
Im ganzen Land kleben die Konter-
feie der Kandidaten auf großen Me-
talltafeln vor Schulen und öffentli-
chen Plätzen.  Dabei zeigte sich auch
hier die Sarkozy-Müdigkeit vieler
Franzosen besonders deutlich, denn
gerade seine Plakate werden am häu-
figsten verunstaltet. Statt seines Slo-
gans „La France Forte“ (Das starke
Frankreich) standen über Nacht auf
vielen Plakaten Reimvarianten wie „La

France Morte“ (Das tote Frankreich) oder „La
France le sort“ (Frankreich wirft ihn raus).
Und manchmal war das Bild des amtieren-
den Staatspräsidenten gleich ganz ver-
schwunden.  Tanja Kuchenbecker ❚

Die Autorin lebt und 
arbeitet als freie Journalistin in Paris. 

Freiwillige Helfer tüten Wahlprogramme ein. Für die Wahlwerbung in Frankreich gelten strenge Regeln: So dürfen zwei Wochen vor der Abstimmung im Umkreis der Wahllokale pro Kandidat nur zwei Plakate geklebt werden.

»Das 
Misstrauen der

öffentlichen
Meinung 

gegenüber der
Politik ist groß.«
Pascal Perrineau, Politologe
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Müder Endspurt
WAHLKAMPF Am 22. April gehen die Franzosen an die Urnen. Noch ist ungewiss, wer das Rennen um die Präsidenschaft gewinnt 

Trifft sich Frankreichs Präsident Nicolas Sar-
kozy bei europäischen Gipfeln mit anderen
Staats- und Regierungschefs, dürfte er von
einigen seiner Kollegen beneidet werden.
Denn die Verfassung der Fünften Republik
gibt ihm weitaus mehr Vollmachten als den
anderen Regierungschefs in Europa: Sie be-
sagt, dass der Präsident alle fünf Jahre direkt
vom Volk gewählt wird und  sich einmal zur
Wiederwahl stellen kann. Der Präsident er-
nennt den Premierminister und auf dessen
Vorschlag die Regierung. Zudem leitet er die
Kabinettssitzungen. Als Oberbefehlshaber
der Streitkräfte hat er auch das letzte Wort
über den Einsatz der französischen Nukle-
arwaffen, der sogenannten „force de
frappe“, und kann im UN-Sicherheitsrat
von seinem Vetorecht Gebrauch machen. 

Schwache Legislative Im Vergleich zu
Deutschland ist die Macht der Exekutive ge-
genüber der Legislative weitaus größer.
Zwar hat auch in Frankreich das Parlament
die Aufgabe die Regierung zu kontrollieren,
aber die Regierung bestimmt die Tagesord-
nung des Parlaments. Die Bereiche, in de-
nen das Parlament selbst parlamentarische
Initiativen ergreifen kann, sind in der Ver-
fassung genau festgelegt. „Monsieur le pré-

sident“ kann jedoch ohne Zustimmung des
Parlaments den Regierungschef entlassen
und die Nationalversammlung auflösen. 
Schwierig wird es für den Präsidenten dann,
wenn er im Parlament nicht über eine eige-
ne Mehrheit verfügt und er mit einem Pre-
mierminister aus dem anderen politischen
Lager regieren muss. Diesen Fall der soge-
nannten „cohabitation“ hat es in Frankreich
bislang drei Mal gegeben. 
Die starke Stellung des Präsidenten ist ein
Ergebnis der französischen Geschichte:
Entscheidend geprägt wurde die Verfassung
von Präsident Charles de Gaulle, der 1958
nach zahlreichen innenpolitischen Krisen
und vor dem Hintergrund des Algerienkrie-
ges eine neue Verfassung auf den Weg brach-
te – einen Gegenentwurf zur Verfassung der
IV. Republik, in der die Nationalversamm-
lung eine starke Stellung hatte, was aber po-
litische Instabilitäten zur Folge hatte. Die
Fünfte Republik steht immer auch in der
Kritik. Der frühere Präsident François Mit-
terand nannte sie in seiner Oppositionszeit
einen „permanenten Staatsstreich“. Und der
linke Präsidentschaftskandidat Jean-Luc
Mélenchon kündigte an, im Falle seines
Wahlsieges die Verfassung zu ändern: für ei-
ne Sechste Republik.    Annette Sach ❚

»Permanenter Staatsstreich«
FÜNFTE REPUBLIK Verfassung gibt Präsident Sonderstatus 

Frankreich ist unser größtes Nachbarland. Den Namen
erhielt es vom Stamm der Franken. Er siedelte dort nach
dem Ende des Römischen Reiches. So wurde aus einem
Teil des einstigen Fränkischen Reichs das heutige Frank-
reich – ein Land mit vielen natürlichen Grenzen. Im Sü-
den wird es durch das Pyrenäen-Gebirge und im Wes-
ten durch den Atlantik begrenzt. Im Norden bilden der
Ärmelkanal und im Osten Rhein und Alpen seine Gren-
zen. Die Hauptstadt Paris ist bis heute der Mittelpunkt
des Landes. Wir verdanken den Franzosen viele gute
Ideen: etwa die Erklärung der Menschen- und Bürger-
rechte. Viele bewundern Frankreich für Helden wie
Asterix.

Frankreich 
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Favoriten auf
Augenhöhe
PRÄSIDENTSCHAFT Sarkozy oder Hollande? Nur zwei haben eine Chance

Nicolas Sarkozy (links)  und François Hollande liegen in der Wählergunst gleichauf. Das Rennen um die Präsidentschaft dürfte in einer Stichwahl entschieden werden.

Balanceakt 
in der Mitte

Der Zentrumsde-
mokrat François
Bayrou ist mit 61
Jahren nicht älter
als andere Präsi-
dentschaftskandi-
daten. Als Einziger
tritt er schon zum
dritten Mal an.
Damit hätte er in
Sachen Wahl-
kampferfahrung

den anderen eigentlich einiges voraus. 2007
war der „Dritte Mann“ sogar mit 18,6 Pro-
zent der Finalrunde überraschend nahe ge-
kommen. Auch 2012 wird er nach allen
Prognosen nicht in die Stichwahl kommen.
Er hofft aber, dass er zu einer Alternative für
bürgerliche Wähler werden könnte, die von
der Bilanz der Präsidentschaft Sarkozy ent-
täuscht sein müssten. 
Bayrou hatte als Abgeordneter der National-
versammlung zunächst mit der rechten Re-
gierungsmehrheit gestimmt, sich dann im-
mer häufiger sehr kritisch zur Politik von
Präsident Sarkozy geäußert und schließlich
bei Vertrauensabstimmungen mit der Op-
position votiert. Auch seine dritte Präsident-
schaftskandidatur scheint zu belegen, dass
die Position der politischen Mitte in Frank-
reich ein schwieriger Balanceakt ist. Die Po-
sition „weder links noch rechts“ ist im dua-
len französischen Wahlsystem schwer zu
halten. Schon 2002 und erst recht nach
2007 wanderten die meisten seiner Anhän-
ger und die Mitglieder der einst von Valéry
Giscard d'Estaing als Konkurrenz zum
Gaullismus gebildeten liberal-konservative
Union (UDF) in Umfragen zum jeweiligen
rechten Staatspräsidenten ab. 
Die vor fünf Jahren von Bayrou gegründete
Partei „Mouvement Démocrate“ (MoDem)
wurde nie zur Massenpartei, obwohl eigent-
lich die christdemokratische Grundposition
in Frankreichs Nachkriegszeit eine der wich-
tigsten Strömungen war. Wie seine Vorbil-
der Robert Schuman und Jean Monnet ver-
tritt Bayrou eine klar proeuropäische Linie.
Als einer der Ersten hatte er Frankreich vor
der Finanzkrise zum Schuldenabbau ge-
mahnt. Vergeblich versuchte der ehemalige
Erziehungsminister, seinen Landsleuten die
Notwendigkeit von Sparmaßnahmen ein-
zupauken. Als Bauernsohn und Pferdezüch-
ter aus dem Béarn im französischen Basken-
land verkörpert Bayrou einen Gegensatz zu
den Pariser Parteizentralen, die in der Poli-
tik den Ton angeben. rb ❚

Grüne Politik
mit roter Brille

Die grüne Präsi-
dentschaftskandi-
datin von
„Europe-Ecologie-
Les Verts“ (EELV)
ist eine Spätberu-
fene der Politik. In
ihrer Wahlheimat
Frankreich, die sie
als norwegisches
Aupair-Mädchen
entdeckt hatte,

war Eva Joly zunächst als hartnäckige Un-
tersuchungsrichterin in großen Finanzaffä-
ren bekannt geworden. Sie hatte unter an-
derem im verästelten Korruptionsfall des
Erdölunternehmens Elf-Aquitaine ermittelt,
den Konzernchef hinter Gitter und den ehe-
maligen Außenminister Roland Dumas in
Verlegenheit gebracht.
Nach einer vorübergehenden Rückkehr
nach Oslo, wo sie als Gro Eva Farseth 1943
auf die Welt gekommen war, wollte sie ih-
ren Kampf für Transparenz in der französi-
schen Politik fortsetzen. Zuerst suchte sie
2007 Anschluss beim Zentrumsdemokraten
François Bayrou, verließ diesen aber, weil er
„kein Programm hat“. Als zweite Spitzen-
kandidatin der von Daniel Cohn-Bendit an-
geführten grünen Liste „Europe Ecologie“
wurde sie 2009 ins Europaparlament ge-
wählt. Sie wurde zum Symbol der politi-
schen Öffnung bei den französischen Grü-
nen. Überraschend setzte sie sich im Herbst
2011 bei der EELV-Vorwahlen zur Nominie-
rung des Präsidentschaftswahlen gegen den
Fernsehstar Nicolas Hulot durch.
Mit ihrer roten Brille und ihrem auch nach
50 Jahren in Frankreich unüberhörbaren
nordischen Akzent hatte sie in den Medien
sofort ein unverwechselbares Image. Nach
der Reaktorkatastrophe von Fukushima hat
die grüne Forderung nach einem totalen
Ausstieg aus der Atomkraft zudem Anklang
wie nie zuvor. Durch die Finanzkrise sind
aber für die Wähler Klima- und Umweltthe-
men weniger wichtig als Kaufkraft und Be-
schäftigung oder die Sicherheit nach dem
Schock der Anschläge von Toulouse. In der
Folge hatte Eva Joly größte Mühe, ihre
Wahlkampagne in Gang zu bringen und
sich für besondere Anliegen wie Straf-Frei-
heit für Cannabiskonsum Gehör zu ver-
schaffen. Selbst in der eigenen Partei began-
nen einige an der Kandidatin zu zweifeln,
die in Umfragen bei zwei bis drei Prozent
stagnierte. Sogar ihr Akzent spielt nun au-
ßerhalb der Partei wegen einer latenten
Fremdenfeindlichkeit gegen sie. rb ❚

R
ein äußerlich haben die
zwei manche Gemeinsam-
keit. Da ist zunächst einmal
das Alter (57) und die Zahl
der Kinder (vier). Als Politi-
ker haben sie ausgiebig die

in Frankreich übliche Ämterhäufung als
Bürgermeister, Abgeordneter, Departe-
ments- und Regionalpolitiker praktiziert,
so dass jeder von ihnen auf eine jahrzehn-
telange Berufserfahrung  in der Politik zu-
rückblicken kann. Europaabgeordnete wa-
ren sie übrigens auch, ganz kurz, 1999.
François Hollande ist nach fünf, Nicolas
Sarkozy sogar schon nach zwei Monaten
wieder zurück nach Paris gegangen. Jetzt
wollen beide, was der eine schon einmal
geschafft hat: Staatspräsident werden. 
Der Wahlkampf 2012 plänkelt weit unter
dem Niveau, das er ange-
sichts der bevorstehenden
Herausforderungen zur
Haushaltssanierung haben
sollte. Gerade auf diesem
Terrain haben die Favoriten
auf ihren höchst unter-
schiedlichen Wegen durch
die politische Landschaft
zwar immer wieder Erfah-
rung gesammelt. Der De-
batte ist das aber (noch)
nicht anzumerken. Hollan-
de hält sich seit seinem Vor-
schlag einer Steuer von 75 Prozent für Spit-
zenverdiener an die Strategie des Sarkozy-
Bashing, während Sarkozys Team nicht mü-
de wird, Hollandes mangelnde
Regierungserfahrung hervorzuheben. 

Aufstiegswille Ihre Herkunft hat Hollan-
de und Sarkozy jeweils unterschiedlich ge-
prägt. Nicolas Sarkozy stellt sich jung und
zielstrebig in den Windschatten von
Jacques Chirac. Schon als Gymnasiast tritt
er der Jugendorganisation der Gaullisten
bei. Bei einem Parteitag darf er zwei Minu-
ten vors Plenum treten – das seine feurigen
Worte mit viel Applaus honoriert. Sein Ta-
lent ist unübersehbar. In dem Pariser No-

belvorort Neuilly sur Seine, der seine poli-
tische Heimat und Basis wird, ist der Jüng-
ling erst seit kurzem zu Hause: Sarkozys
Mutter, eine alleinerziehende Anwältin mit
drei Söhnen, hat dort ein nicht besonders
nobel gelegenes Appartement gekauft. 
Das Geld ist immer knapp in der Familie,
knapper als in dem tonangebenden Pariser
Milieu, zu dem die Söhne unbedingt gehö-
ren sollen. Der umtriebige mittlere Sohn,
Nicolas, jobbt als Pizzaverkäufer, drängt
über Ortsverein und Gemeinderat in die
Politik und studiert nebenbei Jura im kom-
munistisch regierten Nachbarort Nanterre,
wo Daniel Cohn-Bendit 1968 sein politi-
sches Debüt gegeben hatte. Viel Zeit fürs
Lernen bleibt Sarkozy nicht. Die Anwalts-
prüfung besteht er mit allerknappstem No-
tendurchschnitt. Später studiert er an der

Elite-Universität Sciences
Po, scheitert beim Ab-
schlussexamen aber an sei-
nem schlechten Englisch.
Wie Politik in Frankreich
funktioniert, hat er längst
begriffen. Mit 29 Jahren ge-
lingt ihm ein strategisches
Meisterstück: Sarkozy wird
Bürgermeister von Neuilly. 

Kaderschmieden François
Hollande stammt aus ei-
nem anderen, behüteten

Milieu. Sein Vater ist kein Lebenskünstler
wie der kleinadelige Flüchtling Pal Sarkozy,
sondern ein Hals-Nasen-Ohrenarzt mit
Sympathie für rechtsextreme Politik. Hol-
lande erzählt lieber von seiner Mutter, einer
Sozialarbeiterin, die ihm den Sinn für die
Sorgen der kleinen Leute geschärft habe. 
Erst mit 13 Jahren zieht er aus der Provinz
nach Paris. Studieren wird François Hollan-
de aber nicht in irgendeiner Vorstadtuniver-
sität, sondern genau da, wo Sarkozy ge-
scheitert ist: in Sciences Po. Als Kompro-
misskandidat gelangt Hollande an die Spit-
ze der linken Studentengewerkschaft Unef.
Er war nicht die erste Wahl, aber er hält sich.
Hollande versteht es, die Leute mit Scherzen

für sich einzunehmen und große Zukunfts-
pläne zu schmieden. Als François Mitter-
rand 1981 die Präsidentschaftswahl ge-
winnt, hat Hollande an drei Elite-Hoch-
schulen reüssiert, darunter die Wirtschafts-
universität HEC und die Ena,
Kaderschmiede der französischen Techno-
kratie. Folgerichtig betritt das frischgebacke-
ne Parteimitglied der Sozialisten den politi-
schen Königsweg: Er wird Berater im Élysée-
Palast.  
Kurze Zeit später sammelt Hollande erst-
mals Erfahrungen als Wahlkämpfer. Mitter-
rand schickt ihn in die Corrèze, ein ländli-
ches Departement, zu dem Hollande  keine
persönliche Bindung hat. Er beackert das re-
gionalpolitische Terrain, schlägt Wurzeln.
1988 wird er zum Abgeordneten in die Na-
tionalversammlung gewählt, verliert den
Sitz 1993 aber wieder. Hol-
lande tritt in die Anwalts-
kanzlei eines Parteifreunds
ein, wo er sich um Gebiets-
körperschaften kümmert.
Politisch nähert er sich
Jacques Delors, dem Hoff-
nungsträger der Sozialisten
vor der Präsidentschafts-
wahl von 1995, der jedoch
schließlich nicht antritt. 
Nicolas Sarkozy ist damals
zum ersten Mal Minister,
für Haushaltsfragen. Später,
nach einer Durststrecke, die auch er zum
Einstieg in eine Anwaltskanzlei – für eine
private Unternehmerklientel – nutzt, kehrt
Sarkozy in die Politik zurück. Er wird Fi-
nanz- und Innenminister, wohl wissend,
dass Innenminister selten populär sind,
„dort ist aber die Machtzentrale des Staats“.
Ganz offen erklärt er bei einem Fernsehauf-
tritt, dass er „nicht nur beim Rasieren“ ans
höchste Staatsamt denkt. Als er die Zeit für
gekommen hält, greift er nach dem Partei-
vorsitz der konservativen Sammlungsbewe-
gung Union pour un mouvement populai-
re (UMP) und mischt sie nach seinen Be-
dürfnissen auf. Den Sieg von 2007 hat Sar-
kozy von langer Hand vorbereitet.

François Hollande hat es nie zum Minister
gebracht. Mit sehr viel gutem Willen mü-
hen sich Biographen und Weggefährten,
dies in eine Stärke umzumünzen. Hollan-
de wolle ein „normaler Präsident“ sein,
und kein Polarisierer, wie Sarkozy. Seine
Strategie sei eben langfristiger. Er dränge
sich nicht in den Vordergrund, bevor die
Zeit reif sei. Am Ende bekomme er doch,
was er wolle. So sah es auch aus, als er 1997
Vorsitzender der französischen Sozialisten
wurde. Auf dem Parteitag, der das besiegeln
sollte, ging seine Amtsübernahme seiner-
zeit eher nebenbei über die Bühne. 

Notorisch zerstritten Elf Jahre lang hielt
Hollande die notorisch zerstrittene Partei
fortan bis 2008 zusammen. Eine lange,
aber keine glanzvolle Zeit, in der die Sozi-

aldemokraten in den Nach-
barstaaten richtungswei-
sende Programme wie
„New Labour“ und die
„Neue Mitte“ mitsamt der
Agenda 2010 hervorbrach-
ten. Erst der Wahlkampf
von 2007 holte die franzö-
sische Funktionärspartei in
die Welt des 21. Jahrhun-
derts. Ségolène Royal er-
zwang ihre Nominierung
mit einer neuartigen Mobi-
lisierungsstrategie gegen

den Parteiapparat – und über den Kopf ih-
res damaligen Lebensgefährten Hollande
hinweg. 
François Hollande ist gewiss nicht bloß
„Herr Witzchen“ oder „Der Wackelpudding“,
wie Genossen ihn in der Vergangenheit gern
verspottet haben. Aber: Hätten die Sozialis-
ten ihn jemals zu ihrem Spitzenkandidaten
erkoren, wenn Dominique Strauss-Kahn
nicht vorher an seiner Unbeherrschtheit ge-
scheitert wäre? Jacqueline Hénard, Paris ❚

Die in Berlin geborene Autorin arbeitet als
Publizistin in Paris. Sie war langjährige Kor-
respondentin für die „Frankfurter Allgemei-

ne Zeitung“ und „Die Zeit“. 

Sarkozy 
denkt 
»nicht 

nur beim 
Rasieren« 

an das höchste
Staatsamt.

Hollande 
will ein 

»normaler
Präsident« 

sein 
und kein

Polarisierer.
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Glücksfall für
Kommunisten

Jean-Luc Mélen-
chon, der Kandi-
dat der „Links-
front“ (einer Wah-
lallianz aus Kom-
munisten und
Linkspartei) gilt
als die Überra-
schung der Präsi-
dentschaftskampa-
gne 2012. Es ist
vielleicht weniger

sein traditionell klassenkämpferisches Pro-
gramm, sondern ein außerordentliches Red-
nertalent, das von Mal zu Mal mehr Zuhörer
in seine Veranstaltungen lockt. Mélenchon
begann seinen Wahlkampf als Außenseiter,
dem die Umfragen höchstens fünf Prozent
voraussagten. Letzte Prognosen reden von
fast drei Mal so viel. Damit der Gründer der
„Parti de Gauche“ nach dem deutschen Vor-
bild von „Die Linke“ als Kandidat für die
Kommunisten des Parti communiste français
(PCF) nach langem Niedergang ein unver-
hoffter Glücksfall. Bei der Präsidentschafts-
wahl 2007 hatte die PCF-Kandidatin knapp
zwei Prozent erreicht. 
Zu den Hauptthemen der „Linksfront“ gehö-
ren eine scharfe EU-Kritik mit der Ablehnung
des Vertrags von Lissabon und des Fiskalpakts
sowie die Forderung nach einer Steuerreform
zu Lasten der „Reichen“ und der Steuerflücht-
linge. Als Hauptgegnerin attackiert Mélen-
chon Marine Le Pen, die Kandidatin des
rechtsextremen „Front National“, die diesel-
ben sozialen Wählerschichten anspricht. Mé-
lenchon beansprucht für sich, bei diesen
Wahlen den Vormarsch der fremdenfeindli-
chen Rechten gestoppt zu haben. Wegen Mé-
lenchons Bemerkungen weigerte sich Le Pen,
mit ihm im Fernsehen zu debattieren. 
Der 1951 in Tanger (Marokko) geborene Mé-
lenchon hatte seine Politik-Laufbahn als Phi-
losophiestudent in einer trotzkistischen Or-
ganisation begonnen, sich dann aber der Par-
ti Socialiste angeschlossen – wie der spätere
Premierminister Lionel Jospin, der ihn 2000
als Berufsbildungsminister in seine Regierung
holte. Mit seiner wachsenden Popularität
wurde der „Linksfront“-Kandidat  zu einem
Problem für François Hollande, der den
Linkswählern einschärfte, „nützlich“ zu stim-
men, um ein Debakel wie im April 2002 zu
vermeiden. Damals schaffte es  Jospin wegen
der allzu großen Zahl von linken Kandidaten
nicht in die Stichwahl. Rudolf Balmer (rb) ❚

Der Autor ist Paris-Korrespondent der „taz“.

Auf den Spuren
des Vaters

Mit 82 Jahren ent-
schied sich Jean-
Marie Le Pen, der
Führer der extre-
men Rechten,
schweren Herzens,
den Vorsitz des
von ihm gegrün-
deten Front Natio-
nal (FN) abzuge-
ben und sich in
der Partei mit der

Rolle einer grauen Eminenz abzufinden.
Der Rücktritt fiel ihm etwas leichter, weil er
die Leitung seiner jüngsten Tochter Marine
übergeben konnte. Sie war zwar intern nicht
unumstritten. Ihre Gegner befürchteten, sie
wolle die ausländerfeindliche Parteilinie
aufweichen. Ihre Gewandtheit in Fernseh-
talks und nicht zuletzt die Autorität ihres
Vaters gaben den Ausschlag zu ihren Guns-
ten. Marine Le Pen (43) hat die Politik in
der Familie gelernt. Schon mit 18 Jahren
kandidierte sie ein erstes Mal für den FN bei
Parlamentswahlen. Nach ihrem Jurastudi-
um und einer kurzen Tätigkeit als Rechtsan-
wältin stieg sie voll in die Politik ein. Sie hat
fast dieselbe raue Stimme und eine verblüf-
fend ähnliche Mimik und Gestik wie ihr Va-
ter und sie teilt dessen Ablehnung der Elite
und Bürokratie in Paris und Brüssel. 
Wie er betrachtet sie die Immigration als
Grund allen Übels in Frankreich und den Is-
lam als Hauptbedrohung der westlichen Zi-
vilisation. Mit der Parteiführung erbte sie
zugleich auch die Nominierung als Präsi-
dentschaftskandidatin. Ihr hochgestecktes
Ziel ist es dabei, wie Jean-Marie Le Pen 2002
den Sprung in die Stichwahl zu schaffen.
Um dies zu erreichen, versuchte sie zuerst
mit einer etwas gemäßigten Rhetorik ihre
oft vom „Establishment“ verfemte Partei
„salonfähig“ zu machen. Sie orientierte sich
dabei an rechtspopulistischen Vorbildern
aus Österreich und der Schweiz. Überra-
schender war ihre populistische Wende hin
zu Arbeitern und zu Opfern der Finanzkri-
se, denen sie das nationalistische FN-Pro-
gramm einer strikten Bevorzugung der Ein-
heimischen als Lösung empfiehlt. Sie will
namentlich die Zahl der ausländischen
Neuzuzügler von heute fast 200.000 auf
10.000 pro Jahr begrenzen. Als scharfe EU-
Gegnerin wünscht sie einen Austritt aus der
Euro-Währungsgemeinschaft und einen na-
tionalen Protektionismus. Die islamisti-
schen Attentate von Toulouse lieferten ihr
den Vorwand zu einer Verschärfung ihrer Ti-
rade gegen die islamische Bedrohung. rb ❚
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Europa spielt in den Programmen der fran-
zösischen Präsidentschaftskandidaten
nicht die herausragendste Rolle, umso
mehr aber in den öffentlichen Auseinan-
dersetzungen der Kandidaten. Je näher der
Wahltag rückt, desto häufiger warnt Amts-
inhaber Nicolas Sarkozy vor einer neuen
Krise, sollte sein sozialistischer Herausfor-
derer François Hollande gewählt werden.
Dann würden die Finanzmärkte Frankreich
abstrafen, dann drohe dem Land der Ab-
sturz wie Griechenland ihn bereits erlebt
habe. 
Die Franzosen haben indes andere Sorgen:
den Eindruck,  immer weniger Geld im
Portemonnaie zu haben, die Angst um den
Arbeitsplatz und die soziale Absicherung.
Jeden Tag verlieren rund tausend Men-
schen in Frankreich ihren Arbeitsplatz. Mit
fast zehn Prozent hat die Arbeitslosigkeit
den höchsten Stand seit zwölf Jahren er-
reicht. Trotz Schuldenkrise legen deshalb
weder Sarkozy noch der Herausforderer
Hollande in diesem Wahlkampf konkrete
Sparpläne für den Staatshaushalt vor (sie-
he Beitrag oben).
Hollande hat den EU-Fiskalpakt, in dem
sich die Unterzeichnerstaaten zu mehr
Haushaltsdisziplin verpflichten, scharf kri-
tisiert. Auch die Rolle der Europäischen
Zentralbank will der sozialistische Kandi-
dat in diese Richtung neu orientieren. „Ich
werde vorschlagen, Euro-Obligationen zu
schaffen“, heißt es in der Wahlkampfbro-
schüre des sozialistischen Kandidaten.

Europa solle mit neuen Finanzierungsin-
strumenten große Zukunftsprojekte för-
dern, vor allem in den Bereichen grüne
Technologien und Schienen-Gütertrans-
port. Sarkozy hingegen will in der franzö-
sischen Verfassung eine Schuldenbremse
verankern und bekräftigt das Ziel, 2017 ei-
nen ausgeglichenen Haushalt vorzulegen.
Den Beitrag Frankreichs zum EU-Budget
will er einfrieren.
Jean-Luc Mélenchon von der Front der Lin-
ken, die von den Kommunisten unterstützt
wird, lehnt eine staatliche Schuldenbrem-
se ab. Er fordert ein Referendum über den
EU-Sparpakt und verlangt wie Hollande,
die Europäische Zentralbank müsse künf-
tig den Staaten direkt Geld leihen. Marine
Le Pen vom rechtsextremen Front Natio-
nal, derzeit in Umfragen knapp nach Mé-
lenchon auf Platz vier, will die Franzosen
in einem Referendum über die Wiederein-
führung des Franc entscheiden lassen, den
Euro als Gemeinschaftswährung aber pa-
rallel beibehalten. Dadurch würde die
französische Wirtschaft wettbewerbsfähi-
ger, argumentiert Marine Le Pen.

Protektionismus Sowohl der amtierende
Sarkozy als auch sein Herausforderer Hol-
lande sehen die EU unter andere als Vehi-
kel, um die europäische und insbesondere
die französische Wirtschaft zu schützen. So
schlägt  Sarkozy etwa einen „Buy Europe-
an Act“ vor, um Benachteiligungen franzö-
sischer und europäischer Unternehmen im

globalen Wettbewerb auszugleichen. Da-
nach sollen öffentliche Aufträge in Europa
nur noch an europäische Firmen vergeben
werden. Wenn Brüssel diesen Vorschlag
nicht binnen eines Jahres aufgreife, werde
Frankreich die Regelung einseitig einfüh-
ren, erklärt Sarkozy. Sein sozialistischer
Herausforderer Hollande fordert ebenfalls
protektionistischen Maßnahmen, gibt ih-
nen jedoch einen grünen und nachhaltigen
Anstrich. Hollande will eine „neue euro-
päische Handelspolitik“ mit strengen so-
zialen und ökologischen Kriterien. Auf Im-
porte nach Europa solle eine Klima-Ener-
gie-Abgabe erhoben werden. 

Francois Bayrou von der Zentrumspartei
Mouvement Démocrate (MoDem) – in den
Umfragen zuletzt auf Platz fünf – zeigt sich
mit seinem Programm als am stärksten en-
gagierter Europäer. Bayrou möchte zehn
Prozent des europäischen Haushalts in gro-
ße Gemeinschaftsprogramme zur Entwick-
lung von Zukunftstechnologien zu stecken.
Er plädiert zudem für den Aufbau einer
wirklich gemeinsamen europäischen Au-
ßen- und Verteidigungspolitik. Die Debat-
ten des europäischen Parlaments müssten
mehr Aufmerksamkeit finden. Außerdem
wirbt der französische Zentrist für die Di-
rektwahl eines europäischen Präsidenten. 

Was die europäischen Institutionen angeht,
so verteidigt Sarkozy die Führungsrolle der
Staats- und Regierungschefs, insbesondere
Frankreichs und Deutschlands. Bayrou und
Hollande hingegen wollen Europa nicht auf
das deutsch-französische Führungsduo re-
duzieren. „Es ist nicht Madame Merkel, die
im Namen aller Europäer entscheidet“, er-
klärte der Kandidat in einem TV-Interview. 
Die Kandidatin der Grünen, Eva Joly, strebt
ein „föderales Europa“ an und verkörpert
dies nicht zuletzt mit ihrer eigenen Biogra-
phie: Joly wurde in Norwegen geboren und
ist Mitglied im EU-Parlament. 
Die Rechtsextreme Marine Le Pen hingegen
will die Nationalstaaten wieder Europa
überordnen, dem französischen Recht Vor-
rang vor dem europäischen einräumen. 
Sowohl Amtsinhaber Sarkozy als auch der
Favorit Hollande wollen möglichst bald ein
Gesetz verabschieden lassen, dass die Leug-
nung des Völkermordes an den Armeniern
1915 durch die Türkei in Frankreich unter
Strafe stellt. Der französische Verfassungs-
rat, das höchste Gericht des Landes, hatte
kürzlich ein dazu vom Parlament bereits
verabschiedetes Gesetz für verfassungswid-
rig erklärt. Die Zustimmung der französi-
schen Parlamentarier hatte zu einer diplo-
matischen Krise mit der Türkei geführt. Sar-
kozy lehnt  einen EU-Beitritt der Türkei ab,
Hollande hat sich in dieser  Frage bisher
nicht klar geäußert. Ursula Amtage, Paris❚

Die Autorin ist freie Korrespondentin. 

Wahlkampf mit und gegen Europa
KANDIDATEN Fiskalpakt, Schuldenbremse und Euro-Bonds: Die Bewerber ums Präsidentenamt versuchen auch mit Europa-Themen zu punkten

D
ie freundschaftliche Zu-
sammenarbeit sei ihnen
keinesfalls in die Wiege
gelegt worden. „Aus his-
torischer Verantwortung“,
auch aus „persönlicher

Zuneigung“ hätten sie jedoch zueinanderge-
funden, gestand die Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel (CDU) in einem gemeinsamen
Fernsehinterview mit Frankreichs Präsident
Nicolas Sarkozy. Das war Anfang Februar,
die Eurokrise steuerte auf einen neuen Hö-
hepunkt zu und der Fiskalpakt, die gemein-
same Verpflichtung der Euro-Staaten zur
Schuldenbegrenzung, war noch längst nicht
unter Dach und Fach. In der öffentlichen
Wahrnehmung verschmolzen die beiden da-
mals gar zum Duo „Merkozy“. 
Und auch wenn die freundschaftliche Zu-
sammenarbeit so weit ging, dass Sarkozy
fortan das deutsche Modell als Vorbild emp-
fahl, so lange, bis die Franzosen davon
nichts mehr hören wollten, so vermittelten
die beiden doch ein Bild davon, dass Europa
immer dann vorankommt, wenn in Paris
und in Berlin an einem Strang gezogen wird.
Ob Nicolas Sarkozy wieder Präsident wird
oder der Sozialist François Hollande das
Rennen um die Präsidentschaft macht, hat
auch Folgen für das deutsch-französische
Verhältnis und den Kurs der Euro-Stabilisie-
rung. Und klar ist auch: Frankreich selbst
steht mit der Politik der Schuldenbegren-
zung in Europa vor gewaltigen Herausfor-
derungen. Doch dieses Problem ist kaum
Thema der Auseinandersetzungen zwischen
den aussichtsreichsten Kandidaten. Sarkozy
und Hollande führen einen Wahlkampf der
Beschönigungen. 

Graduelle Unterschiede Frankreich hat
am 22. April die Wahl zwischen einem
„rechten“ und einem „linken“ Präsidenten,
die sich vor allem in Bezug auf Wirtschaft,
Finanzen und Soziales in weiten Teilen ih-
rer Politik kaum unterscheiden. In den Um-
fragen haben nur noch der Amtsinhaber
Sarkozy und sein Herausforderer Hollande
die Aussicht auf die Teilnahme am entschei-
denden zweiten Wahlgang am 6. Mai. Sar-
kozy war 2007 als mutiger Reformer und Er-
neuerer des Landes angetreten, hat aber sei-
nem „Quinquennat“, seiner fünfjärigen
Amtszeit, keinen klaren Fokus geben kön-
nen. Hollande ist ein für französische Ver-
hältnisse „rechter“ Sozialist, der mit ein
paar Tupfern wie einem Steuersatz von 
75 Prozent für Millionengehälter – am
liebsten europaweit – oder der Forderung
nach Neuverhandlung des Euro-Fiskalpakts
etwas Rouge aufträgt. 
Der größte Unterschied zwischen den beiden
zeigt sich in der Europapolitik. Nicht von Un-
gefähr hatte die deutsche Bundeskanzlerin
ihre Unterstützung für Nicolas Sarkozy zuge-
sagt – nachdem Hollande angekündigt hatte,
den mühsam ausgehandelten Fiskalpakt er-
neut aufzuschnüren. Sarkozy stellt sich hin-
ter den Fiskalvertrag, Hollande kritisiert ihn
als wachstumsgefährdend und will ihn er-
gänzen. In mehreren Reden hat er aufgezeigt,
was er erreichen will: Die Auflagen zur finan-
ziellen Disziplin und die Sanktionen stellt er
nicht in Frage. Doch er verlangt, dass als neue
Einnahmequelle eine Finanztransaktions-
steuer eingeführt wird. Damit sollen europäi-
sche Energieprojekte und ein Programm zur
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit fi-
nanziert werden. Darüberhinaus fordert Hol-
lande zusätzliche Kredite der Europäischen
Investitionsbank. All das soll in einer Ergän-
zung des Vertrages zusammengefasst werden.
Diese Vorstellungen des Mannes, der viel-
leicht der nächste Präsident wird, sind wahr-
scheinlich der größte Reibungspunkt zwi-
schen ihm und der deutschen Bundesregie-
rung. 

Zudem würde von Hollande, sollte er ins
Amt kommen, rasch verlangt werden, seine
Vorstellungen über den Abbau der Verschul-
dung zu präzisieren. Hollande stößt hier an
ein innenpolitisches Problem: Er weiß, wie
wichtig es ist, die Schuldenlawine zu stop-
pen. Als im Januar Ratingagenturen Frank-
reich die Top-Bonität entzogen, rüttelte das
auch am Selbstverständnis, als Teil des
deutsch-französischen Motors Europa aus
der Krise zu führen.  
Doch Hollande will nicht als ein Politiker
wahrgenommen werden, der zwar im Wahl-
kampf für Wandel eingetreten ist, nach der
Wahl aber als erstes ein Austeritätspro-
gramm, also einen strikten Sparkurs, ver-
wirklicht. Schon das Wort steht in Frankreich
auf dem Index, man spricht allenfalls von
„rigeur“, Strenge. In der Sache allerdings hat
Hollande sich zuletzt bewegt: Als Teil seines

Sofortprogramms hat er angekündigt, die
Staatsausgaben einzufrieren, bis ihm ein Be-
richt des Rechnungshofes über den Stand
der öffentlichen Finanzen vorgelegt werde.
Das klingt nach „Kassensturz“ – ein klassi-
scher Vorwand, um sich nach der Wahl von
teuren Versprechen zu verabschieden.

Europakurs Von seinem ganzen europapo-
litischen Denken her ist Hollande ein Zög-
ling des früheren Präsidenten der EU-Kom-
mission Jacques Delors. Er setzt auf europäi-
sche Integration und auf die Stärkung der
EU-Behörden sowie des Europäischen Par-
laments. Der deutschen Europapolitik ist er
damit näher als Sarkozy, der Europa als ei-
ne Veranstaltung der Regierungschef großer
Länder, vor allem Frankreichs, Deutsch-
lands und Italiens versteht. Hollande könn-
te mit Deutschland eine produktive Partner-

schaft aufbauen, falls beide Regierungen das
Problem des Fiskalvertrages umschiffen.
Sarkozy dagegen hat sich im Wahlkampf
immer stärker auf drohende Gesten gegen
Europa verlegt: Aus dem Schengen-Vertrag
und sogar aus der gemeinsamen Handels-
politik will er ausscheren, falls seinen For-
derungen nicht Genüge getan wird. Da zeigt
sich wieder der sperrige Politiker, der er in
der Anfangszeit seines Mandats war.
Sarkozy wie Hollande ist eines gemein: Bei-
de vermitteln den Wählern den Eindruck,
das Land werde auf wundersame Weise wie
von selbst aus seinen Problemen heraus-
wachsen, die spätestens mit der Finanz- und
Eurokrise klar zu Tage getreten sind. Hollan-
de erkennt zwar die budgetären Zwänge an,
unter denen der neue Präsident wird regie-
ren müssen, suggeriert aber, dass ein paar
Steuererhöhungen, ein auf ein Prozent be-

grenzter Ausgabenanstieg und das von ihm
erwartete Wirtschaftswachstum um zwei
Prozent ausreichen würden, um das Haus-
haltsdefizit bis 2017 auf Null zu bringen.
Sarkozy kündigt weniger Steuererhöhungen
an als Hollande und will dafür den Ausga-
benanstieg etwas stärker begrenzen, auf 0,4
Prozent jährlich. Doch wer sich in das Klein-
gedruckte vertieft, muss zur Kenntnis neh-
men: Auch im Programm des amtierenden
Präsidenten nimmt die Abgabenbelastung
der Franzosen deutlich zu. Hatte er 2007
noch versprochen, die Last von Steuern und
Sozialbeiträgen um vier Prozentpunkte auf
unter 40 Prozent der Wirtschaftsleistung zu
drücken – was ihm nicht gelungen ist – kün-
digt Sarkozy jetzt sogar einen Anstieg auf
45,6 Prozent bis 2017 an. Dieser neue Re-
kord findet sich verständlicherweise nicht
unter den breit publizierten Thesen Sarko-
zys, der Hollande paradoxerweise mit dem
Vorwurf attackiert, er wolle die Franzosen
unter neuen Steuern und Abgaben ersti-
cken.

Energie-Engpässe Weitere Abwesende in
der Wahlkampagne sind die defizitäre Kran-
kenversicherung und der Engpass bei der
Energieversorgung, in den das Land hinein-
läuft. Gerade in Sachen Energie gehen die
Vorstellungen zwischen Berlin und Paris aus-
einander: Während Deutschland sich unter
dem Eindruck der Reaktorkatastrophe von
Fukushima 2011 für einen mittelfristigen
Ausstieg aus der Atomenergie entschied, ha-
ben Linke wie Rechte in Frankreich auf die
billige Stromversorgung durch den großen
Park von Atomkraftwerken verwiesen. Sie
haben hingenommen, dass Jahrzehnte lang
zu wenig in das Stromnetz und den Neubau
von Kraftwerken investiert wurde. 
Stillschweigend gehen die Politiker der gro-
ßen Parteien davon aus, dass sie einfach die
Laufzeiten weiter verlängern werden, mit al-
len Risiken hinsichtlich der Zuverlässigkeit
und der Kosten, die das bedeutet. Geredet
wird nicht darüber – sieht man davon ab,
dass Sarkozy seinem Herausforderer Hol-
lande vorwirft, er wolle Frankreichs Nukle-
arindustrie zerstören. Grund: In den nächs-
ten fünf Jahren will der Sozialist zumindest
das AKW Fessenheim an der Grenze zu
Deutschland, eines der ältesten in Frank-
reich, vom Netz nehmen. Weil es sich auf
seinem vermeintlich zukunftssicheren
Atompark ausruhte, hat Frankreich die Ent-
wicklung der erneuerbaren Energien ver-
schlafen. Die Technologie für geplante gro-
ße Windparks vor der bretonischen und
normannischen Küste muss aus Spanien,
Asien und Deutschland zugekauft werden. 
Und auch in der Exportwirtschaft gibt es ein
Ungleichgewicht zwischen den beiden
Nachbarn: Frankreichs hohes Defizit im Au-
ßenhandel hat sich über Jahre aufgebaut
und geht auf einen veralteten Produktmix
und gestiegene Lohnstückkosten zurück. So
erfolgreich die großen internationalen Kon-
zerne wie Bouygues, Vivendi, GDF Suez,
Vinci und andere auch seien mögen - sie er-
wirtschaften einen großen Teil der Wert-
schöpfung in den Schwellenländern und
sind nicht getragen von einem starken in-
dustriellen Unterbau mit kleinen und mitt-
leren Unternehmen wie in Deutschland.
Diesen Rückstand kann Frankreich wieder
aufholen. Doch das bedarf einer Kraftan-
strengung über lange Jahre hin, über die we-
der Sarkozy noch Hollande offen sprechen.
Die Wähler ahnen dennoch, was auf sie zu-
kommt. Dass die Kandidaten ihnen eine fal-
sche Realität vorspiegeln, verstärkt die Zwei-
fel an der Politik und den demokratischen
Institutionen.      Thomas Hanke, Paris ❚

Der Autor ist Frankreich-Korrespondent 
für das „Handelsblatt“.

Leere Kassen
FINANZPOLITIK Sarkozy empfiehlt sich als Hüter des Fiskalpakts.
Doch am Schuldenabbau käme auch Hollande nicht vorbei

Symbol französischen Einflusses in Europa: Sitzungsort des EU-Parlaments in Straßburg

Berlin am Spielfeldrand: Die Zukunft des Fiskalpakts liegt aus Sicht der Bundesregierung in den Händen der französischen Wähler.
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Für die Bundestagsfraktionen ist die französi-
sche Präsidentschaftswahl eine Weichenstel-
lung für Europa. Die Positionen im Überblick:

Die deutsch-fran-
zösische Zusam-
menarbeit war
und ist entschei-
dend für das Fort-
schreiten der eu-

ropäischen Integration. Gerade in Zeiten der
Staatsschuldenkrise brauchen wir ein starkes
Frankreich in Europa. Dafür steht Präsident
Sarkozy. Er ist ein Partner, der bereit ist, ge-
meinsam mit Deutschland und allen anderen
europäischen Mitgliedstaaten, den Weg der
Reformen hin zur europäischen Stabilitätsuni-
on weiterzugehen. Wir haben den Euro. Jetzt
müssen wir für eine stärkere politische Inte-
gration und eine stärkere wirtschaftspoliti-
sche Koordination in der EU sorgen. Mit dem
Fiskalvertrag haben wir bereits gemeinsam
einen zentralen Baustein geschaffen. Für
mehr europäische Solidarität muss auch jeder
einzelne Mitgliedstaat bereit sein zu – teils
tiefgreifenden – Reformen hin zu Haushalts-
konsolidierung und mehr Wettbewerbsfähig-
keit. Nikolas Sarkozy hat sich im Wahlkampf
klar zum Reformkurs bekannt und wird ihn
nach seiner Wahl auch umsetzen.

Wir sind uns mit
François Hollande
und unseren Part-
nern in der Partie

Socialiste darin einig, dass Fiskalpakt und
ESM nicht der Schlussstrich für das europäi-
sche Rettungswerk sein dürfen. Insofern ver-
binden wir mit Hollande die Perspektive, den
Notoperationen, die bislang maßgeblich von
der Kanzlerin und Präsident Sarkozy betrie-
ben worden sind, eine wirtschaftspolitische
Perspektive hinzuzufügen. Der deutsch-fran-
zösische Motor kann durch eine gemeinsame
Politik wichtige Wirtschaftsimpulse für
Wachstum und Stabilität in der Eurozone ge-
ben. Mit einem Präsidenten Hollande kann
die gegenwärtige exzessive Politik des Kon-
junkturabwürgens der südlichen Länder der
Eurozone künftig zugunsten einer Wachs-
tums- und Konsolidierungspolitik umgesetzt
werden. Die Finanztransaktionssteuer bekä-
me eine zweite Chance.

Sowohl der am-
tierende  Präsi-
dent Nicolas Sar-
kozy als auch
sein Herausfor-

derer François Hollande positionieren sich
im Wahlkampf leider europakritisch. Wäh-
rend Nicolas Sarkozy das Schengen-Abkom-
men in Frage stellt, will sein Herausforderer
François Hollande die stabilitätsorientierte
Euro-Politik revidieren. Egal wie die Präsi-
dentschaftswahl ausgeht: Die über Jahr-
zehnte gewachsene deutsch-französische
Partnerschaft wird weiterhin eine zentrale
Rolle spielen, die für jeden Präsident Frank-
reichs „raison d’état“ ist und bleiben wird.

Durch die Kandi-
datur von Jean-
Luc Mélenchon
von der Linksfront

werden soziale Themen zu einem zentralen
Feld der politischen Diskussion.Er will das Par-
lament aufwerten, die Rente mit 60 wieder
einführen, den Mindestlohn erhöhen und
Reichtum umverteilen. Er fordert, dass über
die Wirtschaftpolitik der EU in Zukunft das
Volk entscheiden soll. Insbesondere seine Ab-
lehnung des „Merkozy“-Fiskalpaktes als bru-
tales Spardiktat und des Europäischen Stabi-
litätsmechanismus,der nur Banken und Inves-
toren rettet, finden breite Zustimmung. In sei-
nem Wahlkampf für ein sozial gerechtes
Frankreich zeigt Mélenchon die Möglichkeit
einer anderen Politik auf. So besteht die Chan-
ce, dass einer der wichtigsten EU-Staaten
endlich wieder eine andere Wirtschaftpolitik
im eigenen Land durchsetzt und auf europäi-
scher Ebene einfordert.Dies kann dazu beitra-
gen, eine Verschiebung der Politik in Richtung
eines sozialen Europas durchzusetzen.

Die Grüne Kandi-
datin Eva Joly for-
dert am entschie-
densten mehr eu-
ropäische Ent-

scheidungsfähigkeit gegen die Krise der
Politik und für die Lösung der Schuldenkrise.
In der zweiten Runde unterstützen über-
zeugte EuropäerInnen den Sozialisten Hol-
lande gegen den konservativen Amtsinhaber.
Sarkozy hat mit der Schließung der freien
Grenzen in Europa gedroht, um Einschrän-
kungen für Migranten zu erpressen. Auch
deshalb ist Hollande mit Forderungen nach
einem solidarischeren Europa die bessere
Wahl. Die Grünen teilen Hollandes Überzeu-
gung, dass Europa nur erfolgreich sparen
kann, wenn ein sozial-ökologisches Investi-
tionsprogramm die Rezession in EU und Eu-
rozone überwindet. Wie auch wir fordert er
eine Finanztransaktionssteuer (FTS), die alle
Finanzmarktgeschäfte betrifft, auch die riesi-
gen Umsätze mit Devisen und Derivaten,
nicht nur Aktien.

STANDPUNKTE DER
FRAKTIONEN
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E
nde Januar stellte der deutsche
Botschafter in Paris eine Mei-
nungsumfrage zum Deutsch-
landbild der Franzosen vor: 
82 Prozent der Franzosen ha-
ben ein gutes oder sehr gutes

Bild vom Nachbarn im Osten. Und dieses
positive Deutschland-Bild hat ein Gesicht.
Gefragt, was sie spontan mit Deutschland
verbinden, fällt an zweiter Stelle der Name
Angela Merkel. Ob umgekehrt die Deut-
schen Frankreichs Staatspräsidenten Nico-
las Sarkozy mögen, ist mit statistischer Ge-
wissheit nicht zu sagen. Sicherer ist, dass
sich Sarkozy und Merkel nach mühsamen
Anfang auch persönlich angenähert haben.
Sie bilden eines der „Paare“ von Präsident
und Kanzler, die durch deutsch-französi-
sche Aussöhnung, Verständigung und
schließlich Freundschaft zum positiven
Deutschland-Bild beigetragen haben.
Man lässt die Geschichte der „Tandems“,
wie der in Frankreich übliche Begriff vom
deutsch-französischen Paar meist nüchtern
ins Deutsche übersetzt wird, in der Regel
mit Charles de Gaulle und Konrad Aden-
auer beginnen. Nach de Gaulles Rückkehr
an die Macht 1958 war Adenauer zunächst
skeptisch, ob der Résistance-Held die längst
begonnene Verständigungspolitik mit Bonn
fortsetzen würde. Der Privatbesuch bei de
Gaulle, den Adenauer in seinen Memoiren
beschreibt, überzeugte ihn davon trotz vor-
heriger Bedenken: „Ich war von großer Sor-
ge erfüllt, denn ich befürchtete, die Denk-
weise von de Gaulle wäre von der meinigen
so grundverschieden, dass eine Verständi-
gung zwischen uns beiden außerordentlich
schwierig wäre. Es würde das erste Zusam-
mentreffen eines deutschen Regierungs-
chefs mit de Gaulle nach dem Kriege sein.“

Beiderseitiges Interesse Vor dem Hinter-
grund von Mauerbau und Algerienkrieg war
das beiderseitige Interesse an Zusammenar-
beit groß. Im Juli 1962 empfing de Gaulle
den Bundeskanzler zu einem Staatsbesuch,
dessen Höhepunkt der gemeinsame Besuch
in der Kathedrale von Reims darstellte. Im
September 1962 kam de Gaulle in die Bun-
desrepublik. Auf dem Bonner Marktplatz
wandte er sich auf deutsch an „das große
deutsche Volk, jawohl, das große deutsche
Volk“. Adenauers Dolmetscher Hermann
Kusterer erinnert sich in Joachim Fritz-Van-
nahmes Arte-Film „Ein Freund, ein guter
Freund“ bewegt an den Jubel, als de Gaulle
rief: „Es lebe Deutschland, es lebe Frank-
reich, es lebe die deutsch-französische
Freundschaft.“
Vor bald 50 Jahren, am 22. Januar 1963, un-
terzeichneten de Gaulle und Adenauer in
Paris den Élysée-Vertrag. „Auf der ganzen
Welt gibt es keinen Menschen“, sagte de
Gaulle, „der nicht die große Bedeutung die-
ses Vertrages erfasst. Er wendet nicht nur das
Blatt nach einer langen und blutigen Ge-
schichte voller Kampf und Streit, sondern er
öffnet auch weit alle Türen zu einer besse-
ren Zukunft für Deutschland, Frankreich
und Europa.“ Adenauer begnügte sich mit
der Erwiderung, das alles entspreche auch
seiner Auffassung. Die Unterzeichnung
wurde mit einem Bruderkuss zwischen den
alten Männern abgeschlossen. „De Gaulle
war sichtlich tief gerührt“, berichtet Kuste-

rer. Das hinderte de Gaulle nicht daran,
nach der Unterzeichnung zu analysieren:
„In Wirklichkeit werden wir die Zügel die-
ses Europas in der Hand halten, denn wir
haben die Atombombe und den weltweiten
Einfluss. So wird es bleiben, solange
Deutschland nicht wiedervereint ist.“
Am unempfänglichsten für französischen
Charme dürfte von allen Kanzlern der At-
lantiker Ludwig Erhard gewesen sein. Der
Württemberger Kurt Georg Kiesinger dage-
gen war mit Frankreich vertraut. Georges
Pompidou und Willy Brandt wiederum ver-
band wenig. Skeptisch be-
trachtete Paris Brandts Ost-
politik – wie alles, was Paris
als Versuchung interpretier-
te, ein wenig Westbindung
zugunsten von mehr Mittel-
europa und Neutralität auf-
zugeben.
Das anschließende Paar Va-
lery Giscard d’Estaing und
Helmut Schmidt ist Legende
geworden. „Wir nannten
uns beim Vornamen“, sagt
Giscard, „wir redeten mitei-
nander wie alte Bekannte, und bei Gelegen-
heit luden wir uns gegenseitig ein. Schmidt
war ein paar Mal bei mir zum Abendessen,
und ich besuchte ihn in Hamburg. Es war
eine freundschaftliche Beziehung“ und, so
Giscard zu Schmidts 90. Geburtstag, „ein
Goldenes Zeitalter der deutsch-französi-
schen Beziehungen“.
Dabei ließ Schmidt dem Freund stets den
politischen Vorrang. Bonn übernahm die
Rolle des Wirtschaftsriesen, der ein politi-
schen Zwerg bleiben will. Auch Helmut

Kohl machte sich diese Überzeugung zuei-
gen, die auf Adenauer zurückgeht: Die Tri-
kolore muss man dreimal grüßen, die deut-
sche Flagge nur einmal. Das sei, meinte
Kohl, einfach „Akzeptanz von französi-
schem Denken“.
Giscard wurde 1981 von François Mitter-
rand, Schmidt 1982 von Kohl abgelöst. Mit
befriedigtem Lächeln erinnerte sich Kohl
vor der Arte-Kamera an seinen ersten Paris-
Besuch als Kanzler. Um 12 Uhr war sein Ka-
binett vereidigt worden; um 18 Uhr schritt
er die Stufen zum Élysée-Palast hinauf. „Es

ist überhaupt keine Frage,
dass dieser erste Besuch ein
Volltreffer war“, bilanzierte
Kohl. Dass Mitterrand ihm
in der Nachrüstungsdebatte
mit seiner Rede vor dem
Bundestag 1983 den Rücken
stärkte, dürfte Kohl nie ver-
gessen haben. Ihr gemeinsa-
mes Geschichtsbewusstsein
konzentriert sich in dem
Bild, das Kohl und Mitter-
rand 1984 Hand in Hand
auf dem Soldatenfriedhof

bei Verdun zeigt. „Das ist das Bild, das mein
Leben beherrscht hat“, blickte Kohl zurück.
Die Geste war nicht abgesprochen: „Wäh-
rend wir da standen, sagte Mitterrand: Ge-
ben wir uns die Hand.“ Die Freundschaft
wurde nach dem Mauerfall auf die Probe ge-
stellt. Sie hielt bis zu Mitterrands Tod, aber
die Gewichte im deutsch-französischen
Paar waren mit der Wiedervereinigung dau-
erhaft verschoben.
Mitterrand übergab das Präsidentenamt
1995 an Jacques Chirac: Zwischen Kohl und

Chirac kam kaum Persönliches zustande.
1998 räumte Kohl das Kanzleramt für Ger-
hard Schröder, und auch dieser und Chirac
hatten einander anfangs wenig zu sagen. To-
ny Blairs und Schröders „Dritter Weg“ sowie
Konflikte um Agrarsubventionen vergifte-
ten die Atmosphäre. Der EU-Gipfel in 
Nizza im Dezember 2000 war ein Tiefpunkt
der Beziehungen. Chirac und Schröder rea-
gierten mit der Einrichtung regelmäßiger
Begegnungen, erstmals 2001 im elsässi-
schen Dörfchen Blaesheim. Die gemeinsa-
me Front gegen den Irak-Krieg 2003 und die
Feiern zum 40. Jahrestag des Élysee-Vertrags
verbesserten schließlich auch das persönli-
che Klima zwischen den beiden: Chirac lud
Schröder 2004 zur Gedenkveranstaltung
der Landung der Alliierten in die Norman-
die ein. Die Kraft aber, weiter „Motor“ der
europäischen Integration zu sein, konsta-
tiert die französische Historikerin Michèle
Weinachter, fanden Deutschland und
Frankreich seit dem 1993 in Kraft getrete-
nen Vertrag von Maastricht, mit dessen Un-
terzeichnung Kohl seine europäischen
Nachbarn nach der Wiedervereinigung be-
ruhigt hatte, kaum mehr.

Neuer „Honeymoon“ Die seit 2005 amtie-
rende Merkel arrangierte sich zwei Jahre
lang mit Chirac, der 2007 sein Amt an Sar-
kozy übergab. Auch mit ihm hatte Merkel
Mühe, obwohl Sarkozy noch am Abend sei-
ner Amtseinführung nach Berlin flog. Mit
Gesten Richtung London und der neuen
EU-Staaten sowie der längst vergessenen
Mittelmeer-Union wollte Sarkozy ein Ge-
gengewicht zum großen Nachbarn schaffen;
Unterschiede in Politikstil und Charakter

taten ein Übriges. Bis heute, berichtet der
Journalist Arnaud Leparmentier, lehne Sar-
kozy Einladungen in Merkels brandenbur-
gisches Haus ab. Das gemeinsame Krisen-
management seit 2008 rückte die Frage per-
sönlicher Zu- und Abneigung schließlich in
den Hintergrund. Schon 2009 erkannte die
Zeitung „Liberation“ den neuen „Honey-
moon“. Als erster deutscher Regierungschef
nahm Merkel 2009 an den Feierlichkeiten
teil, die alljährlich am 11. November an den
Waffenstillstand 1918 erinnern. Ein franzö-
sischer Soldatenchor sang am Grab des un-
bekannten Soldaten unter dem Arc de Tri-
omphe auch die deutsche Nationalhymne.
Zwei Tage zuvor hatten beide in Berlin das
Jubiläum des Mauerfalls begangen.
Unter dem Druck der Krise wurde Deutsch-
land für Sarkozy in vielen Bereichen zum
Modell. Und nachdem Merkel ihre Unter-
stützung für den Wahlkämpfer Sarkozy be-
kundet hatte – nicht anders als sie 2009 von
Sarkozy unterstützt worden war –, akzep-
tierte sie am 6. Februar ein gemeinsames
Fernsehinterview. Die Wortschöpfung
„Merkozy“ belegt, dass kaum ein deutsch-
französisches Tandem je so intensiv zusam-
menarbeitete – nicht nur zur Freude der üb-
rigen Europäer. Dass Merkel angeblich Sar-
kozys Konkurrenten François Hollande
nicht empfangen will, ist verständlich - hat-
te der doch auf dem SPD-Parteitag im De-
zember auf deutsch ausgerufen: „Wir gewin-
nen zusammen.“ Eine Hoffnung, die sich
im Falle seines Wahlsiegs schnell in ein
deutsch-französisches Motto ummünzen
lässt. Johannes Wetzel ❚

Der Autor lebt als freier Journalist in Paris. 

Paarbildung Staatspräsident/Bundeskanzler (v.l.): Chirac/Schröder 2004, Kohl/Mitterrand 1984 (o.), Schmidt/Giscard d’Estaing 1979 (l.u.), Adenauer/de Gaulle 1963, Sarkozy/Merkel 2009

Die Tandems
haben zum 
positiven

Deutschland-
Bild der

Franzosen 
beigetragen.
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Legendäre »Paare« 
GESCHICHTE Die Freundschaft mit Paris spiegelt sich auch im Verhältnis der Präsidenten und Kanzler wider 

Man kennt sie, fast möchte man sagen, aus
der Geschichte, die zahlreichen deutsch-
französischen Initiativen, die meistens aus
dem Elysée-Vertrag heraus begründet wur-
den: angefangen mit dem Deutsch-Franzö-
sischen Jugendwerk über die deutsch-fran-
zösische Brigade von 1989, die später in das
Eurokorps überführt wurde; der gemeinsa-
me Fernsehsender Arte oder der Deutsch-
Französische Verteidigungsrat von 1988,
komplementiert um den Deutsch-Französi-
schen Finanz- und Wirtschaftsrat. 
Es sei erwähnt, dass keiner der Beschlüsse
dieser seither regelmäßig stattfindenden
Ratssitzungen irgendwann einmal die Me-
dien mit einer aufregenden Meldung belebt
hätte. Gleiches gilt für das vor gut 20 Jahren
nach dem Mauerfall gegründete „Weimarer
Dreieck“, aus dem eine erweiterte Füh-
rungsstruktur einschließlich Polens für die
EU erwachsen sollte, oder für die vor knapp
fünf Jahren, anlässlich des 45. Geburtstages
des Elysée-Vertrages, verabschiedete Liste
von 80 gemeinsamen deutsch-französi-
schen Alltags-Initiativen.
Vor allem letztere ist ebenso unpolitisch wie
unspektakulär gewesen und geblieben, ei-
gentlich das symbolische Eingeständnis von
sublimierter Motivationslosigkeit im

deutsch-französischen Motor, der sichtlich
zu größerer Politik keine Lust hatte. Da
mussten die Entwicklung von Batterieautos
in Kehl oder die Mitflugerlaubnis deutscher
Soldaten in französischen Militärmaschi-
nen zum deutsch-französischen Highlight
werden. Einen politischen Push für Europa
hat das nicht gebracht; noch nicht einmal
eine deutsch-französische Verständigung in
den wirklich heißen Streitthemen der an-
dauernden Eurokrise bewirkt, in der das
Tandem „Merkozy“ den Streit um das Ein-
gemachte (Eurobonds, die Rolle der EZB,
Handelsungleichgewichte; Binnennachfra-
ge oder Strukturreformen) hinter einer Fas-
sade der vermeintlichen Einvernehmlich-
keit verbirgt. 
Ist darum alles schlecht? Natürlich nicht. Es
wird zu Recht behauptet, die deutsch-fran-
zösische Zusammenarbeit laufe auf Arbeits-
ebene wie geschmiert. Gewohnheit ist ein-
getreten, doch damit auch der Ruch des Un-
spektakulären. Die Versöhnung ist ge-
schafft; Initiativen, die dem bilateralen
Verhältnis und nicht der EU dienen, sind
passé. In einer Zeit, in der es mehr 16-jäh-
rige deutsche Austauschschüler in China als
in Frankreich gibt, scheint selbst der Ju-
gendaustausch ausgedient zu haben. 

Die Frage ist daher, wie verräterisch und
vielleicht gefährlich es ist, dass man Frank-
reich so gut zu kennen glaubt, dass man das
Klein-Klein im deutsch-französischen Ge-
schäft oft nur müde belächelt. Welcher 18-
jährige Deutsche prahlt heute schon damit,
nach Paris zum Studium zu gehen? Und in
einer deutsch-französischen Städtepartner-
schaft engagiert er sich sicher auch nicht. 

Und doch könnte gerade dies uns jetzt auf
die Füße fallen, wo der Fiskalpakt die EU de
facto zu einer Art europäischen Revolution
von unten zwingt, wo wir transnationale
Diskussionen über gemeinsame steuerliche
Bemessungsgrenzen ebenso brauchen und
führen werden wie über das Rentenalter
oder eine Finanztransaktionssteuer. Für sol-
che Diskussion kann man den Nachbarn –
und seine Sprache – gar nicht genug ken-
nen. Erst dann wird man vielleicht erstaunt
feststellen, dass die meisten Franzosen bei
vier Prozent Inflation mit den Schultern zu-
cken, während die meisten Deutschen bei
einer solchen Preissteigerung Angst haben
oder zumindest merken, dass der nächste
französische Präsident auch die deutschen
Geschicke beeinflussen wird. 
Das gilt natürlich nicht nur für Deutschland
und Frankreich, aber – wie schon immer –
gilt es ganz besonders für Deutschland und
Frankreich. Und darum kann es, trotz Schat-
tendasein und oftmals politscher Bedeu-
tungslosigkeit, auch künftig gar nicht genug
vom Klein-Klein deutsch-französischer Ini-
tiativen geben. Ulrike Guérot ❚

Die Autorin leitet das Berliner Büro des 
„European Council on Foreign Relations“.

Vom Klein-Klein kann es gar nicht genug geben 
ZWISCHENRUF Vorstöße zum bilateralen Verhältnis sind passé – deutsch-französische Initiativen aber nicht Schnee von gestern 

Das Wappen der deutsch-französischen
Brigade auf einem Truppenübungsplatz
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25.8.1950 Der Gemeinderat der französi-
schen Stadt Montbéliard gibt 50.000 Francs
für die erste deutsch-französische Städte-
partnerschaft mit dem baden-württembergi-
schen Ludwigsburg frei.

9.5.1950 Frankreichs Außenminister Robert
Schumann (im Bild rechts von Bundeskanz-
ler Konrad Adenauer) schlägt der Bundesre-
publik die Schaffung einer supranationalen
Behörde zur Verwaltung der Kohle- und
Stahlproduktion beider Länder vor.

18.4.1951 Unterzeichnung des Vertrags
über die Europäische Gemeinschaft für Koh-
le und Stahl (Montanunion)

30.8.1954 Die französische Nationalver-
sammlung lehnt die Ratifizierung des 1952
von Frankreich, Italien, den Benelux-Ländern
und der Bundesrepublik unterzeichneten
Vertrags über die Europäische Verteidi-
gungsgemeinschaft (EVG) ab.

5.5.1955 Die „Pariser Verträge“ treten in
Kraft: Dazu gehört auch der 1952 zwischen
Frankreich, Großbritannien und den USA so-
wie der Bundesrepublik geschlossene
Deutschlandvertrag in aktualisierter Fas-
sung. Er löst das bis dahin geltende Besat-
zungsstatut ab und spricht der  Bundesrepu-
blik eine – durch die offene deutsche Frage
begrenzte – Souveränität zu. Durch das In-
krafttreten der Verträge wird auch der Weg
zum Nato-Beitritt der Bundesrepublik frei.

27.10.1956 Unterzeichnung des Saarvertra-
ges, der die Eingliederung des Saarlandes in
die Bundesrepublik ermöglicht 

25.3.1957 Frankreich und Deutschland un-
terzeichnen gemeinsam mit Italien sowie
Belgien, den Niederlanden und Luxemburg
die Römischen Verträge über die Europäi-
sche Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und
der Europäischen Atomenergiekommission
(Euratom).

14./15.9.1958 Erstes Treffen von Frank-
reichs Staatspräsident Charles de Gaulle und
Bundeskanzler Konrad Adenauer in Colom-
bey-les-deux-Eglises

2.-8.7.1962 Staatsbesuch Adenauers in
Frankreich 

4.-9.9.1962 Staatsbesuch de Gaulles in der
Bundesrepublik 

22.1.1963 Unterzeichnung des Élysée-Ver-
trages über die deutsch-französische Zusam-
menarbeit 

4./5.7.1963 Erste deutsch-französische
Konsultationen in Bonn, Abkommen über
das Deutsch-Französische Jugendwerk 

13./14.3.1969 13. deutsch-französische
Konsultationen in Bonn, Beschluss zur ge-
meinsamen Produktion des Airbus

15.-17.11.1975 Auf Initiative von Frank-
reichs Staatspräsident Valéry Giscard d’Es-
taing und Bundeskanzler Helmut Schmidt
findet in Rambouillet der erste Weltwirt-
schaftsgipfel statt.

13.3.1979 Rückwirkend zum Jahresbeginn
tritt das von Giscard d’Estaing und Schmidt
ausgearbeitete Europäische Währungssys-
tem (EWS) in Kraft.

20.1.1983 20 Jahre nach der Unterzeich-
nung des Élysée-Vertrages unterstützt der
französische Staatspräsident François Mit-
terrand in einer Rede vor dem Bundestag die
Entscheidung der Bundesregierung, ameri-
kanische Mittelstreckenraketen zu stationie-
ren.

22.9.1984 Hand in Hand gedenken Mitter-
rand und Bundeskanzler Helmut Kohl in Ver-
dun der in den beiden Weltkriegen gefalle-
nen Soldaten beider Länder und bekräftigen
die Versöhnung. sto ❚

CHRONIK 
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Kanzlerin Merkel hat verkündet, den
sozialistischen Kandidaten Hollande bis
Ende des Wahlkampfs nicht zu empfangen.
War das klug?
François Hollande hat derzeit keine politi-
sche Funktion, er ist Präsidentschaftskandi-
dat. Angesichts des Terminplans der Kanzle-
rin ist ihre Entscheidung vertretbar. 

Verschlechtert sich das deutsch-französi-
sche Verhältnis, wenn Hollande gewinnt?     
Das deutsch-französische Verhältnis hängt
nicht an Personen und Parteien. Giscard d´Es-
taing und Helmut Schmidt haben sehr eng
miteinander kooperiert, ebenso François Mit-
terand und Helmut Kohl, obwohl sie unter-
schiedlichen Parteien angehörten. Entschei-
dend ist, dass die wirtschaftlich größten und
bevölkerungsreichsten Staaten der EU in
wichtigen Fragen gleiche Ziele verfolgen und
bei unterschiedlichen Interessen zu einem
fairen Interessenausgleich kommen. 

Hollande will den Fiskalpakt neu ver-
handeln. Wird das möglich sein?
Das wird kaum möglich sein. Der Fiskalpakt
wird nicht vor den französischen Präsident-
schaftswahlen ratifiziert sein. Entscheidend ist,
ob eine neue Mehrheit in Paris nach den Par-
lamentswahlen diesen Vertrag ratifiziert. Es gibt
stets irgendwo in der EU Wahlen. Der Grund-
satz heißt aber: Verträge sind einzuhalten.

Deutsche Parteien mischen kräftig mit
im Präsidenten-Wahlkampf. Die SPD stützt

Hollandes Sozialisten, die CDU Sarkozys
UMP. Sollte man nicht zurückhaltender
sein?
Deutschland wird von den französischen Par-
teien sehr stark im Wahlkampf thematisiert.
Teils als positives Beispiel, teils als negatives.
Deutschland hat in der Frage der Haushalts-
disziplin, der Stabilität und Wettbewerbsfä-
higkeit seit den Hartz-Reformen Schröders in
verschiedenen Koalitionen eine gleichgerich-
tete Politik gemacht. Dies wird eben auch in
Frankreich als positives Beispiel gesehen.

In Frankreich hat sich die Ansicht breit-
gemacht, es gebe kein Gleichgewicht mehr
zwischen Paris und Berlin in der EU. Wie
schädlich ist eine solche Stimmungslage? 
Das wird so dargestellt, je nachdem welchem
Lager die Wahlkämpfer in Frankreich angehö-
ren. Ich sehe kein solches Ungleichgewicht.
Die Franzosen sind umgekehrt auch Vorbild
für Deutschland, so in der Familienpolitik,
der Demografie oder bei Teilbereichen der
Technologiepolitik. Das derzeit debattierte
Ungleichgewicht besteht beim unterschiedli-
chen Wirtschaftswachstum und der Arbeitslo-
sigkeit, wo Deutschland erfolgreicher ist. Des-
halb ist die Frage, wie Frankreich hier wieder
auf Augenhöhe mit Deutschland kommt,
wichtig im französischen Wahlkampf.  

Vielerorts in Europa gibt es Kritik an ei-
ner Bevormundung aus Paris und Berlin, ob
in England, Griechenland oder in Ex-Ost-
blockstaaten ...

Deutschland und Frankreich allein können in
der EU keine Integrationsfortschritte, aber
auch keine Lösungen von Problemen erzwin-
gen. Aber wenn Frankreich und Deutschland
uneinig sind, sind Fortschritte oder Lösungen
in der EU unmöglich. Es ist immer wieder
wichtig für den Fortgang in Europa, dass Ber-
lin und Paris ein klares Zeichen gemeinsamen
politischen Willens geben. Genauso wichtig
ist es, dass sie auf kleine Mitgliedsstaaten zu-
gehen, sie einbinden und sich nicht als Ma-
jorat in der EU gebärden.

2013 wird der Élysée-Vertrag 50 Jahre
alt. Müsste man den Vertrag nicht ergänzen
oder neu schreiben?
Es geht nicht darum, den Vertrag neu zu
schreiben, sondern darum, konkrete Projekte
zu machen. Der Vertrag hat sich bewährt. Er
schuf die Grundlage für vielfältige Initiativen
in beiden Ländern , die in die jeweilige Zeit
gepasst und zu großen Fortschritten geführt
haben. 

Trotz aller propagierten Schicksalsge-
meinschaft durch die hohe Politik: So ein
richtiges tieferes Zusammengehörigkeitsge-
fühl zwischen Deutschen und Franzosen
gibt es nicht, oder?
Doch. Mit keinem anderen Nachbarn hat
Deutschland eine so enge politische, wirt-
schaftliche und soziale Verbindung wie mit
Frankreich. Man schaue nur auf die große
Zahl der Städtepartnerschaften. Deutschland
und Frankreich wachsen als Wirtschaftsraum,

aber auch als Kulturraum immer enger zu-
sammen. 

Der französische Historiker Nora sieht
eine kulturelle und intellektuelle Entfrem-
dung von Deutschen und Franzosen. 
Diesen Pessimismus teile ich nicht. Wir haben
aus den Katastrophen des 19. und 20. Jahr-
hunderts gelernt. Nicht Dominanz gegenüber
Nachbarn stärkt eigene Interessen und Identi-
tät, sondern Integration und Zusammenar-
beit. Europa ist ein Europa der Nationalstaa-

ten und kulturellen Vielfalt. Das bringt uns
eher zusammen, als dass es uns trennt.

Nicht positiv entwickeln sich aber die
gegenseitigen Sprachkenntnisse ...
Im Zeitalter elektronischer Kommunikation
und Allverfügbarkeit sozialer Netzwerke hat
sich Englisch als Verkehrssprache durchge-
setzt. Andererseits wird durch die wirtschaft-
liche Verflechtung die Kenntnis einer zweiten
Fremdsprache immer wichtiger für eine be-
rufliche Qualifikation. Deshalb ist es für Fran-
zosen wesentlich, Deutsch zu lernen und für
Deutsche, Französisch zu lernen. 2013 be-
steht auch das Deutsch-Französische Jugend-
werk 50 Jahre. Es hat bei der Sprachkenntnis
wichtige Impulse gegeben. Womöglich müs-
sen wir hier unsere Anstrengungen forcieren.

Sie führen seit 1994 die deutsch-franzö-
sische Parlamentariergruppe. Gibt dieser
Kreis auch Impulse für die große Politik?
Ja. Bei unserem jährlichen Kolloquium wer-
den Themen diskutiert, die in beiden Ländern
aktuell sind. Wir tauschen auch unsere Erfah-
rungen in der Gesetzgebung aus. So pflegen
wir eine Zusammenarbeit, die es in anderen
nationalen Parlamenten nicht gibt. ❚

Da Gespräch führte Hans Krump.

Andreas Schockenhoff ist stellvertretender
Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfrakti-

on und führt die deutsch-französische 
Parlamentariergruppe.

»Es geht darum, konkrete Projekte zu machen«
INTERVIEW Der CDU-Abgeordnete Andreas Schockenhoff zum Präsidenten-Wahlkampf, dem Élysée-Vertrag und deutsch-französischen Sprachkenntnissen

A
nfang kommenden Jahres ist
Goldene Hochzeit. Das Paar
wirkt ein wenig zersaust,
aber ganz zufrieden mitei-
nander. Damals, vor 50 Jah-
ren, war es eher eine Ver-

nunftehe denn eine Liebesheirat, obwohl
Leidenschaft stets Teil der Beziehung war.
Gewiss, der deutsche Michel und die fran-
zösiche Marianne gehen sich gelegentlich
gehörig auf die Nerven und so ganz verste-
hen sie nicht immer, was der andere gerade
so treibt. Aber im Großen und Ganzen ver-
bindet sie im Jahr 2012 eine verlässliche,
freundschaftliche und bisweilen herzliche
Beziehung. Hätten der französische Staats-
präsident Charles de Gaulle und Bundes-
kanzler Konrad Adenauer am 22. Januar
1963 dies geahnt, so wären sie sich nach der
Unterzeichnung des Élysée-Vertrages wo-
möglich noch herzlicher in die Arme gefal-
len. Denn nur 18 Jahre nach Ende des Zwei-
ten Weltkrieges war diese Entwicklung nicht
abzusehen. Der Bundestag will anlässlich
des 50. Jahrestages der Unterzeichnung des
Freundschaftsvertrags die französichen Ab-
geordneten der Nationalversammlung nach
Berlin einladen – nachdem die deutschen
Parlamentarier zum 40. Jubiläum zu Gast in
Frankreich waren. 

Rückblende Es war ein klirrend kalter Win-
tertag, als General de Gaulle und Adenauer
am frühen Abend im Pariser Élysée-Palast,
dem Amtssitz des französischen Präsiden-
ten, den Vertrag über die deutsch-französi-
sche  Zusammenarbeit unterzeichneten. In
dem Abkommen verpflichteten sich die bei-
den Nachbarn zu Konsultationen in allen
wichtigen Fragen der Außen-, Verteidigungs-
Bildungs-, Jugend- und Kulturpolitik. Regel-
mäßige Treffen zwischen den Regierungs-
chefs und den zuständigen Ressortminis-
tern sowie hoher Beamter beider Länder
sollten die Umsetzung des Vertrages ge-
währleisten. Aus erbitterten Kriegsgegnern
sollten Partner werden – für viele eine Sen-
sation. Für Adenauer war es „seine wichtigs-
te Tat in all den vierzehn Jahren seiner Kanz-
lerschaft“, wie er wenig später in der „New
York Times“ bekannte. Es sollte auch seine
letzte große Tat vor seinem Ausscheiden aus
dem Amt im Herbst 1963 werden. 
In einer kurzen Gemeinsamen Erklärung
zum Vertrag wurden die drei wichtigsten
Ziele der Vereinbarung genannt: die Aus-
söhnung der in jahrhundertelanger „Erb-
feindschaft“ verbundenen Staaten, die Be-
gründung einer echten Freundschaft zwi-
schen den beiden Völkern, insbesondere der
Jugend, und die Förderung des Aufbaus ei-
nes einigen Europas. Nachdem Adenauer
und de Gaulle sowie die Außenminister
Gerhard Schröder und Maurice Couve de
Murville und Frankreichs Ministerpräsident
Georges Pompidou den Vertrag unterzeich-
net hatten, äußerte sich der General sicht-
lich bewegt: „Übervoll ist mein Herz und
dankbar mein Gemüt“ – niemand auf der
Welt könne „die überragende Bedeutung
dieses Aktes verkennen“. Nicht nur wende
sich „das Blatt einer langen und blutigen
Geschichte der Kämpfe und Kriege, sondern
zugleich öffnet sich das Tor zu einer neuen
Zukunft für Deutschland, für Frankreich, für
Europa und damit für die Welt“. Adenauer
erwiderte: „Herr General, Sie haben es so
gut gesagt, dass ich dem nichts hinzufügen
könnte.“ Den deutschen Bundeskanzler be-
dachte de Gaulle hernach mit dem Wangen-
kuss – à la française – links und rechts.

Symbolisches Signal Der Élysée-Vertrag ist
fraglos ein zentrales Dokument der Aussöh-
nung. Allerdings wäre er, da ist sich die his-
torische Forschung einig, nicht ohne einen
jahrelangen Annäherungsprozess zwischen

Deutschland und Frankreich möglich gewe-
sen. Einer, der diesen unermüdlich vorange-
trieben hatte, war Robert Schuman. Der
französische Außenminister von 1948 bis
1952 und spätere erste Präsident des Euro-
päischen Parlaments erklärte am 9. Mai
1950: „Die Vereinigung der europäischen
Nationen erfordert, dass der jahrhunderte-
alte Gegensatz zwischen Frankreich und
Deutschland ausgelöscht wird.“ Franzosen
und Deutsche waren zu der Auffassung ge-
langt, dass nur ein Schlussstrich unter die
„Erbfeindschaft“ einen neuen Krieg beider
Staaten verhindern könne. Mit der Begrün-
dung der Montanunion im Jahr 1952, der
auf dem Schuman-Plan für eine Zusam-
menlegung der deutschen und französi-
schen Kohle- und Stahlproduktion fußte,
war auf dem Weg dorthin ein erster Schritt
getan. Ein zweiter folgte mit dem Inkrafttre-

ten der Verträge über die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) Anfang Januar
1958. Das entscheidende symbolische Sig-
nal für das Ende der Feindschaft gaben
Adenauer und de Gaulle selbst am 8. Juli
1962 mit ihrer Teilnahme am Versöhnungs-
gottesdienst in der Kathedrale von Reims.

Korrekturen im Bundestag Der Bundestag
ratifizierte den Vertrag am 15. Mai 1963, er-
gänzte ihn aber mit einer Präambel im Ra-
tifikationsgesetz. Das darin formulierte Be-
kenntnis zur Partnerschaft mit den USA und
zur Integration in die Nato und die EWG
sorgte auf der französischen Seite für Miss-
stimmung – war es doch das Gegenteil des-
sen, was de Gaulle mit dem Vertrag errei-
chen wollte. Mit dem Freundschaftsvertrag
strebte der ein Gegengewicht zu den USA
an. Zudem hatte der General erst kurz zuvor

einen Beitritt Großbritanniens zur EWG
ausgeschlossen. Bis weit in die CDU/CSU-
Fraktion hinein fürchteten die Bonner Par-
lamentarier, mit der Ratifizierung des Ély-
sée-Vertrages in die auf Distanz zu den USA
und Großbritannien bedachte Außenpolitik
Frankreichs gezogen zu werden – und ver-
abschiedeten die umstrittene Präambel.
Der Erfolg des Élysée-Vertrages war damit
mehr als unsicher, wie eine Episode zeigt,
über die unter anderen das Nachrichtenma-
gazin „Der Spiegel“ in seiner Ausgabe vom
10. Juli 1963 ausführlich berichtete. „Verträ-
ge sind wie Rosen und junge Mädchen, sie
haben ihre Zeit“, monierte demzufolge de
Gaulle am 2. Juli 1963. Für verblüht hielt
der Präsident den Elysée-Vertrag just an dem
Tag, an dem dieser in Kraft trat. Adenauer
reagierte auf die Kritik beim festlichen
Abendessen im Palais Schaumburg bei de

Gaulles Besuch in der Bundesrepublik am 
4. Juli 1963: „Aber die Rose – und davon
verstehe ich nun wirklich etwas, das lasse
ich mir von niemandem bestreiten – ist die
ausdauerndste Pflanze, die wir überhaupt
haben.“ Der Bundeskanzler fügte den Anga-
ben zufolge hinzu: „Jawohl, diese Freund-
schaft zwischen Frankreich und Deutsch-
land ist wie eine Rose, die immer wieder
Blüten bringt, die immer wieder Knospen
treibt und wiederum Blüten bringt und die
alle Winterhärten glänzend übersteht.“

Mit Leben erfüllt Der erfahrende Rosen-
züchter Adenauer sollte Recht behalten. Ins-
besondere mit der Gründung des Deutsch-
Französischen Jugendwerks  am 5. Juli
1963, mit dessen Unterstützung sich Millio-
nen Jugendliche aus beiden Ländern ken-
nen- und verstehen lernten, sowie den in
den Folgejahren zahlreich entstehenden
deutsch-französischen Städte- und Gemein-
departnerschaften wurde der Vertrag mit Le-
ben erfüllt. In Ergänzung des Abkommens
setzten Bundeskanzler Helmut Kohl und
Frankreichs Staatspräsident François Mitter-
and anlässlich des 25. Jahrestages der Un-
terzeichnung im Jahr 1989 einen Verteidi-
gungs- und Sicherheitsrat, einen Umweltrat,
einen Finanz- und Wirtschaftsrat sowie ei-
nen Kulturrat  ein. Seit 2001 finden infolge
des Blaesheim-Abkommens zudem etwa al-
le acht Wochen Treffen beider Regierungs-
chefs zum informellen Austausch über
wichtigsten internationalen, europäischen
und bilateralen Themen statt. 
Am 40. Jahrestag der Unterzeichnung des
Elysée-Vertrages am 22. Januar 2003 fand
das erste Treffen des deutsch-französischen
Ministerrates im Élysée-Palast statt. Seither
kommen halbjährlich die Kabinette beider
Staaten zu einer gemeinsamen Sitzung zu-
sammen. Höhepunkt der 40-Jahrfeier war
jedoch die erste gemeinsame Sitzung der
Abgeordneten der Assemblée Nationale
und des Bundestages in Versailles. Sie verab-
schiedeten eine Erklärung zur Intensivie-
rung der gemeinsamen Gesetzgebungsar-
beit. Unter anderem beschlossen die Abge-
ordneten regelmäßige gemeinsame Präsidi-
umssitzungen, eine Kooperation der
Ausschüsse sowie den Austausch von Beam-
ten. Zudem wurde der 22. Januar zum
„deutsch-französischen Tag“ proklamiert.  

Ausblick Zehn Jahre später sollen nun die
französischen Abgeordneten sowie die Re-
gierung zu Gast Berlin sein. Am Nachmittag
des 22. Januar 2013 werden nach jetzigem
Stand der Planungen Parlamentarier beider
Länder gemeinsam im Plenarsaal tagen. Vor-
gesehen ist die Verabschiedung einer ge-
meinsamen zukunftsorientierten Erklärung
zum deutsch-französischen Verhältnis. Be-
reits am Vormittag soll es eine erweiterte
deutsch-französische Präsidiumssitzung ge-
ben, an der neben den Parlamentspräsiden-
ten und Vizepräsidenten auch die Fraktions-
vorsitzenden sowie die Europaausschuss-
Vorsitzenden teilnehmen. Auch die Bundes-
regierung plant zahlreiche Veranstaltungen
zum 50. Jahrestag des Élysée-Vertrags.  
Anders als manches alte Ehepaar werden
Abgeordnete und Regierungsvertreter
Deutschlands und Frankreichs zur Golde-
nen Hochzeit genug Gesprächsstoff haben.
Die Aufregung, die der sozialistische Bewer-
ber um das französische Präsidentenamt,
François Hollande, mit seiner Ankündigung
auslöste, der Élysée-Vertrag müsse grundle-
gend überarbeitetet werden, hat gerade erst
gezeigt, wieviel Leidenschaft in der Bezie-
hung steckt. Monika Pilath ❚

Winterharte Rose
ÉLYSÉE-VERTRAG Vor fast 50 Jahren begründeten Adenauer
und de Gaulle eine neue Beziehung der früheren »Erbfeinde«

Andreas Schockenhoff 

Mit der Unterzeichnung des Élysée-Vertrages am 22. Januar 1963 begann eine neue Ära in den deutsch-französischen Beziehungen.
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14.6.1985 Gemeinsam mit den Benelux-
Staaten unterzeichnen Frankreich und
Deutschland das Schengener Abkommen
zur Aufhebung der Personenkontrollen an
den Binnengrenzen.

17.-24.9.1987 Erstes großes deutsch-fran-
zösisches Militärmanöver („Kecker Spatz“)
in der Bundesrepublik mit 75.000 Mann 

2.10.1989 Gründung der deutsch-französi-
schen Brigade, aus der 1993 das Eurokorps
hervorgeht.

9.11.1989 Fall der Berliner Mauer

20.-22.12.1989 Mitterrand stattet der DDR
als erstes Staatsoberhaupt einer westlichen
Siegermacht des Zweiten Weltkrieges einen
Besuch ab.

17./18. 9.1990 56. deutsch-französisches
Gipfeltreffen in München. Mitterrand kün-
digt den Abzug der in Deutschland statio-
nierten französischen Truppen an.

1.10.1990 Frankreich und die anderen drei
Siegermächte erklären die Aussetzung ihrer
Vorbehaltsrechte und Verantwortlichkeiten
für Berlin und Deutschland als Ganzes.

3.10.1990 Deutsche Einheit

15.3.1991 Inkrafttreten des „Zwei-plus-
Vier-Vertrags“, der das Viermächtestatut
Berlins und die alliierte Verantwortung für
Deutschland als Ganzes beendet.

7.2.1992 Unterzeichnung des Maastricht-
Vertrages über die Europäische Union 

30.5.1992 Der von Deutschland und Frank-
reich ins Leben gerufene Fernsehkulturkanal
Arte geht auf Sendung.

14.7.1994 Bei der Militärparade zum fran-
zösischen Nationalfeiertag paradieren in Pa-
ris auch 200 deutsche Soldaten des Euro-
korps auf den Champs-Élysées.

13.2.1996 Gemeinsame Arbeitssitzung der
Auswärtigen Ausschüsse des Bundestags
und der Nationalversammlung 

21./22.1.1997 Erste gemeinsame Sitzung
der parlamentarischen Freundschaftsgrup-
pen von Bundesrat und Senat in Paris 

1.1.2002 In Frankreich, Deutschland und
zehn weiteren EU-Staaten wird der Euro als
Bargeld eingeführt.

22.1.2003 80. Deutsch-Französisches Gip-
feltreffen in Paris mit einer gemeinsamen Sit-
zung des Bundestages und der französischen
Nationalversammlung in Versailles zum 
40-jährigen Bestehen des Élysée-Vertrags.
Zuvor stellen Frankreichs Präsident Jacques
Chirac und Bundeskanzler Gerhard Schröder
klar, dass sie gemeinsam alles tun wollen,
um einen Krieg im Irak zu verhindern.

17.10.2003 Schröder lässt sich beim Euro-
päischen Rat durch Chirac vertreten.

6.6.2004 Zum 60. Jahrestag der Landung
der Alliierten in der Normandie nimmt Schrö-
der als erster Bundeskanzler an den Feier-
lichkeiten in Frankreich teil.

11.11.2009 Auf Einladung von Staatspräsi-
dent Nicolas Sarkozy nimmt Bundeskanzle-
rin Angela Merkel in Paris an den Feierlich-
keiten zum Jahrestag des Waffenstillstandes
nach dem Ersten Weltkrieg teil, denen zuvor
noch kein deutscher Regierungschef beige-
wohnt hatte.

1.12.2009 Der EU-Reformvertrag von Lissa-
bon tritt in Kraft.

2.3.2012 Zusammen mit 23 weiteren EU-
Staats- und Regierungschefs unterzeichnen
Merkel und Sarkozy den Fiskalvertrag zur
Euro-Stabilisierung. sto ❚

CHRONIK
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Mehr zum Thema unter:
www.deutschland-frankreich.diplo.de 



8 NACHBAR FRANKREICH Das Parlament – Nr. 16/17 – 16. April 2012

Freunde
unter sich
PARLAMENTARISMUS Frankreichs
Nationalversammlung und der Deutsche
Bundestag pflegen seit Ende der 1950er
Jahre enge Beziehungen – nicht nur auf
der politischen, sondern auch auf der 
menschlichen Ebene 

Gemeinsame Sitzung der Finanzausschüsse des Bundestags und der Assemblée Nationale am 7. April 2011 in Berlin

D
ie drei Personen – eine
Frau, zwei Männer – ste-
hen im Innenhof vom Ja-
kob-Kaiser-Haus. Sie ha-
ben die Köpfe in den Na-
cken gelegt, den Blick auf

ein Stück Altbau gerichtet, das aus dem
größten der Bundestags-Neubauten hervor
lugt. Dies, sagt der Mann, der die drei he-
rumführt, sei typisch für Deutschland: Neu-
es werde in Altes integriert, Kunst als Teil ei-
nes Gebäudeensembles. Warum, möchte die
Frau wissen. Ihr Gegenüber überlegt kurz,
dann zuckt er mit den Schultern. „L’art pour
l’art“, sagt er schließlich. Kunst um der Kunst
Willen. Die Frau lacht. Sie ist Französin. Und
wenn jemand etwas von L’art pour l’art ver-
steht, dann sind es wohl die Franzosen.
Marianne Groulez ist Redakteurin bei der
Unterabteilung Sitzungsmitschriften im
französischen Parlament und eine von drei
Mitarbeitern der Assemblée Nationale, die
im März an einem Austausch mit dem Bun-
destag teilgenommen haben. Seit 1973 gibt
es diesen einwöchigen Informationsbesuch
schon, mehr als 150 deutsche oder franzö-
sische Parlamentsmitarbeiter haben bislang
daran teilgenommen. Ziel: die Arbeitsweise
des Parlaments kennen lernen. Das Pro-
gramm: dicht gedrängt. Die drei Mitarbeiter
der Assemblée Nationale haben die Reichs-
tags-Kuppel besichtigt, sich über den Ablauf
der Gesetzgebung informiert und an einer
Sitzung des Familienausschusses teilge-

nommen. Außerdem stand ein Treffen mit
der Vereinigung Deutsch-Französischer Par-
lamentsmitarbeiter auf dem Programm – ei-
nem Verein, der zur Völkerverständigung
beitragen möchte, zur Vertiefung der beruf-
lichen und menschlichen Beziehungen zwi-
schen beiden Parlamenten. Die Vereinigung
besteht – wenn auch nicht von Anfang an
unter diesem Namen – seit 1975. Sie ist die
älteste Mitarbeitervereinigung des Bundes-
tages, die Idee zur Gründung gab der zehn-
te Jahrestag des Élysée-Vertrages 1963. 

Gemeinsamer Preis Zwischen dem Bun-
destag und der Assemblée Nationale beste-
hen enge Beziehungen. Manches ist öffent-
lichkeitswirksam, etwa wenn Bundestags-
präsident Norbert Lammert (CDU) und
sein französischer Amtskollege Bernard Ac-
coyer gemeinsam den Deutsch-Französi-
schen Parlamentspreis verleihen. Es ist eine
Auszeichnung, die herausragende wissen-
schaftliche Arbeiten würdigt, die sich so-
wohl mit Frankreich als auch mit Deutsch-
land beschäftigen. Manches aber findet hin-
ter den Kulissen statt, dort wo keine Medien
dabei sind, wo es darum geht, das Band en-
ger zu knüpfen, Meinungen auszutauschen,
Kontakte herzustellen. 
Die Bundestagsmitarbeiterin Jacqueline Bi-
la hat ein Jahr in Paris verbracht hat, als Re-
ferentin im Sekretariat des Ausschusses für
Produktion und Handel. Ein Jahr lang er-
lebte sie im Rahmen eines Beamtenaustau-

sches Unterschiede und Gemeinsamkeiten
zwischen den Parlamenten. Die Abgeordne-
ten in Frankreich hätten einen „weniger
starken personellen Unterbau“, sagt sie. Das
heißt in der Praxis: Einige von ihnen teilen
sich ein Büro und einen Mitarbeiter. In der
Folge haben die Verwaltungsmitarbeiter en-
geren Kontakt zu den Parlamentariern. So
auch Bila, die einen Bericht zum Thema
Tourismus in enger Abstimmung mit einem
kommunistischen Abgeordneten schrieb:
„In Deutschland wird in Ausschussberich-
ten immer auch die Meinung der Oppositi-

on dargestellt, in Frankreich läuft das ganz
anders. Dort ist der Bericht aus der Sicht des
einzelnen Abgeordneten zu schreiben.“

Unterschiedliche Praxis Umgekehrt wun-
dern sich auch die drei französischen Parla-
mentsmitarbeiter bei ihrem Bundestagsbe-
such über einiges. Am Donnerstag sitzen sie
auf der Besuchertribüne im Plenum. Es ist
die Debatte zum Transplantationsgesetz. Ei-
ne Debatte, in der alle fünf Fraktionen ein-
stimmig ihren Willen, die Organspendebe-
reitschaft in Deutschland zu erhöhen, beto-
nen. Während der Debatte schreibt Marian-
ne Groulez in Miniaturschrift ihre
Gedanken in ein blaues Büchlein. Später
wird sie auf die Frage, welches ihrer Mei-
nung nach der größte Unterschied zwischen
den beiden Parlamenten ist, lachen. Wie
wichtig die Konsensfähigkeit in Deutsch-
land sei, das habe sie beeindruckt, sagt sie.
„In Frankreich ist das anders.“ Allein dass
der Ältestenrat es jede Woche schaffe, eine
Tagesordnung im Einvernehmen mit allen
Fraktionen festzulegen, sei in Frankreich
„absolut undenkbar“, fügt ihr Kollege an. 
Doch es sind nicht nur die Parlamentsmit-
arbeiter, die zusammenarbeiten. Auch die
Abgeordneten tauschen sich aus und knüp-
fen Beziehungen ins Nachbarland. Ein
wichtiges Instrument sind die Parlamenta-
riergruppen. Die Deutsch-Französische Par-
lamentariergruppe wurde 1959 gegründet
und ist die älteste im Bundestag. Aktuell

zählt sie 85 Mitglieder, Vorsitzender ist An-
dreas Schockenhoff (CDU). Das französi-
sche Pendant, die Groupe d’amitié interpar-
lementaire France-Allemagne, hat rund 90
Mitglieder. Regelmäßig veranstalten die
Gruppen Gesprächsrunden und Informati-
onsreisen. Im Dezember 2011 etwa trafen
sie sich in Frankfurt am Main, um sich über
die Euro-Krise auszutauschten. 
Die Parlamentariergruppen sind auch für
das Hospitantenprogramm zuständig, bei
dem sich die Abgeordneten beider Länder
gegenseitig in Parlament und Wahlkreis be-
suchen. Der bislang letzte Austausch fand
vor einem Jahr statt. Damals war der franzö-
sische Abgeordnete Jean-Pierre Brard bei
Jens Petermann (Die Linke) zu Besuch. Im
Mittelpunkt standen unter anderem die in-
haltlichen Unterschiede bei der Atomkraft.
Nun wünscht sich Brard vom Siegeszug der
erneuerbaren Energien in Deutschland eine
Vorbildwirkung für die Energiepolitik in
Frankreich. Noch in diesem Jahr möchte Pe-
termann ihn in Frankreich besuchen. 

Vertrauenverhältnis Elke Ferner (SPD)
war bereits zweimal zu Gast in Frankreich.
„Ich habe viele neue Eindrücke sowohl aus
dem Wahlkreis als auch aus der parlamen-
tarischen Arbeit gewinnen können“, zieht
sie Bilanz. Eine Aussage, die ihr Fraktions-
kollege Klaus Hagemann bestätigt. Vor al-
lem habe er die intensive Arbeit der Abge-
ordneten in den Kommunen zu schätzen

gelernt, sagt er. Richtiggehend ins Schwär-
men gerät Hagemann, wenn er von den
Dingen erzählt, die aus dem Hospitanten-
programm entstanden sind: freundschaftli-
che Kontakte, Mitarbeiter- und Praktikan-
tenaustausche. Joachim Pfeiffer (CDU) war
2005 zum ersten Mal in Frankreich, in der
Normandie. Auch bei ihm folgten weitere
Besuche. „Die Deutsch-Französische Parla-
mentariergruppe bietet im Vergleich zu an-
deren Gruppen die besten Kontakte“, sagt
er. Über die Jahre sei ein besonderes Ver-
trauensverhältnis zwischen den Abgeordne-
ten entstanden. 
Dieses Vertrauensverhältnis wird auch
durch gemeinsame Sitzungen der Präsidien
– die erste fand im Jahr 1997 statt – und
der Ausschüsse von Bundestag und Natio-
nalversammlung gestärkt. Neben den Fi-
nanzausschüssen, die sich in der Vergan-
genheit ein- bis zweimal pro Jahre getrof-
fen haben, haben unter anderem auch die
Ausschüsse für Europa und Gesundheit ge-
meinsam getagt. Der Auswärtige Ausschuss
kommt regelmäßig mit dem entsprechen-
den Ausschuss der Assemblée Nationale
zusammen. Die Tagesordnungen werden
von den Ausschusssekretariaten abge-
stimmt und während der Sitzung wird
dann simultan übersetzt. An diesem Punkt
hat Klaus Hagemann einen weiteren Vorteil
aus dem Hospitantenprogramm gezogen:
Sein Französisch, sagt er, sei viel besser ge-
worden. Tatjana Heid ❚

Der Verbindungsoffizier war sichtlich er-
freut: „Oui, das war sehr schön, das war sehr
deutsch“, beschied er dem etwas verlegen
lächelnden Leutnant der Bundeswehr mit
unüberhörbar französischen Akzent in der
Stimme. Der Leutnant hatte einen Ehrenzug
von Pionieren aus der Kurpfalz-Kaserne in
Speyer angeführt, der zu den jährlich am 
4. Dezember stattfindenen  militärischen
Feierlichkeiten zu Ehren der Heiligen Bar-
bara, Schutzpatronin der Pioniere und Ka-
noniere, in der benachbarten französischen
Kaserne abkommandiert worden war. 
Vor der Zeremonie hatte der deutsche Leut-
nant seinem französischen Kollegen noch
davon überzeugen wollen, dass er die
Marsch- und Exerzierkommandos an seine
Soldaten leise und dezent erteilen werde.
Dies hatte ihm den heftigen Widerspruch
des Franzosen eingetragen, der darauf be-
stand, die deutschen Kommandos „laut
und deutlich“ zu vernehmen. Und so diri-
gierte der Bundeswehroffizier seine jungen
Wehrpflichtigen in gewohnter deutscher
Kasernenhoflautstärke durch die kleine Pa-
rade in der französischen Garnison am
Rhein. Dass die Bundeswehrsoldaten dabei
einige Mühe hatten, ihren Gleichschritt
während der ungewohnt beschwingt klin-
genden französischen Militärmusik zu hal-
ten, schien niemand zu stören: „Oui, das
war sehr schön, das war sehr deutsch.“
Bei aller unfreiwilliger Komik, die in der
Szenerie steckt, vermittelte sie doch ein  gu-

tes Bild vom Verhältnis zwischen französi-
schen und deutschen Militärs im Dezember
1989. Aus den französischen Soldaten, die
Ende des Zweiten Weltkriegs als Sieger- und
Besatzungsmacht an den Rhein gekommen
waren, sind zu diesem Zeitpunkt zwar
längst Nato-Verbündete geworden, aber den
Deutschen ist im Gegensatz zu den Franzo-
sen doch eine deutliche Zurückhaltung und
Bescheidenheit im militärischen Auftreten
zu eigen. 
Die ehemaligen „Erbfeinde“
Deutschland und Frank-
reich, die sich in den zu-
rückliegenden Jahrhunder-
ten mehrfach und unter ent-
setzlichen Verlusten be-
kriegt hatten, rückten in
diesen Tagen militärisch
deutlich enger zusammen.
Zwei Monate zuvor war im
baden-württembergischen
Böblingen die deutsch-fran-
zösische Brigade offiziell in Dienst gestellt
worden. Auf deren Aufstellung hatten sich
Frankreichs Staatspräsident Francois Mitter-
and und Bundeskanzler Helmut Kohl bei ei-
nem Gipfeltreffen am 13. November 1987
in Karlsruhe geeinigt. 
Heute umfasst die deutsch-französische Bri-
gade, deren Stab inzwischen in Müllheim
stationiert ist, rund 5.900 deutsche und
französische Soldaten. Sie verteilen sich auf
die neun Standorte Metz und Illkirchen in

Frankreich sowie Meßsstetten, Stetten am
kalten Markt, Sigmaringen, Immendingen,
Donaueschingen und Müllheim in Baden-
Württemberg. Die Einheiten sind mit Aus-
nahme des binationalen Stabes, eines Ver-
sorgungsbataillons und einer Instandsset-
zungskompanie allerdings jeweils rein na-
tionale Verbände. Kommandiert wird der
gemischte Verband derzeit vom deutschen
Brigadegeneral Gert-Johannes Hagemann

und seinem französischen
stellvertreter Colonel Walle-
rand de Madre.
Fünf Jahre nach Aufstellung
der deutsch-französischen
Brigade zeugte ein wahrhaft
historisches Ereignis von
der neuen Waffenbrüder-
schaft am Rhein. Auf Einla-
dung Mitterands nahmen
1994 erstmals Bundeswehr-
soldaten der Brigade an der
großen Militärparade auf

den Champs Élysée anlässlich des französi-
schen Nationalfeiertags am 14. Juli teil. Zu-
letzt waren während der Besatzungszeit im
Zweiten Weltkrieg 50 Jahre zuvor deutsche
Soldaten der Wehrmacht im Stechschritt
über den Pariser Prachtboulevard mar-
schiert. Was 1994 bei älteren Franzosen
auch noch durchaus mit Unbehagen beäugt
wurde, ist inzwischen der Normalfall.
Der Ernstfall kam für deutsch-französische
Brigade schließlich in den 1990er Jahren.

Deutsche und Franzosen wurden  nach Bos-
nien-Herzegowina und später ins Kosovo
entsandt, um nach den Balkankriegen dort
den brüchigen Frieden zu überwachen.
Heute bekämpfen die Soldaten der Brigade
am Hindukusch aufständische Taliban. Ein-

gebunden ist die Brigade in die Befehls-
struktur des Eurokorps, an dem sich neben
Deutschland und Frankreich auch Belgien,
Spanien und Luxemburg beteiligen und das
Kräfte für die schnelle Eingreiftruppe (Re-
sponse Force) der Nato und für militärishe

Einsätze der Europäischen Union bereit
stellt.
Den vorläufigen Höhepunkt in der Ge-
schichte der deutsch-französischen Brigade
stellt die erstmalige dauerhafte Stationie-
rung eines deutschen Kampfverbandes auf
französischem Boden dar. Am 10. Dezem-
ber 2010 übergab der damalige Verteidi-
gungsminister Karl-Theodor zu Guttenberg
(CSU) die schwarz-rot-goldene Truppen-
fahne an Oberstleutnant Frank Lindstedt,
Kommandeur des neu gegründeten Jägerba-
taillons 291, das in Illkirch bei Straßburg
seine Garnison bezog. Dies sei ein „histori-
scher Schritt“ betonte Guttenberg bei der
militärischen Zeremonie im Park Orangerie
nahe dem Europäischen Parlament in
Straßburg vor den angetretenen Soldaten.
Dies sei „eine gute Kulisse“, argumentierte
der deutsche Verteidigungsminister in An-
wesenheit seines französischen Amtskolle-
gen Alain Juppé. „Straßburg und seine Bür-
ger haben unter den Wechselfällen des
deutsch-französischen Verhältnisses in der
Vergangenheit mehr als andere gelitten.“ 
Die Geschichte der deutsch-französischen
Brigade ist somit ein Spiegelbild zur Ent-
wicklung der Beziehungen zwischen beiden
Ländern in den vergangenen Jahrzehnten.
In diesem Sinne kann man dann auch das
Motto der deutsch-französischen Brigade
interpretieren: „Un devoir d’excellence –
Dem Besten verpflichtet“ – der Freund-
schaft. Alexander Weinlein ❚

Erbfeinde und Waffenbrüder am Rhein
VERTEIDIGUNG Nach Jahrhunderten blutiger Kriege dienen heute deutsche und französische Soldaten Seite an Seite auf dem Balkan oder am Hindukusch

»Un devoir 
d’excellence –
Dem Besten 
verpflichtet«

Motto der 
deutsch-französischen 

Brigade

Soldaten des Jägerbataillons 291 der deutsch-französischen Brigade 
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Herr Delors, was fällt Ihnen ein bei
dem Satz: Wenn ich an Deutschland den-
ke.... 
...denke ich zunächst an die Vergangenheit
– und zwar aus sehr persönlichen Gründen.
Zum einen denke ich an meinen Vater. Er
war Kriegsversehrter des Ersten Weltkrieges
und natürlich ein Gegner des Nazi-Regimes.
Aber seit er 1950 Robert Schuman gehört
hatte, sagte er mir: „Das ist der Weg.“ Und
zweitens denke ich an meinen ersten deut-
schen Brieffreund während meiner Zeit im
Gymnasium, der für mich in guter Erinne-
rung geblieben ist. Diese Erfahrungen ha-
ben mich in meinem späteren Leben ge-
prägt. 

Auf welche Weise? 
Bereits als 25-Jähriger bin ich von dem Auf-
ruf Robert Schumans für ein vereintes
Europa fasziniert gewesen. Ich habe mich
schon früh dafür engagiert, seine europäi-
sche Idee weiterzutragen. Auch später habe
ich mich immer sehr für die Erfahrungen

der anderen Länder interessiert – in
Deutschland war es das System der sozialen
Marktwirtschaft.  

Im Jahr 1963 wurde auch der Élysée-
Vertrag geschlossen. Jetzt feiert das
deutsch-französische Paar „Goldene Hoch-
zeit“? Ist das deutsch-französische Paar in
die Jahre gekommen? 
Die Ausgangslage war: Wir wollten damals
Europa konstruieren. Und die Deutschen
wussten, dass sie uns etwas schuldig waren.
Wir haben daher damals mit unseren nicht-
deutschen Freunden gesagt, dass wir keinen
absurden Vertrag wie den Vertrag von Ver-
sailles machen wollten, der die Deutschen
unter zu starke Zwänge setzt. Europa ist für
Deutschland eine Möglichkeit gewesen, die
Vergangenheit zu bewältigen. 

Wer hat dabei eine besondere Rolle ge-
spielt? 
Zuletzt hat das Kanzler Helmut Kohl be-
dacht. Er wusste, dass Deutschland eine
starke Macht war und daher auch gegenüber
seinen Partnern Konzessionen machen
konnte, damit Europa funktionierte. Kohl,
aber auch sein Vorgänger Helmut Schmidt
waren überzeugte Europäer. Schmidt hat so-
gar das Europäische Währungssystem ak-
zeptiert, obwohl Deutschland und Frank-
reich damals nicht die selben Ideen für ei-
nen Ausweg aus der  Krise hatten. Schmidt
ist dann das Risiko eingegangen,  das Euro-
päische Währungssystem (EWS) zu grün-
den, ohne das wir niemals den Euro bekom-
men hätten. 

Sind Deutschland und Frankreich al-
so kein Liebespaar mehr? 

Ich denke, das deutsch-französische
Verhältnis ist heute eher eine Sache der Ver-
nunft. Das scheint mir auch normal, denn
die Deutschen sind gegenüber ihren Nach-
barn noch nie in einer so starken wirtschaft-
lichen Position gewesen. Die Unterschiede
lassen sich am besten im Vergleich der Au-
ßenhandelsbilanzen aufzeigen: im Jahr
2011 gab es laut Eurostat ein Außenhandels-
überschuss von plus 157 Milliarden Euro
für Deutschland im Gegensatz zu einem
Defizit von 84,5  Milliarden Euro in Frank-
reich. Dies beweist die große wirtschaftliche
Macht Deutschlands, die sicherlich ihre Be-
rechtigung hat. 

Nutzen die Deutschen ihre starke wirt-
schaftliche Position aus? 
Ich meine nicht – wie einige andere Franzo-
sen –, dass die Deutschen nur an sich den-
ken. Aber ich bin der Ansicht, dass ihre gro-
ße wirtschaftliche Kraft eben auch ein Di-
lemma mit sich bringt: Auf der einen Seite
heißt es, Deutschland könne nicht der Zahl-
meister für Griechenland sein. Aber auf der
anderen Seite wird gesagt, dass man diese
Position der Stärke nicht missbrauchen
darf. Das ist ein Problem, für das ich Ver-
ständnis habe. 

Brauchen wir eine Änderung des Ély-
sée-Vertrages, wie es der Präsidentschafts-
kandidat François Hollande gefordert
hat?
Ich hoffe, der französische Präsidentschafts-
wahlkampf wird hier keinen Schaden an-
richten. Wenn Sie die Meinungsumfragen
der letzten Jahre anschauen, werden Sie se-
hen, dass die Deutschen das Volk sind, das
den Franzosen am nächsten steht. Das ist
für mich eine große Freude, wenn man da-
ran denkt, was alles passiert ist. Ich fürchte,
dass sich das ändern wird. 

Wie meinen Sie das? 
Sehen Sie, es ist so einfach, eine antideut-
sche Stimmung, einen übersteigerten Natio-
nalismus oder Populismus zu schüren, und
davon kann immer etwas hängenbleiben.
Deswegen habe ich mich schon immer da-
für ausgesprochen, dass man sich jenseits
der Politik trifft, um sich gegenseitig die
Dinge zu erklären. 

Worüber sollten Deutsche und Franzo-
sen sprechen? 
Ich würde folgende Fragen stellen: Wie kön-
nen wir angesichts der großen wirtschaftli-
chen Kraft Deutschlands ein Europa weiter-
entwickeln, das für Deutschland akzeptabel
ist? Zweitens: Wie können Deutsche und
Franzosen zusammenleben, ohne sich ge-
genseitig zu misstrauen? Und drittens stellt
sich die Frage: Welche Konzeption hat
Deutschland hinsichtlich seiner Stellung in
der Welt? 

Was würden Sie Deutschland raten? 
Ein Ziel heißt, Europa zu unterstützen. Das
heißt aber auch, dass die Deutschen verste-
hen müssen, dass die soziale Marktwirt-
schaft kein Modell ist, das überall in Europa
angewandt werden kann. Neben den ver-
schiedenen demographischen Vorausset-
zungen müssen auch die Besonderheiten
der einzelnen Länder respektiert werden.
Das bedeutet etwa, dass die Sozialpolitik
Sache der Länder bleiben muss. Denn das
sind alles Systeme, die eine lange Tradition
haben. Daher können diese Länder nicht
einfach von heute auf morgen sagen, wir

machen das wie in Deutschland. Und dann
stellt sich natürlich die Frage, wie die Kom-
petenzen innerhalb Europas aufgeteilt sind. 

Wie meinen Sie das?  
Bundeskanzlerin Angela Merkel hat sich
immer gegen eine verstärkte Zusammenar-
beit einzelner Länder ausgesprochen. Wenn
es die aber nicht gegeben hätte, hätte es
auch niemals den Schengen-Raum und
auch niemals den Euro gegeben. Es gibt al-
so einen Moment – und das ist auch so in
den Verträgen vorgesehen – ,in dem einige
Länder schneller vorangehen können. 

Also gehen wir doch auf ein Europa
der zwei Geschwindigkeiten zu? 
Ich möchte als Antwort gerne die Formulie-
rung des früheren Außenministers Hans-
Dietrich Genscher benutzen: Kein Land
kann vorwärtsgehen, ohne die anderen zu
vergessen. Aber die einen  können die ande-
ren nicht daran hindern, voranzugehen,
wenn es darum geht, Europa zu stärken. Ich
denke, man kann sehr gut eine verstärkte
Zusammenarbeit machen und eine Euro-
Zone haben, ohne die anderen zu verges-

sen. Im Moment spricht man aber nur vom
Euro, doch Europa hat noch viele andere
Probleme zu lösen.

Welche Probleme sehen Sie?  
Europa muss mit der Verabschiedung seines
Haushaltes kämpfen, die gemeinsame
Agrarpolitik reformieren oder auf die Ent-
scheidung Deutschlands reagieren, auf die
Atomkraft zu verzichten. Alle diese wichti-
gen Fragen werden vom Euro verdrängt. 

Frau Merkel hat gesagt, wenn der Euro
scheitert, scheitert Europa. Glauben Sie
das auch?
Das ist eine ziemlich neue Einsicht. Die Eu-
rokrise besteht ja schon seit 2004, als
Deutschland und Frankreich die Regeln des
Stabilitätspaktes übergangen haben. Von
daher denke ich, dass ihr dieser Gedanke
erst ziemlich spät gekommen ist. 

Was hätten Sie anders gemacht, um
diese Krise zu verhindern?
Die Wirtschafts- und Währungsunion war
und ist ein Test für Europa. Ich habe mich
daher immer dafür stark gemacht, dass es

neben dem Währungspfeiler auch einen
Wirtschaftspfeiler geben sollte. Dies habe
ich bei der Verabschiedung des Maastricht-
Vertrages 1992 empfohlen und gleichzeitig
vorgeschlagen, dass man bei den Beitritts-
kriterien die Langzeit- und die Jugendar-
beitslosigkeit  miteinbezieht. Das wurde ab-
gelehnt.  Ich habe 1997 nochmals einen
Pakt für die Koordinierung der Wirtschafts-
politik vorgeschlagen – und mir erneut ei-
ne Absage geholt. 

Was hätte ein solcher Koordinierungs-
pakt der Wirtschaft innerhalb der Euro-
päischen Union denn für Konsequenzen
gehabt? 
Wenn es auch nur informell eine Koordina-
tion der Wirtschaftspolitik gegeben hätte,
hätte man es beispielsweise niemals zu ei-
ner solche Verschuldung der privaten Haus-
halte kommen lassen. Ich habe daraus eine
Lehre gezogen: Die Euro-Gruppe hat die Si-
tuation nicht vorhergesehen, daher halte
ich sie für politisch und moralisch für ver-
antwortlich. Denn wenn man diesen Wirt-
schaftspakt gehabt hätte, hätte man über all
das schon viel früher diskutieren können.

Trägt also die Euro-Gruppe die Schuld ?
Sie haben zu lange gewartet und zu wenig

getan. Aber entscheidend war die Kakopho-
nie, also die Vielstimmigkeit der Erklärun-
gen. Wenn man in zwei Tagen von vier ver-
schiedenen europäischen Politikern voll-
kommen unterschiedliche Erklärungen be-
kommt, was soll denn da der
Verantwortliche eines Hedge-Fonds oder
ein Fondsmanager machen? 

Ist der Euro jetzt gerettet? 
Vielleicht können wir die aktuelle Krise auf-
halten, bei der wir uns in den Händen von
Märkten und Rating-Agenturen befinden,
die vollkommen unterschiedliche Botschaf-
ten ausgeben. Ich denke, wir können aus der
Krise herauskommen, aber dazu muss man
vieles wieder aufbauen. 

Was kann man konkret tun? 
Ich denke, der Präsident der Europäischen
Kommission muss wieder sichtbarer wer-
den. Das ist heute nicht mehr so. Der Euro-
päische Rat sollte sich nicht mit Detailfra-
gen beschäftigen, sondern die großen Lini-
en vorgeben. Wir brauchen Institutionen,
die von morgens bis abends an Europa den-
ken und nicht nur manchmal: Das tun die
europäischen Institutionen, allen voran die
Europäische Kommission. 

Europa wird immer größer. Kann ein
Europa mit bald 28 Ländern überhaupt
noch effektiv arbeiten? 
Es gibt Augenblicke in der Politik, in denen
es nicht nur ein gutes Gefühl, sondern ech-
te Glücksmomente gibt: Das Ende des Kom-
munismus war ein solcher Moment, und
wir hätten es nicht anders machen können,
als die Europäische Union zu erweitern.
Bald sind wir vielleicht 32 Länder. Und ge-
rade deswegen ist die verstärkte Zusammen-
arbeit auch eine Notwendigkeit. Wir brau-
chen in Europa einen Motor, der vorangeht
und an den sich andere Länder anhängen
können, wenn sie dazu in der Lage sind.

Das Interview führte Annette Sach. ❚

»Eine Sache der Vernunft«

PERSPEKTIVEN Deutschland und
Frankreich sind enge Partner. Doch die
unterschiedliche Wirtschaftslage stellt 
beide vor ein Dilemma mit vielen Fragen 

JACQUES DELORS Der frühere EU-Kommissionspräsident fordert, Europa muss wieder sichtbarer werden
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Wegbereiter der Europäischen Union: Nach zehn Jahren an der Spitze der Europäischen Kommission verabschiedete sich Delors im
Januar 1995 von den Abgeordneten des Europaparlaments.

Jacques Delors heute
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D
er französische Wahl-
kampf ist noch nicht zu
Ende. Doch er hat bereits
ein prominentes Opfer. Es
nennt sich „le modèle alle-
mand“. Monatelang hatte

Präsident Nicolas Sarkozy seinen Landsleu-
ten Deutschland als leuchtendes Vorbild vor
Augen gestellt. Ob beim Wirtschaftswachs-
tum, dem Export, bei Jobs, dem Schuldenab-
bau oder der Sanierung der Sozialsysteme,
überall sei der Nachbar erfolgreicher, dozier-
te er. Bei einer Fernsehansprache Anfang 2012
brachte es der Präsident fertig, zwei Dutzend
Mal das Wort „Deutschland“ zu gebrauchen.
Über dessen Kanzlerin sagte er: „Ich hege Be-
wunderung für Frau Merkel.“ Sarkozy neigt
zu Übertreibungen, und so ging er auch bei
Deutschland ein bisschen zu weit. Deutschen
Diplomaten wurde es geradezu mulmig zu-
mute bei all den Elogen auf ihr Land. Kein
Volk, und schon gar nicht das französische,
möge es, wenn ihm ständig ein anderes als er-
folgreicher, tüchtiger, besser vorgehalten wer-
de. Was der Präsident da tue, sei unvernünf-
tig und könne sogar die deutsch-französische
Freundschaft beinträchtigen.

Nach rechts gerückt Diese Sorgen dürften
verflogen sein. Denn kaum kam der Präsi-
dentschaftswahlkampf im März richtig in
Fahrt, räumte Sarkozy „le modèle allemand“

in den Schrank für ausgediente Polit-Konzep-
te. Von Deutschland spricht er nur noch sel-
ten, und Angela Merkel will er nicht mehr bei
Wahlkampfveranstaltungen dabei haben.
Stattdessen preist Sarkozy wieder den starken
französischen Staat, der seine Industrie för-
dern und notfalls mit neuen Zöllen schützen
müsse. Er droht damit, das Schengen-Abkom-
men über ein grenzenloses Europa zu suspen-
dieren und stichelt auffällig oft gegen die EU,
um bei rechtsnationalen
Wählern zu punkten. Sarko-
zys wichtigster Rivale, der So-
zialist François Hollande,
geht noch weiter. Er will den
mühsam von Deutschland
durchgesetzten Euro-Stabili-
tätspakt neu verhandeln las-
sen, um zu erzwingen, dass
Europa eine im Zweifel teure
Wachstumspolitik nach fran-
zösischer Vorstellung finan-
ziert. Gegenüber Berlin
glaubt Hollande klarstellen
zu müssen: „Es ist nicht Madame Merkel, die
im Namen aller Europäer entscheidet.“
Was ist los mit dem deutsch-französischen
Duo, das so formidabel bei der Euro-Ret-
tung zusammenarbeitete und dessen schein-
bare Eintracht sich zum Kunstwort „Merko-
zy“ verdichtete? Eben noch wirkte das Ver-
hältnis so harmonisch-geglättet wie ein ru-

higer Sommersee; und nun reicht ein biss-
chen Wahlkampfwind, um die Wasserfläche
aufzuwühlen. Es ist Wahlkampf in Frank-
reich, und das relativiert vieles. Beide Kandi-
daten versuchen, ihr Lager zu sammeln, oh-
ne dabei allzu große Rücksicht auf die Wir-
kung im Ausland zu nehmen. Sarkozy hat
das „modèle allemand“ getestet, und als er
merkte, dass ihm das keine Stimmen mehr
brachte, durch ein „modèle français“ samt

starkem Fürsorgestaat und
beschützenden Grenzen er-
setzt. Sollte er wiederge-
wählt werden, dürfte er zum
„modèle allemand“ zurück-
kehren. Denn dann wird er
seinen Landsleuten all die
Sparopfer abringen müssen,
von denen im Wahlkampf
nicht die Rede ist.

Tiefenschichten Gewinnt
Hollande, wird auch er kaum
auf dauerhaften Konfrontati-

onskurs mit Madame Merkel gehen. Die ho-
he französische Staatsschuld, die EU, die eu-
ropäischen Partnerstaaten und die Finanz-
märkte setzen seinem Gestaltungsspielraum
Grenzen. Hollande ist kein radikaler Träu-
mer, der sein Land in den Ruin führen wür-
de, sondern ein sozialdemokratisch orientier-
ter, proeuropäischer Pragmatiker. Sein Pro-
blem wird es sein, die für eine Regierungs-
mehrheit nötigen Koalitionspartner links von
den Sozialisten einzubinden. Berlin und
Brüssel dürften einem Präsidenten Hollande
dabei helfen, indem sie einer – nicht unbe-
dingt konkreten – europäischen Wachstums-
initiative zustimmen.
Wichtiger als solche Oberflächen-Phänome-
ne im Wahlkampf sind die Tiefenschichten
der deutsch-französischen Beziehung, also
das, was das Verhältnis seit langem prägt. Ein
immer wiederkehrendes Phänomen fällt da-
bei auf. Französische Präsidenten und deut-
sche Kanzler tun sich zu Anfang schwer mit-
einander. Mal, weil sie unterschiedlichen po-
litischen Lagern entstammen; mal, weil sie
persönlich nicht harmonieren; vor allem
aber, weil die politischen Systeme der Nach-
barländer so verschieden sind. Links des
Rheins herrscht eine Gewaltenballung im Ély-
sée, die es dem Präsidenten ermöglicht, ra-
sche Entscheidungen zu fällen. Rechts des
Rheins wird eine besonders ausgeprägte Ge-
waltenteilung gepflegt, die Kompromisse er-
fordert und schnellen Beschlüssen entgegen-
steht. Zudem sind die Einstellungen beider
Völker gegenüber dem Staat sehr unterschied-
lich. Viele Franzosen akzeptieren, ja verlan-
gen einen starken Staat, der die Gesellschaft
schützt. Viele Deutsche dagegen sind miss-
trauisch gegenüber der Staatsmacht. Hierin
zeigt sich der Unterschied zwischen einer Na-
tion mit ungebrochenem und einer mit ge-
brochenem Geschichtsbewusstsein.

»Wir sind Freunde« Angesichts all dieser
Unterschiede ist es umso erstaunlicher, wie
gut sich die deutsch-französischen Paare jedes
Mal zusammenraufen. Nicolas Sarkozy und
Angela Merkel etwa. Sie entstammen beide
dem bürgerlich-konservativen Lager, doch ih-

re Persönlichkeiten könnten kaum verschie-
dener sein. Hier der stürmische Advokat aus
dem mondänen Pariser Westen. Dort die ab-
wägende Physikerin aus Deutschlands Osten.
Sie sind einander auf die Nerven gegangen in
der ersten Zeit. Sarkozy flirtete sogar – wie
weiland Gerhard Schröder – kräftig mit den
Briten, um europapolitisch mehr Spielraum
zu bekommen. Heute sagt Sarkozy über Mer-
kel: „Ich bin glücklich, wir verstehen uns im-
mer besser, wir sind Verbündete, wir sind
Freunde.“ Die Kanzlerin wiederum versichert,
sie unterstütze Sarkozy bei seiner Präsident-
schaftskandidatur „in jeder Facon“. 

Alarmglocken in Paris Die stabile Tiefenbe-
ziehung zwischen den beiden Ländern be-
deutet jedoch nicht, dass dieses Verhältnis sta-
tisch ist. In jüngster Zeit scheint sich eine
Machtverschiebung zu vollziehen, die das
Gleichgewicht der Kräfte – die Grundlage der
Freundschaft – bedrohen könnte. Eine Maxi-
me französischer Nachkriegspolitik war es
stets, den wirtschaftlich wiedererstarkenden
Nachbarn einzubinden. Darin liegt, aus fran-
zösischer Sicht, ein wesentliches Motiv für die
europäische Einigung. Zugleich achtete
Frankreich seit Charles de Gaulle darauf, po-
litisch in einer höheren Liga als Deutschland
zu spielen. Frankreich wurde ständiges Mit-
glied im UN-Sicherheitsrat und Atommacht,
Deutschland nicht. Frankreich erlaubte sich
eine unabhängige Rolle gegenüber den USA,
Deutschland nicht. Der Nachbar mochte
wirtschaftlich immer mächtiger werden –
Frankreich tröstete sich mit seinem politisch-
militärischen Übergewicht. Vom „Gleichge-
wicht zwischen der Bombe und der Mark“
war in Frankreich die Rede. 

Die deutsche Wiedervereinigung ließ in Paris
dann die Alarmglocken läuten. François Mit-
terrand, der seinem deutschen Freund Hel-
mut Kohl über den Gräbern der Geschichte
die Hand gereicht hatte, opponierte nun ge-
gen die Vereinigung. Deutschland sollte nie
wieder großmächtig werden, das war seine
Sorge. Die Wiedervereinigung konnte Mitter-
rand nicht aufhalten, doch er erreichte, dass
Deutschland die D-Mark, das Wahrzeichen
seiner Macht, dem Euro opferte. Die Sorge vor
einem übermächtigen Nachbarn aber blieb
bestehen. Sie zeigte sich im-
mer wieder, so im Versuch
Sarkozys zu Beginn seiner
Amtszeit, eine Mittelmeer-
union unter Ausschluss Ber-
lins zu gründen.
Und heute? In der allgemei-
nen Wahrnehmung führt
Deutschland, und Frankreich
folgt. Weil die deutsche Wirt-
schaft bislang gut durch die
Krise kommt, während die
französische leidet; weil
Deutschland seine Bestnoten
bei der Kreditwürdigkeit hält, während Frank-
reich herabgestuft wird; weil die Arbeitslosen-
zahlen rechts des Rheins sinken und links des
Rheins steigen, verändert sich der Einfluss der
beiden Freunde. Frankreich lächelte oft über
deutsche Stabilitätssorgen und Inflations-
ängste. Noch zu Beginn seiner Amtszeit streu-
te Präsident Sarkozy Geld übers Land, um die
Wirtschaft anzukurbeln. Das Wort „rigueur“,
„Haushaltsstrenge“, war in Paris verpönt. Das
hat sich geändert. Zu Beginn der Schuldenkri-
sen im Euro-Raum geriet der Élysée in Panik,
die Spekulation könnte sich gegen Frankreich

wenden. Heute singt der Präsident, Seite an
Seite mit der Kanzlerin, den vermeintlichen
Hallodris im Süden der EU das Lied von der
sparsamen schwäbischen Hausfrau.

Mehr Deutsch gelernt Die deutschen Wirt-
schaftserfolge beeindrucken die Franzosen
bis ins Private hinein. Die deutsche Sprache
war in den französischen Schulen lange auf
dem Rückmarsch. Nun erzählen Eltern aus
gutbürgerlichen Gemeinden im Westen von
Paris, sie ermutigten ihre Kinder, wieder

Deutsch zu wählen. Denn
während in Frankreich junge
Leute kaum feste Stellen fän-
den, würden im Nachbar-
land qualifizierte Arbeitskräf-
te gesucht. Dennoch ist der
Eindruck falsch, Deutschland
dominiere dauerhaft die Be-
ziehung. Die Franzosen er-
wähnen gern die Demogra-
phie, die für sie spreche. 
Auf einem ganz anderen Ge-
biet setzen sich derzeit gera-
de klassisch französische Vor-

stellungen durch – bei der Gestaltung
Europas. Während in Deutschland Sympa-
thie für ein überstaatliches Europa besteht,
mit starken Organen in Brüssel und Ausblick
auf einen Bundesstaat, wünschen sich viele
Franzosen in der Nachfolge de Gaulles ein
„Europa der Vaterländer“. Zusammenarbeit
ja, Souveränitätsverzicht nein, ist ihr Rezept.
Derzeit findet es Anwendung. In den Krisen
der vergangenen Jahre wurden Brüsseler Insti-
tutionen, insbesondere die Kommission, ge-
schwächt. Fast alle Macht liegt bei den Staats-
und Regierungschefs, vor allem bei jenen aus
Frankreich und Deutschland. Sarkozy ver-
spricht seinen Wählern, auch künftig eher
Souveränität zurückzuholen als abzugeben. 

Gemeinsame Interessen Die Konzeption
Europas könnte ein Konfliktfeld zwischen
den beiden Freunden werden. Zugleich wer-
den Frankreich und Deutschland aber mehr
denn je aufeinander angewiesen sein. Ange-
sichts eines Amerikas, das sich nach Asien
wendet, eines Großbritanniens, das sich in
seiner Isolation gefällt, eines Russlands, das
autokratisch bleibt, und neu aufkommender
Großmächte wie China können Paris und
Berlin nur zusammen Einfluss in der Welt be-
halten. Nur zusammen können sie ein Gesell-
schaftsmodell verteidigen, in dem der Kapita-
lismus sozialverträglich gestaltet wird. Zudem
braucht Deutschland in Europa das Gegenge-
wicht Frankreichs, um von den anderen Län-
dern nicht wieder als gefährlicher Hegemon
in Mittellage wahrgenommen zu werden. 
Ein oft zitiertes Bonmot lautet, Staaten hätten
keine Freunde, sondern nur Interessen. Jeden-
falls sind Frankreichs und Deutschlands  ge-
meinsame Interessen groß genug, um auch in
Zukunft eine stabile Beziehung zu ermögli-
chen. Wenn diese sich nicht am deutschen
oder französischen Modell, sondern am „mo-
dèle européen“ ausrichtet, wird der ganze
Kontinent davon profitieren. Stefan Ulrich ❚

Der Autor ist politischer Korrespondent der
„Süddeutschen Zeitung“ in Paris Vorbild Deutschland: Die Wirtschaft brummt, Container stapeln sich im Hamburger Hafen.

Das Gleichgewicht zwischen Deutschland und Frankreich in Europa zu wahren, ist vor allem aus Pariser Sicht ein wichtiges politisches Anliegen. Es ist nach der Wiedervereinigung nicht einfacher geworden.

»Madame
Merkel 

entscheidet
nicht im Namen
aller Europäer.«

François Hollande, 
Präsidentschafts-Kandidat

»Wir verstehen
uns immer 

besser,
wir sind

Freunde.«
Nicolas Sarkozy,

Präsident
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Eine ganz besondere Beziehung
DEUTSCHLAND-FRANKREICH Trotz gelegentlicher Differenzen und verschiedener Interessen ist das Fundament stabil
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D
eutschland und Frankreich
sind wechselseitig nach wie
vor die wichtigsten Handels-
partner. Der Firmenalltag
läuft passabel und meist rei-
bungslos. Doch bei großen

Kooperationen und auf national bedeutsa-
men Märkten prallen immer häufiger die un-
terschiedlichen Interessen aufeinander. 

Strategische Branche Laurent Wauquiez
hat einen Plan, seit er im Juni 2011 französi-
scher Minister für Hochschulen und For-
schung wurde. Er will dem ziemlich einge-
schlafenen Trägerraketenprogramm der Eu-
ropäischen Raumfahrtorganisation Esa neu-
en Schwung verleihen – und dazu soll
Deutschland, das sich ausgeklinkt hat, mit
Milliardeneinsatz wieder an Bord. Die Fran-
zosen sehen in der Raumfahrt eine strate-
gisch bedeutsame Branche. Nach dem Vor-
bild des erfolgreichen Flugzeugkonzerns
EADS setzen sie auch hier auf eine deutsch-
französische Kooperation.
Über Monate haben Minister
Wauquiez und seine Leute
die Gegenseite in Berlin be-
arbeitet und auf eine ver-
bindliche Vereinbarung ge-
drängt. Vergeblich. Zwar un-
terzeichnete Wirtschaftsmi-
nister Philip Rösler (FDP)
jetzt im Februar eine „Ge-
meinsame Erklärung zum
Thema Raumfahrtpolitik“,
die aber blieb mit schönen
Worten im Ungefähren. Im
Ministerium an der Berliner
Scharnhorststraße herrscht eine gewisse
Grundskepsis, wenn der Staat sich anschickt,
Zukunftsbranchen zu definieren. Zudem
fürchtet man, dass dahinter ein cleverer
Schachzug wie ehedem bei EDAS steckt:
Frankreich prescht in einer Spitzentechnolo-
gie zunächst voran, um sich dann in einer Ko-
operation mit Deutschland die Filetstücke in
der Produktion zu sichern. Deswegen Röslers
diplomatische Abfuhr.
Die Geschichte passt ins Bild: Im Scheinwer-
ferlicht der Öffentlichkeit ist die deutsch-
französische Staatenliebe formidabel –
wenn es allerdings dunkel ist, pflegt jeder  sei-
ne eigenen nationalen Egoismen. Für zigtau-
send Unternehmen in Deutschland und
Frankreich ist die Debatte um das Miteinan-
der-Können ziemlich überflüssig, weil die
Zusammenarbeit problemlos läuft. Bei ih-
nen wird einfach nur gehandelt, verkauft, ko-
operiert und fusioniert – wie überall in
Europa. Doch die Harmonie endet, wenn die
Projekte als sehr groß und sehr national
wahrgenommen werden. Hier wächst der
Stress. 

Industriepolitik Die Differenzen reichen
von Zank beim EADS-Konzern, führen zu
Kleinkriegen rund um die strittige Frage, was
unter Vollendung des Binnenmarktes zu ver-
stehen ist, und enden in unterschiedlichen
Auffassungen über Sinn und Nutzen von In-
dustriepolitik. Der Trägerraketen-Fall war
nicht das einzige Ereignis in jüngster Zeit, wo
Deutschland dem Nachbarn die kalte Schul-
ter zeigte. 2011 hätte Staatspräsident Nicolas
Sarkozy den U-Boot-Bau gerne bilateral rea-
lisiert: durch eine Fusion der halbstaatlichen
französischen Werft DNCS mit der deutschen
ThyssenKrupp Marine Systems. Doch der
Plan scheiterte auch am Veto Berlins. In der
sicherheitssensiblen Rüstungstechnik fürch-

tete man die Dominanz des wesentlich grö-
ßeren französischen Konzerns.
„In den deutsch-französischen Wirtschafts-
beziehungen gibt es kaum noch Vorwärtsbe-
wegung“, sagt Anton Brender, Chefökonom
des Vermögensverwalters Dexia Asset Ma-
nagement in Paris: „Wenn keine gemeinsa-
men Projekte mit Strahlkraft mehr gelingen,
wird es bald bedenklich.“ 
Wirtschaftspolitische Härteproben für die
einstigen Erbfeinde gab es früher auch. Doch
für die Kanzler Helmut Schmidt und Helmut
Kohl hatte der Konsens eine Friedens- und
Integrationsfunktion. Wenn zwei Länder mit
unterschiedlichen Wirtschaftstraditionen  –
das eine mit sozialer Marktwirtschaft, das an-
dere mit dem Staatsinterventionismus der
„Planification“ groß geworden – zusammen-
finden, so das Kalkül, dann funktioniert auch
Europa.  

Gleichlauf Ein gewisser Gleichlauf im Öko-
nomischen erleichterte über Jahrzehnte vie-
les im deutsch-französischen Verhältnis. Bei-

de Volkswirtschaften waren
ungefähr gleich groß, ob-
wohl sich deutsche Produkte
in Frankreich immer etwas
besser verkauften als umge-
kehrt. Doch inzwischen ist
Deutschland dem Nachbarn
wirtschaftlich enteilt (siehe
Artikel oben rechts). Die Na-
tion nebenan hat nun im
Prinzip die gleichen Proble-
me wie die Länder der Euro-
Peripherie: eine dramatisch
steigende Staatsverschul-

dung als Spiegelbild chronischer Wachs-
tumsschwäche.
Da der ökonomische Kitt zwischen den bei-
den Kernländern Europas bröselt, offenbart
sich das fragile Fundament des deutsch-fran-
zösischen Hauses. Über Markt, Macht und
den Segen des Wettbewerbs wird in den Wirt-
schaftseliten links und rechts des Rheins im-
mer noch sehr unterschiedlich gedacht. Nach
wie vor prägen die Ausbildungssysteme die
Weltanschauungen des Managements. 
In Deutschland sind die Lebensläufe der Top-
leute bunt, weil es keine zentrale Uni für
künftige Dax-Vorstände gibt. Frankreich hin-
gegen verfügt mit seinen Grandes Écoles über
ein geschlossenes Rekrutierungssystem, bei
dem die Absolventen zwischen Spitzenpos-
ten in Politik, Verwaltung und bei Staatsun-
ternehmen wechseln, die in den Sektoren
Energie, Telekom und Transport immer noch
konkurrenzgeschützt agieren. Der Pariser
Ökonom Brender sagt: „Wer abgeschottete
Märkte und einen gewissen staatlichen Pro-
tektionismus gewohnt ist, wird nicht plötz-
lich ein glühender Wettbewerbsfan. Die
deutsch-französischen Gräben sind vielfach
tiefer, als viele glauben.“ Und Hans-Peter Kei-
tel, Präsident des Bundesverbandes der deut-
schen Industrie (BDI), meinte kürzlich: „Ita-
lien steht als Industrienation in Europa
Deutschland am nächsten – näher als Frank-
reich.“ 

Industriepolitik à la française Zu einem
wieder aufflammenden deutsch-französi-
schen Streitthema wird die „Vollendung des
Binnenmarktes“. Die zunehmend selbstbe-
wusster agierenden Firmen hierzulande for-
dern mit dem Blick auf dynamisch wachsen-
de Märkte das gleiche Recht für alle ein. Bis
heute versteht sich der Nachbar wie kein
zweiter in Europa auf den Schutz der eigenen
Industrie – durch Ausnutzen aller Spielräu-

me und Anwendung von nationalen Verga-
bepraktiken, die schwer kontrollier- und an-
fechtbar sind. Die Industriepolitik à la fran-
çaise greift in unterschiedlicher Ausprägung
bei Gas, Wasser, Strom, Post und Nahver-
kehrszügen. 
Und offenbar bei Infrastrukturprojekten. Der
Neu- und Umbau von neun Stadien für die
Fußball-EM 2016 zum Beispiel ging nur an
französische Generalunternehmer. Wobei es
gar keiner List mehr bedurfte: „Deutsche Fir-
men haben sich hierfür nicht beworben, weil
denen nach jahrelangen erfolglosen Versu-
chen die Lust vergangen ist“, erzählt ein Ber-
liner Baufunktionär.

Energiesektor lockt Während die deutsche
Baubranche die Wirklichkeit weitgehend
klaglos hinnimmt, drängt der Energiesektor
auf eine Öffnung des französischen Marktes.
Der Bau gigantischer Offshore-Windparks im
Atlantik und Neuausschreibungen bei Was-
serkraftwerken locken deutsche Unterneh-
men. Zum ersten milliardenschweren Show-
down mit Signalwirkung kommt es in Kürze:
Dann entscheidet die französische Regierung,
welche Konsortien den ersten Meereswind-
park mit 600 Windrädern ausrüsten. Siemens
tritt als einziger deutscher Konzern an. Der
Hamburger Windanlagenbauer Nordex hat
angeblich wegen Bevorzugung französischer
Hersteller kein Angebot abgegeben. 
Beim Flugzeugkonzern  EADS wäre es ein
Wunder, wenn Franzosen und Deutsche eine
Balance fänden, die länger als ein Jahr Frie-
den bringt. Seit der Gründung im Jahr 2000
geht der Machtkampf um Einfluss, Macht,
Posten und Standorte. Allein die Frage, wel-
ches Bauteil wo hergestellt, verarbeitet und
geprüft wird, kann Regierungsstäbe in Atem
halten. Aktuell geht es wieder um Grundsätz-
liches in der Konstruktion. Anfang März setz-
te Peter Hintze (CDU), Luftfahrtkoordinator
der Bundesregierung, den designierten 
EADS-Chef Tom Enders unter Druck. Um die
deutschen Standorte bei der Tochter Airbus
zu stärken, so heißt es in dessen Brandbrief,
müsse die Zentrale mit Deutschen „auf den
obersten fünf Hierarchiestufen“ paritätisch
besetzt sein.

Deutsche Seite im Nachteil Es wurde zwar
der Deutsche Enders geprügelt, aber eigent-
lich war der Mitanteilseigner Frankreich ge-
meint. Denn dass ein Franzosen-Überhang
bei Führungskräften in Toulouse herrscht, ist
keine neue Erkenntnis. Erklärlich wird die
deutsche Attacke aus zwei Gründen. Erstens
dämmern Berlin die Nachteile des gültigen
Aktionärspakts. Danach hat die französische
Seite ein „Vorkaufsrecht“, wenn der Autobau-
er Daimler als bisheriger Sachwalter deut-
scher Interessen die Absicht wahr macht,
auch seine letzten 7,5 Prozent an EADS zu
verkaufen. 
Mit dem Hintze-Brief entsteht quasi Ver-
handlungsmasse, um Frankreich zu einer
freiwilligen Paktänderung zu bewegen und
damit eine Übermacht zu verhindern. Inzwi-
schen wurde sogar öffentlich, dass die Bun-
desregierung über die staatseigene KfW-Bank
erstmals direkt beim Luftfahrtkonzern ein-
steigen will. Ein deutscher Ministerialer sagt:
„Wenn es hart auf hart kommt, sind wir ord-
nungspolitisch auch nicht so sauber, wie wir
immer tun.“
Zweitens steckt hinter der Berliner Attacke
auch der Ärger darüber, dass die Franzosen
das Eurofighter-Konsortium aus Deutschen,
Briten, Italienern und Spaniern ausgebootet
haben. Indien entschied sich kürzlich bei ei-

nem der weltweit größten Waffendeals für
126 Kampfjets vom Typ Rafale des französi-
schen Konzerns Dassault – und damit gegen
den Eurofighter. Die ungewöhnliche euro-
päische Konkurrenz gibt es, weil Paris bei der
EADS-Gründung seinen Armeeausrüster
Dassault nicht in den Konzern mit einbrin-

gen wollte. Im Indiengeschäft, bei dem es für
beide Staaten um viel ging, schalteten sich
Präsident Sarkozy und Kanzlerin Angela Mer-
kel direkt ein. Ersterer war offenbar der bes-
sere Verkäufer.  Dirk Horstkötter ❚ 

Der Autor ist freier Journalist in Berlin.

WIRTSCHAFT Der Handelsalltag läuft problemlos, aber in der Industriepolitik prallen Welten aufeinander

Das eigene Wohl fest im Blick

Vorbild
Deutschland
VERGLEICH Maßeinheit für den Austausch
von Gütern und Dienstleistungen zwischen
zwei Ländern ist die Leistungsbilanz: Dafür
werden von allen Exportwerten sämtliche
Importwerte abgezogen. Ein Leistungsbi-
lanz-Plus des einen Landes taucht dann lo-
gischer Weise als gleichgroßes Minus bei
dem anderen auf. Die deutsche Volkswirt-
schaft hat gegenüber der französischen
schon seit Jahrzehnten einen Vorsprung, al-
lerdings war der zunächst nicht besorgnis-
erregend groß. 1975 zum Beispiel betrug
das bundesdeutsche Plus rund 637 Millio-
nen Euro, bei einem Gesamtaustauschvolu-
men der Güter und Dienstleistungen von
gut 27 Milliarden Euro. 
Doch inzwischen gibt es das Paar auf Au-
genhöhe nicht mehr: Deutschland ist  dem
Nachbarn ökonomisch über den Kopf ge-
wachsen. Für 2011 ermittelten die Statistiker
ein Leistungsbilanzplus von fast 32 Milliar-
den Euro – insgesamt wurden Produkte und
Leistungen im Wert von 195 Milliarden
Euro hin- und herverkauft. In der Teilbilanz
Handel, also dem Export und Import von
Waren, lag Deutschland unterm Strich mit
fast 35 Milliarden Euro noch weiter vorn.
Das dicke Minus für Frankreich drückt die
rückläufige Wettbewerbsfähigkeit der eige-
nen Industrie aus. Im Bereich der Dienst-
leistungen konnte das Land einen kleinen
Teil des Defizits wettmachen, weil man hier
vor allem durch Tourismus und Versiche-
rungsdienstleistungen im Saldo positiv he-
rauskommt.
Die zunehmend schlechte französische Per-
formance prägte auch den Präsidentschafts-
wahlkampf. Für Amtsinhaber Nicolas Sar-
kozy war das „Vorbild Deutschland“ Teil
seines Reformprogramms. Industrieminis-
ter Eric Bresson stellte zum Jahresanfang die
Ergebnisse einer großen Studie vor, die
Gründe für das Zurückfallen der eigenen
Wirtschaft im Ländervergleich analysierte.
Als deutsche Vorteile wurden der erfolgrei-
che Mittelstand und die enge Verbindung zu
Forschung und Bildung ins Feld geführt. Au-
ßerdem profitiere die Volkswirtschaft von
Arbeitsmarktreformen, moderaten Lohnab-
schlüssen und einer insgesamt sehr koope-
rativen Sozialpartnerschaft.  dh ❚

Es werden Auszeichnungen in vier Kategorien vergeben:

· Gebäude und Stadtraum

· Region und Landschaft

· Gemeinwohl und Zivilgesellschaft

· Energie und Infrastruktur

Ausschreibungsunterlagen und weitere Informationen:

www.stadtbauenstadtleben.de
Abgabetermin für die Bewerbungsunterlagen: 25. Mai 2012

Die Europäische Stadt ist lebendige Geschichte

und erlebbare Stadtgestalt, demokratische

Einheit und Raum sozialer Integration.

Die demographische Entwicklung, der Wandel

von Wirtschaftsstrukturen und Klima stellen

die Städte, Gemeinden und Regionen vor neue

Herausforderungen, auf die sie in den letzten

Jahren mit innovativen Projekten und Strategien

bereits reagiert haben.

Mit der erneuten Vergabe des Preises 2012 wür-

digt das BMVBS realisierte Beiträge zur nach-

haltigen Entwicklung in Stadt und Region, die

zur Nachahmung, zu neuen Überlegungen und

weiterem Handeln anregen. Der Wettbewerb

richtet sich an alle Städte und Gemeinden, Ge-

bietskörperschaften, Wirtschaftsunternehmen,

Projekt- träger, Vereine, zivilgesellschaftliche

Initiativen und Verbände sowie Einzelpersonen.
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Egal ob ein Eurofighter (rechts) oder eine „Rafale“-Maschine in den Export geht: Frankreich ist oft der Gewinner.

»Italien 
steht als

Industrienation
Deutschland

näher als
Frankreich.«
Hans-Peter Keitel (BDI)
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Will Sibylle Laurischk nach Frankreich,
muss sie nur über den Rhein fahren. Die
FDP-Abgeordnete hat in ihrem Wahlkreis,
dem Ortenaukreis in Baden-Württemberg,
das Nachbarland direkt vor Augen, eben auf
der anderen Seite des Flusses. In ihrer Kind-
heit, erzählt sie, „war Frankreich einfach das
Ausland schlechthin“.
Aufgewachsen ist Laurischk im Offenburg
der 1950er Jahre, „das war ja noch weitge-
hend Nachkriegszeit“. Nach dem Zweiten
Weltkrieg wurden französische Soldaten in
ihrer Heimatstadt stationiert, in ihrer Kin-
dergartengruppe spielte Laurischk mit fran-
zösischen Kindern. Die erste Städtepartner-
schaft, die Offenburg einging, war 1959 mit
einer französischen Stadt: Lons-le-Saunier.
„Alle Schulen waren ständig auf Achse“, mit
vollen Zügen seien deutsche Schüler ins
Nachbarland gefahren und französische
Kinder in Offenburger Familien gekommen.
„Für uns als Kinder war die europäische Ei-
nigung damals nicht so sehr das Stichwort,
eher die deutsch-französische Partner-
schaft.“ Etwas Besonderes seien die Ausflüge
der Familie nach Straßburg gewesen. Auch
wenn die Stadt nur wenige Kilometer ent-
fernt gewesen sei, „das war schon fast eine
Reise, wir mussten unsere Pässe vorzeigen
und mit fremdem Geld einkaufen“. Auffällig
für sie: „Da sprachen wir eher Französisch,
auch wenn die Franzosen meist Deutsch
konnten.“ Als Deutsche hätten sie versucht,
sich anzupassen, nicht so sehr durch ihre Na-
tionalität aufzufallen – ein Resultat des Krie-

ges. Aber dass beide
Seiten die jeweils
andere Sprache be-
herrschten, habe sie
begeistert. Trotz-
dem habe sie in der
Schule nur ein Jahr
Französisch gelernt.
Erste Fremdsprache
war damals wie
heute Englisch. 
In den 1980er und
90er Jahren sei die
Einigung Europas
mehr in ihr Blick-

feld gerückt, aber als richtige Zäsur in ihrer
Wahrnehmung Frankreichs und ganz
Europas bezeichnet Laurischk ihren Einzug
in den Bundestag im Herbst 2002. Nur we-
nige Monate später nämlich trafen sich die
Abgeordneten des Bundestages und der As-
semblée nationale zu einer gemeinsamen
Sitzung in Versailles anlässlich der 40-Jahr-
Feier der Unterzeichnung des Élysée-Vertra-
ges, des deutsch-französischen Freund-
schaftsvertrages. „Ich saß neben einem fran-
zösischen Kollegen, der fließend Deutsch
sprach.“ Begeistert über seine Kenntnisse,
habe sie ihn gefragt, wo er es gelernt habe.
In Ost-Berlin, habe er geantwortet, er hatte
in der DDR studiert. „Das zeigte mir, wie ein-
seitig mein Blick war.“ Denn der Abgeordne-
te, ein Mitglied der kommunistischen Partei,
habe Deutschland aus einer völlig anderen
Sicht kennengelernt, die Grenzen in Europa

ganz anders wahrgenommen. Vor zwei Jah-
ren schließlich hat Laurischk  ihre jüngste
Tochter in der Normandie besucht, die dort
Jura studierte. Bei ihren Kindern habe sie
Wert darauf gelegt, dass sie länger Franzö-
sisch lernen als sie selbst. Nun habe sich die
Tochter ausführlich mit französischem und
europäischem Recht befasst. Für Sibylle Lau-
rischk schließt sich damit ein Kreis.

Auch im Leben von Heidrun Dittrich spielt
Frankreich eine große Rolle. 1958 geboren,
ist die Abgeordnete der Linksfraktion in Ba-
den-Württemberg aufgewachsen, nachdem
ihre Eltern aus der DDR flüchteten. „Es gab
einen deutsch-französischen Jugendclub, in
dem ich mich engagiert habe.“ Prägend für
sie sei ein Schüleraustausch nach Besançon
gewesen. „Da habe ich erstmals eine Ausstel-
lung über die Verbrechen der Nazis besucht.“
Über das Thema sei in ihrer Heimat kaum
gesprochen worden, der Geschichtsunter-
richt habe mit dem Beginn des Zweiten Welt-
kriegs aufgehört. „Das Erschütternde daran
war, dass wir deutschen Schüler mit unseren
16 Jahren keine Haltung zu der Geschichte
hatten“, sagt Dittrich. Für sie sei das Erlebnis
ein Ansporn gewesen, sich mit der deutschen
Vergangenheit auseinanderzusetzen. Schon
bald trat sie der Gewerkschaft DAG bei, ab-
solvierte über das deutsch-französische Ju-
gendwerk einen Sprachkurs und leitete
deutsch-französische Bildungsurlaube. Der
Austausch mit politisch Gleichgesinnten in
beiden Ländern habe sie beeindruckt. Wäh-

rend eines Besuches
der Assemblée na-
tionale habe sie ei-
ne kommunistische
Abgeordnete reden
hören. Eine neue Er-
fahrung: „Es ist ganz
normal, dass es Par-
teien links von der
SPD geben kann.“
Vieles, was Dittrich
über Frankreich
lernte, kam über die
Gewerkschaft zu-
stande. „In Frank-

reich gibt es Richtungsgewerkschaften, wir
haben eine Einheitsgewerkschaft, das war
interessant zu sehen.“ Auch in aktuellen po-
litischen Debatten greift sie auf Wissen über
die französische Gesellschaft zurück. Das
Betreuungssystem für Kinder, einschließlich
der Ganztagsschulen, habe sie sehr beein-
druckt. In der Diskussion um die Betreuung
von Kindern in Deutschland sei das franzö-
sische System nie als Vorbild genannt wor-
den – ein Manko, findet Dittrich. Auch die
Schulbusse, die die französischen Kinder je-
den Abend fast bis vor die Haustür gebracht
hätten, seien ihr in guter Erinnerung geblie-
ben. „Das gab es bei uns nicht. Wenn man
bei uns eine weiterführende Schule besu-
chen wollte, musste man einen bestimmten
öffentlichen Bus in die Stadt nehmen.“ Ver-
passte man den auf dem Rückweg, habe
man bei Freunden schlafen müssen. 

Dorothea Steiner zog es gleich ein ganzes
Jahr in die Stadt der Liebe – aus Leiden-
schaft zum afrokaribisch-französischen
Poeten und Politiker Aimé Césaire. Das Jahr
1974 verbrachte sie meist in der Pariser Na-
tionalbibliothek, um mittels eines Stipendi-
ums des Deutschen Akademischen Aus-
tauschdienstes über Cèsaire zu forschen.
Zuvor hatte die Grünen-Abgeordnete aus
Franken aber zwei Monate als Aupair-Mäd-
chen bei einer französischen Familie gear-
beitet. Ihr Französisch, so sagt sie, war zu
Beginn „gruselig, aber wir haben in der fran-
zösischen Familie keine Diskussion ausge-
lassen und ich habe viel Alltagsfranzösisch
gelernt“ – und auch, wie man „zweijährigen
Jungen beibringt, Artischocken zu essen“.
An „die Gegensätze zwischen Frankreich
und Deutschland“ sei sie damals häufiger
erinnert worden. Einmal wollte sie das 
U-Boot-Museum im ehemaligen Kriegsha-
fen von Brest besichtigen. Da habe sie ein
älterer Franzose abgewiesen: „Er hatte das
deutsche Nummernschild am PKW regis-
triert und knapp festgestellt: ,Pas d’ entrée
pour Allmands’“, also kein Zutritt für Deut-
sche, erinnert sich Steiner und erklärt: „Der
Grund war natürlich die Erinnerung an die
deutsche Besetzung Frankreichs im Zweiten
Weltkrieg und die blutigen Kämpfe nach der
Landung der Alliierten im Juni 1944, nach
dem D-Day“.
Dorothea Steiner selbst ist Jahrgang 1948.
Ihr Jahr in Paris war für sie sowohl für
Deutschland als auch für Frankreich „poli-

tisch entschei-
dend“: den Rück-
tritt Willy Brandts
infolge der Guillau-
me-Affäre im Mai
1974 bestürzte Stei-
ner. In Frankreich
sympathisierte sie
gleichzeitig mit den
Franzosen, „die in
dem Wahlkampf
zwischen dem kon-
servativen Giscard
D'Estaing und dem
s o z i a l i s t i s c h e n

François Mitterand für Mitterand votierten“.
Das empfand Dorothea Steiner damals „als
Signal des Aufbruchs in Frankreich“. Aller-
dings gelang es Mitterand erst 1981 Präsi-
dent zu werden.
Und natürlich hat Steiner auch 2012 eine
klare Meinung zu den aktuellen  Präsident-
schaftskandidaten im Nachbarland: „Nie-
mand wird sich wundern, dass ich mir heu-
te wünsche, dass die Präsidentschaftsuhr für
Nicolas Sarkozy im Mai abläuft, und er von
dem Gegenkandidaten Hollande abgelöst
wird.“ Allerdings stellt sie auch an ihren Fa-
voriten konkrete Ansprüche, wünscht sich
Steiner doch, „dass Monsieur Hollande
zum Thema Atomkraft eine klare Position
beziehen würde“. Und dann hat Steiner
auch noch einen Ratschlag für ihn, nämlich
sich „intensiver mit deutschen Argumen-
ten“ auseinanderzusetzen.            sek/ver ❚

Frankreich – das Ausland schlechthin
BEGEGNUNGEN Drei Abgeordnete des Bundestags erzählen von ihren prägenden Erlebnissen im und mit dem Nachbarland 

D
enkt man an die deutsch-
französische Grenze, hat
man zunächst den Rhein
vor Augen. Von Basel bis
Karlsruhe bildet er die
deutlich sichtbare Gren-

ze. Ganz anders sieht die Lage im ländlichen
Grenzgebiet zwischen dem Nordelsass und
der Südpfalz aus. Hier trennen kleine Flüss-
chen wie die Lauter, nur mehrere Meter
breit, Deutschland und Frankreich. Manche
Orte entlang der Grenze tragen sogar auf
beiden Seiten dieselben Namen: Scheiben-
hard in Frankreich liegt neben Scheiben-
hardt in Deutschland, Lauterbourg neben
Neulauterburg. Undurchlässig war die
Grenze nie, und so verwundert es kaum,
dass hier Grenzen scheinbar verschwinden
und erst auf den zweiten Blick sichtbar wer-
den. Alte Grenzen bauen sich ab – aber auch
neue auf. Denn die Menschen in der Region
beunruhigt in erster Linie eine Grenze, die
gerade erst neu zu entstehen droht – die
Sprachgrenze. Ihr Verlauf ist fließend, ei-
gentlich verläuft sie auf der französischen
Seite landeinwärts, ein gemischtes Grenzge-
biet bildend. Doch sie rückt hörbar immer
näher an die Staatsgrenze heran. 

Elsässischer Dialekt Liesl Weiß wohnt in
Büchelberg, nur wenige Kilometer nördlich
der Grenze und kennt noch die Zeiten, als
Frankreich Kriegsgegner und Besatzungs-
macht war. „Aber wir direkt an der Grenze
haben uns schon immer gut verstanden.“
Noch in der Nachkriegszeit habe die Familie
Äcker im Nordelsass bewirtschaftet. Und
auch die Pfarrer hätten bei Bedarf  jenseits
der Grenze ausgeholfen, erinnert sie sich.
„Wie’s fast überall ist, wo Krieg ist, die Leu-
te haben ja keinen Hass aufeinander.“ Das
Elsässerdeutsch sei eine gute Brücke zur Ver-
ständigung. Ihre Generation im Elsass spre-
che noch den Dialekt, schon deren Kinder
jedoch kaum noch. Das Elsass ist stets
Grenzregion gewesen und wechselte allein
in den letzten 150 Jahren viermal zwischen
Deutschland und Frankreich hin und her.
Das Elsässische oder Elsässerdeutsch steht
den süddeutschen alemannischen Dialekten
sehr nahe, wenn auch mit vielen französi-
schen Einsprengseln. Ältere Generationen
im ländlich geprägten Nordelsass sprechen
den Dialekt noch fließend, die jüngeren,
nach 1945 Geborenen, erlernen ihn jedoch
nur noch selten, weshalb die Verständigung
über die Grenzen hinweg schwerer fällt. Die
Pfalz hingegen ist nicht zweisprachig.
Ebenfalls aus Büchelberg stammt Katharina
Wingerter. „Nach dem Krieg kamen Elsässer
zum Arbeiten zu uns, hier gab es früher als
bei ihnen viel Arbeit, obwohl sie die Sieger
gewesen sind. Aber in dieser Hinsicht haben
sie sehr stark aufgeholt.“ Das Fernsehen, in
Grenzgebieten oft Sprachlehrer Nummer
Eins, konnte an dieser Grenze jedoch nicht
weiterhelfen. Deutsche und Franzosen sen-
deten lange Zeit ausschließlich nach unter-
schiedlichen Systemen. In Straßburg sitzt
der deutsch-französische Kanal Arte, der je-
doch nur in der jeweiligen Landessprache
ausgestrahlt wird. Wie leben nun Deutsche
und Franzosen heute zusammen? „Eher ge-
trennt“, meint sie.

Infrastrukturprobleme Auch wenn die
Menschen die Grenze gerne zum Einkaufen
und Arbeiten überqueren, heißt das noch
nicht, dass sie auch miteinander leben und
nicht nur nebeneinander. Diese Bedenken
sieht auch Francis Joerger, seit 20 Jahren
Bürgermeister von Scheibenhard im Elsass.
„Was wir zusammen machen können, ma-
chen wir. Aber der Abbau der Grenzen hat
seine Grenzen.“ Etwa 20 Prozent Deutsche
wohnen im französischen Scheibenhard,
viele sind wegen der günstigen Grund-

stücks- und Wohnungspreise hierhergezo-
gen. „Einige wenige kamen nur, weil Woh-
nen hier billiger ist, und haben sich über-
haupt nicht integriert. Die sind aber Gott-
seidank bereits wieder weg.“ Für ihn als
Kommunalpolitiker krankt die direkte Zu-
sammenarbeit oft daran, dass viele Ent-
scheidungen über die Zentralen in Paris,
Berlin oder Mainz laufen. Infrastruktur wie
Sportplätze oder Kindergärten sei oft dop-
pelt vorhanden, dagegen fehle es an grenz-
überschreitenden Buslinien. Auch mit der
Entwicklung der Sprachen steht es laut Joer-
ger nicht zum Besten. „In den nächsten Jah-
ren wird es schlimm. Jetzt tut sich eine ech-
te Grenze auf: die sprachliche Grenze.“ Die
Erfolge, die Sprache des Nachbarn zu unter-
richten, seien eher symbolischer Natur.
„Das Europa der Einkäufer hingegen hat
keine Probleme.“ Es habe jedoch auch an-

dere Vorteile, an der Grenze zu wohnen:
„Insbesondere bei der Arbeit sage ich: Gott-
seidank! Ohne die deutsche Seite wären wir
eine arme Gegend.“ Gerade an Feiertagen
des Nachbarn gebe es ein ausgezeichnetes
Geschäft.
„Das größte Problem ist jedoch: Bei jeder
Grenzöffnung gab es zwar eine schöne Fei-
er, wir sind jedoch ein Beispiel dafür, dass
in Europa nur noch wenig vorangeht. Die
Kinder sehen sich nicht. Die Jugend müsste
sich treffen, ohne dass das in der Zeitung
steht. Mein Enkel ist acht Jahre alt, er kennt
niemand auf der deutschen Seite“, beklagt
Joerger. Wo Zusammenarbeit stattfindet,
zwischen Kommunalpolitikern, Vereinen
oder Privatpersonen, sei diese gut und aller
Ehren wert. „Aber es ist noch so viel zu tun!“
Raymond d'Andlau sieht die Lage nicht so
negativ. „Der Dialekt kommt wieder“, ist der

elsässische Winzer überzeugt. Auf dem Lan-
de werde er viel gesprochen und nun sogar
an der Straßburger Universität wissenschaft-
lich erforscht und gelehrt. Die Frage der
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit sei
immer auch eine Frage der Perspektive.
„Meine Freunde aus Zentralfrankreich, die
ins Elsass kommen, fragen sich, ob sie noch
in Frankreich sind oder schon in Deutsch-
land“, sagt er lachend. 

Städtepartnerschaften Probleme beim
Zusammenleben der Deutschen und Fran-
zosen sieht d’Andlau nicht. Viele, schon
Jahrzehnte alte Städtepartnerschaften be-
lebten die Beziehungen. „Wir waren die ers-
ten mit Beziehungen zu Deutschland!“ Und
die Beziehungen würden von beiden Seiten
auch rege gepflegt und genutzt, zum Arbei-
ten, Essen, Einkaufen, Wandern, Skifahren.

„Und sowieso: Es gibt überhaupt keinen
Hass mehr. Eine echte Freundschaft ist ent-
standen!“, betont der Elsässer.
Den Menschen solche Grenzgänge zu er-
möglichen ist die Aufgabe von Kristine Clev
und ihren zehn Kollegen von der Verwal-
tung des „Eurodistrikt Region Pamina“ im
benachbarten Lauterbourg. Entstanden aus
der 1991 gegründeten Informations- und
Beratungsstelle für grenzüberschreitende
Fragen soll der Eurodistrikt den alltäglichen
Grenzübertritt in vielerlei Hinsicht erleich-
tern. Der Name setzt sich zusammen aus
„Pa“ für Palatinat ( Pfalz), „Mi“ für Mittle-
rer Oberrhein und „Na“ für Nord Alsace. 

Berufspendler Pamina will eine Lotsen-
funktion einnehmen. „Auch nach 20 Jahren
haben wir 2.000 bis 3.000 Anfragen pro
Jahr“, erläutert Clev. Wie kaum anders zu er-
warten sind ein großer Teil davon Steuer-
und Rentenfragen und die grenzüberschrei-
tende Arbeit. Im Elsass pendelt jeder zwölf-
te Arbeitnehmer über die Grenze. Im Nor-
delsass hingegen ist es sogar nahezu jeder
dritte. Täglich pendeln dort 16.000 Franzo-
sen nach Deutschland, aber nur 100 Deut-
sche nehmen den umgekehrten Weg. „Wir
fördern dies nicht direkt, diesen Leuten sol-
len jedoch keine Nachteile entstehen“, sagt
Kristine Clev. Beratungsbedarf ist vorhan-
den: „Es hat schon Einzelfälle gegeben, dass
Menschen zu uns kamen, die ihren Alters-
ruhesitz in Frankreich wählen wollten. Al-
lerdings haben wir dann im Laufe des Ge-
sprächs erfahren, dass sie überhaupt kein
Französisch können! Wir haben natürlich
von ihren Plänen erst einmal abgeraten.“ 
Selbst im Scheidungsrecht kann Pamina
weiterhelfen, denn auch nicht jede grenz-
überschreitende Ehe hat ein Happy End.
Die Zweisprachigkeit macht Kristine Clev
Sorgen, sie ist rückläufig. Die Tendenz jun-
ger Deutscher sei es, zu sagen: „Französisch
ist schwer zu lernen.“ Folglich werde Fran-
zösisch selten als erste Fremdsprache ge-
wählt. Andersherum sei es dasselbe. Man
könne das Lernen der jeweils anderen Spra-
che jedoch nicht forcieren. „Als meine
Tochter in die 5. Klasse kam, wählten von
245 Schülern gerade einmal zwölf Franzö-
sisch als erste Fremdsprache, der Rest ent-
schied sich für Englisch. Und das oft, weil
die Eltern selbst nicht gut Französisch spre-
chen oder zumindest dieser Meinung sind.
Dann haben sie Angst, sie könnten ihrem
Kind nicht ausreichend helfen“, erklärt
Clev. 
Pamina fördert auch Sportveranstaltungen
von Jugendlichen. „Sport ist ein sehr gutes
Mittel, um Kinder und Jugendliche zusam-
menzubringen“, betont Clev. Bei Kindern
stoße sie oft auf Unverständnis, wenn sie
von „Grenzüberschreitendem“ spreche.
„Die Kinder sehen die Grenze oft eigentlich
nicht, sie sind schon weiter als wir.“
Eine geradezu neutrale Rolle im deutsch-
französischen Grenzgebiet nimmt Nguyen
van Tung ein. Er ist der Pächter der ehema-
ligen deutschen Zollstation, schräg gegen-
über dem Sitz von Pamina. Er kocht jedoch
weder deutsch noch Französisch, sondern
betreibt einen Asia-Wok. Woher seine Kun-
den stammen, kann Nguyen am Kaufverhal-
ten festmachen: „Meine Kunden kommen
zu 80 Prozent aus Frankreich, darunter sind
aber auch viele Deutsche, die dort leben.
Wenn sie Zigaretten kaufen, kommen sie je-
doch eindeutig von der anderen Seite der
Grenze, dort sind sie deutlich teurer.“ Als
Kunden sind ihm Franzosen und Deutsche
gleichermaßen willkommen – und die
Sprachbarriere umgeht er gekonnt mit zahl-
reichen Gesten. Carl-Leo von Hohenthal ❚

Der Autor arbeitet als freier Journalist in
Freiburg im Breisgau.

Gute Nachbarn
GRENZREGION Vom Zusammenleben und den Problemen der
Deutschen und Franzosen im Nordelsass und der Südpfalz

Heidrun Dittrich
(Die Linke)

Getrennt im Laufe der Geschichte: Das französische Scheibenhard und das deutsche Scheibenhardt an der Lauter
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Städte- und
Gemeindepartnerschaften 
Sie bilden das Grundgerüst, das die deutsch-
französische Freundschaft trägt: die grenz-
überschreitenden Partnerschaften zweier
Städte, Gemeinden und Regionen. Rund
2.200 solcher Partnerschaften gibt es heute,
wie das deutsch-französische Internetportal
der Außenministerien beider Länder infor-
miert. Bereits im Jahr 1950 unterzeichneten
die ostfranzösische Stadt Montbéliard und
das baden-württemberische Ludwigsburg
den Vertrag zur ersten deutsch-französi-
schen Städtepartnerschaft. Für ihre vorbild-
haften städtepartnerschaftlichen Beziehun-
gen erhielten beide Städte 1988 den Aden-
auer-de-Gaulle-Preis. Ursprünglich standen
die Städtepartnerschaften im Zeichen der
deutsch-französischen Aussöhnung. Inzwi-
schen gibt es vielfältige Kooperationen in
den Bereichen Kultur, Jugendaustausch,
Sport, Wirtsschaft, Tourismus, Forschung
und Politik. In den Grenzregionen ist die Zu-
sammenarbeit traditionell am weitesten
fortgeschritten, jedoch bestehen auch eine
Reihe von Partnerschaften weit auseinan-
derliegender Städte, beispielsweise von
Frankfurt/Oder und der südfranzösischen
Stadt Nimes. Im Jahr 1951 gründeten deut-
sche und französische Bürgermeister den
Rat der Gemeinden und Regionen Europas
(RGRE). Diese europaweite Organisation der
kommunalen und regionalen Gebietskör-
perschaften mit Sitz in Paris fördert die Part-
nerschaftsarbeit intensiv. Neben den Städ-
ten unterhalten auch die Bundesländer Part-
nerschaften zu Regionen in Frankreich, so
Niedersachsen mit der Haute Normandie
und Sachsen mit der Bretagne. mpi ❚

Deutsch-Französisches
Jugendwerk 
Die Gründung des Deutsch-Französischen
Jugendwerks (DFJW) geht auf den Élysée-
Vertrag von 1963 zurück. In der gemeinsa-
men Erklärung zum Vertrag wurde der Ju-
gend „eine entscheidende Rolle bei der Fes-
tigung der deutsch-französischen Freund-
schaft“ beigemessen. Um die Begegnung
und den Austausch von Schülern, Studen-
ten, jungen Handwerkern und jungen Arbei-
tern zwischen beiden Ländern zu fördern,
sah der Élysée-Vertrag die Schaffung eines
Austausch- und Förderungswerks vor. Mit
dem DFJW wurde dieses von Bundekanzler
Konrad Adenauer und Frankreichs Staats-
präsident Charles de Gaulle  am 5. Juli 1963
aus der Taufe gehoben. Im Gründungsab-
kommen wird als Aufgabe des Jugendwerks
genannt, „die Bande zwischen der Jugend
der beiden Länder enger zu gestalten und
ihr Verständnis füreinander zu vertiefen“.
An dieser Aufgabenbeschreibung hat sich
grundsätzlich auch mit dem neuen Abkom-
men aus dem Jahr 2005 nichts geändert.
Das DFJW fördert den Jugendaustausch und
Jugendprojekte zwischen Deutschland und
Frankreich. Dazu gehören unter anderem
Schüler- und Studentenaustausch, berufli-
che Praktika, Sportbegegnungen und
Sprachkurse. Seit dem Jahr 1963 hat das Ju-
gendwerk nach eigenen Angaben mehr als
acht Millionen Franzosen und Deutschen die
Teilnahme an rund 300.000 Austauschpro-
grammen ermöglicht. Das DFJW fördert je-
des Jahr mehr  als 6.500 Gruppen- und rund
4.300 Individualaustauschprogramme, an
denen rund 200.000 Jugendliche teilneh-
men. mpi ❚

KOOPERATIONEN
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Parlez-vouz français? Nicht einmal ein Pro-
zent der Deutschen kann diese Frage voll
und ganz bejahen. Und fast 50 Prozent ge-
ben aktuellen Statistiken zufolge an, „keine
guten“ oder „gar keine“ Französischkennt-
nisse zu haben. 
Diese schwachen Selbsteinschätzungen
mögen verwundern, denn immerhin 1,65
Millionen Schüler lernen hierzulande Fran-
zösisch. Das sind etwas mehr als 18 Prozent
der Gesamtheit aller Schüler. An den Gym-
nasien sind es sogar 62 Prozent. Aber wie
steht es umgekehrt mit den Deutschkennt-
nissen in der „Grande Nation“ ?
Im Nachbarland befasst sich etwa eine Mil-
lion Schüler im Unterricht mit der deut-
schen Sprache; ein Drittel weniger als in
Deutschland also. Allerdings hat Frankreich
auch etwa 15 Millionen Einwohner weniger
als Deutschland. Und in den französischen
Gebieten außerhalb Europas sind die Spra-
chen der jeweiligen Nachbarstaaten bzw. 
-inseln naturgemäß von größerer Bedeu-
tung. Insgesamt lernen auch in den gymna-
sialen Oberstufen Frankreichs nur noch 
15 Prozent der Schüler Deutsch, so das 
Goethe-Institut in Paris.

Deutsch als Tradition Viele Franzosen
lernten heutzutage nur noch Deutsch, weil
es in der Familientradition liege oder sie es
früher schon einmal erlernt hätten, analy-
isiert Björn Akstinat, Geschäftsführer der
„Internationalen Medienhilfe“. Und den-
noch: 15 Zeitungen gibt es derzeit in Frank-
reich, die sowohl auf Deutsch als auch auf
Französisch verfasst sind; fünf weitere sind
rein deutschsprachig. Deutsch werde noch
immer von einer Minderheit als Mutterspra-
che gesprochen, vor allem im Elsass und in
Lothringen, berichtet Akstinat. Allerdings
wolle die französische Regierung die Spra-
chen der Minderheiten nicht als Regional-
sprachen anerkennen. Erst Ende März hät-
ten Minderheiten in ganz Frankreich dage-
gen demonstriert.

Generell hätten sich die gegenseitigen
Sprachkenntnisse zwar etwas verschlechtert,
der Grund dafür sei aber einfach, sagt An-
drea Schäfer, Leiterin der Sprachabteilung
des Goethe-Instituts Paris: Das Angebot an
Sprachen habe extrem zugenommen. „Heu-
te kann man in französischen Schulen nicht
nur Englisch, Deutsch und Spanisch lernen,
sondern an vielen Orten auch Chinesisch,
Arabisch, Italienisch und so weiter“. Zweite
Fremdsprache nach Englisch sei Spanisch,
das mehr als 44 Prozent der Schüler in der
Oberstufe wählten. „Viele Jugendliche den-
ken, dass Spanisch als romanische Sprache
leichter sei als Deutsch“, erklärt Schäfer –
und fügt hinzu: „Im Abitur sind die Noten
aber nicht besser.“
Beim Stichwort „Abitur“ verweist Andrea
Schäfer gern auf das „Abibac“, eine Beson-
derheit in der deutsch-französischen Bil-
dungslandschaft. Das Kofferwort „Abibac“
setzt sich aus der jeweils ersten Silbe des
deutschen Wortes „Abitur“ und des franzö-
sischen Pendants „Baccalauréat“ zusam-
men und bezeichnet den kombinierten, al-
so deutschen und französischen Abschluss.
Es wird seit ziemlich genau 18 Jahren, seit
den 63. deutsch-französischen Konsultatio-
nen in Mülhausen im Mai 1994 an mehr als
120 Schulen beider Staaten angeboten. Das
sei „im europäischen Kontext ziemlich ein-
zigartig“, findet sie:  „Ich tendiere dazu, die-
se positiven Aspekte zu betonen und nicht
immer einen Rückgang zu beklagen.“
Das gegenseitige Interesse an der Sprache ist
keine singuläre Erscheinung der Nach-
kriegszeit. In Deutschland wurde Franzö-
sisch bereits im Mittelalter unterrichtet; da-
mals allerdings vornehmlich von Hausleh-
rern bei Hofe. In der Neuzeit erhöhten Auf-
klärung und Revolution das Interesse an der
französischen Sprache. Mitte des 19. Jahr-
hunderts etablierte sie sich auch an Gymna-
sien und Universitäten. Der Grund: die zu-
nehmende Vernetzung des gemeinsamen
Wirtschaftsraumes. ver ❚

Schwieriger Austausch
SPRACHKENNTNISSE Trotz vieler Angebote gibt es Rückschritte

In Sachen Frauenquote schlägt Frankreichs
Regierung einen harten Kurs ein: Mit Geld-
strafen will die Regierung dafür sorgen, dass
künftig mehr Spitzenpositionen in der öf-
fentlichen Verwaltung mit Frauen besetzt
werden. Ein Verordnungsentwurf sieht vor,
dass ab 2013 Bußgelder in Höhe von 30.000
Euro bezahlt werden müssen, wenn in hö-
heren Ämtern nicht eine Quote von 40 Pro-
zent erreicht wird. Die Maßnahmen sollen
etwa für Präfekturen, Botschaften oder
Schulleitungen angewandt werden.  
Würden diese Maßnahmen für die französi-
sche Regierung schon heute gelten, würde
das für Präsident Nicolas Sarkozy und Pre-
mierminister François Fillon teuer: Denn
am Kabinettstisch sind von 25 Ministern
nur noch vier Frauen – gerade einmal 
16 Prozent. Zwei von ihnen besetzen eher
unbedeutende Ministerien.  
Noch vor fünf Jahren hatte Sarkozy während
seiner ersten Kampagne verkündet, dass es
in seinem Kabinett genauso viele Männer
wie Frauen geben sollte. Im ersten Kabinett
seines Premierministers Fillon setzte er die-
ses Vorhaben mit einem Anteil von 46 Pro-
zent weiblicher Ministerinnen und Staatsse-
kretärinnen auch fast in die Tat um. Doch im
Laufe seiner Regierungszeit mussten immer
mehr Frauen ihre Ämter an den Nagel hän-
gen. 

Zahlreiche Abgänge Neben der früheren
Verteidigungs- und späteren Außenministe-
rin Michèle Alliot-Marie, musste etwa auch
Justizministerin Rachida Dati ihren Posten
räumen. Dati hatte unter anderem für
Schlagzeilen gesorgt, weil sie fünf Tage nach
der Geburt ihres Kindes wieder am Kabi-
nettstisch saß. Im März 2010 schob Sarkozy
seine einstige Lieblingsministerin wegen Ge-
rüchten über die Verbreitung von Falschmel-
dungen über ihn und seine Frau Carla Bru-
ni ins Europaparlament ab. Jetzt tauchte sie
zum Erstaunen vieler im Wahlkampf wieder
in seinem Umfeld auf. Denn beim Kampf

um den Élysée-Palast setzen sowohl Sarkozy
als auch sein Herausforderer François Hol-
lande auf Frauen: „Ich bin froh, dass es die
Linke war, die es erstmals einer Frau ermög-
licht hat, Premierministerin zu werden,
Edith Cresson“, sagte Hollande bei einer
Veranstaltung in Reims. Cresson war 1991
von François Mitterand ins Matignon, den
Amtssitz des Premiers, geholt worden. Hol-
lande erwähnte dabei auch Segolène Royale,
seine frühere Lebensgefährtin, die 2007 für
die Sozialisten vergeblich um den Einzug in

den Élysée-Palast gekämpft hatte. Wie schon
Sarkozy 2007 versprach auch Hollande für
den Fall seines Wahlsieges, sein Kabinett pa-
ritätisch zu besetzen. Den weiblichen Präsi-
dentschaftskandidatinnen, der rechten Ma-
rine Le Pen und der Grünen Eva Joly, wer-
den keine Chancen auf das höchste Staats-
amt eingeräumt. Im Land der „égalité“
(Gleichheit) sind die Frauen aber auch in
der Nationalversammlung noch sehr weit
von der Chancengleichheit entfernt: In der
jetzt zu Ende gegangenen Wahlperiode be-

trug der Frauenanteil in der Assemblée na-
tionale gerade einmal 18,9 Prozent. Zum
Vergleich: In Deutschland beträgt der Anteil
der Parlamentarierinnen 32,9 Prozent. Da-
mit belegen die Frauen im Bundestag welt-
weit den 21. Platz. Frankreich liegt  nach ei-
ner Erhebung der Interparlamentarischen
Union (IPU) gerade einmal auf Platz 69,
hinter El Salvador. Dabei fehlt es aber nicht
an Kandidatinnen: Im Jahr 2007 waren 
41,6 Prozent der Anwärterinnen auf einen
Parlamentssitz weiblich. Annette Sach ❚ 

Warten auf die Gleichberechtigung
FRAUEN IN DER POLITIK Trotz Absichtserklärungen sind sie in Frankreichs Spitzenpositionen unterrepräsentiert 

E
s waren schon diverse euro-
päische Medienprojekte ge-
scheitert, als am 2. Oktober
1990 der Grundstein für eine
mediale Brücke zwischen
Deutschland und Frankreich

gelegt wurde. Mit dem „Vertrag zwischen
den deutschen Bundesländern und der
Französischen Republik zum Europäischen
Fernsehkulturkanal“ entstand ein neuer
Fernsehsender: „Arte“. Dieses Akronym
steht eigentlich französisch für die sperrige
Bezeichnung „Association Relative à la Télé-
vision Européenne“. Übersetzt klingt das
nicht weniger sperrig: „Zusammenschluss
bezüglich des europäischen Fernsehens“.
Zugleich soll der Name Programm sein: Für
Kunst soll die Marke stehen und für Kultur.
Und genau so hat sich Arte in der Fernseh-
landschaft etabliert. 
Als „kulturelle Vergemeinschaftung über
Landesgrenzen hinweg“ lobt der Medien-
wissenschaftler Marcus S. Kleiner von der
Universität Siegen den Sender. Er sieht in
ihm einen visuellen „Generationenvertrag“
mit einem „allgegenwärtigen interkulturel-
len Moment“. Seit 20 Jah-
ren, befindet Kleiner, werde
Arte dem jeweiligen Zeit-
geist gerecht.

Sehgewohnheiten Als ei-
nen Tag vor der deutschen
Wiedervereinigung am 
3.Oktober 1990 der
deutsch-französische Arte-
Staatsvertrag unterzeichnet
wurde, war Berlin noch kein
Bundesland. Aufgrund des
Viermächte-Abkommens
zählte es völkerrechtlich nicht zur Bundes-
republik. Und es sollte bis 1996 dauern, bis
auch die fünf neuen Bundesländer dem Ar-
te-Vertrag beitraten. Vor fast genau 20 Jah-
ren, am 30. Mai 1992, nahm Arte seinen
Sendebetrieb auf. Zunächst sendete der
neue Kulturkanal nur wenige Stunden am
Abend, dann stockte er sein Programm
schrittweise auf. Seit 2006 sendet er rund
um die Uhr. 
Die Arte-Nachrichten, genannt „ARTE Jour-
nal“, werden täglich um 19.10 Uhr ausge-
strahlt – quasi in direkter Konkurrenz zur
„heute“-Sendung des ZDF. Das Programm-
schema ist ähnlich wie bei anderen Sen-
dern: Auf die Nachrichten folgen weitere
Vorabendsendungen, das Hauptabendpro-
gramm beginnt um 20.10 Uhr, fast zeit-
gleich mit den Hauptabendsendungen der
meisten deutschen Kanäle. Früher begann
die Primetime bei Arte um 20.45 Uhr – ein
Zugeständnis an die französischen Zu-
schauer, denn in Frankreich beginnt der
Fernsehabend traditionell durchschnittlich
eine Stunde später als in Deutschland. Das
ist in allen süd- und südwestlichen Ländern

so und vielmehr dem warmen  Klima denn
kulturellen Traditionen geschuldet. Wegen
der so unterschiedlichen Sehgewohnheiten
fand die verspätete Hauptsendezeit beim
deutschen Publikum keine Akzeptanz. Des-
halb senden die deutsche und die französi-
sche Version von Arte mittlerweile zeitver-
setzt: In Frankreich beginnt das Haupt-
abendprogramm eine halbe Stunde später.

Politik und Kultur verknüpft Die Nach-
richten, wird Arte-Programmdirektor Chris-
toph Hauser nicht müde zu betonen, sollen
besonders, „einzigARTig“ sein: Die Pro-
grammmacher haben den Anspruch, Politik
und Kultur zu verknüpfen. Die Schnittmen-
ge beider Bereiche sei größer als allgemein
angenommen. Medienwissenschaftler Klei-
ner formuliert es direkter: „Arte hat den Kul-
turauftrag umgesetzt, dem die öffentlich-
rechtlichen Sendeanstalten in Deutschland
nicht gerecht werden“. Arte habe sich „sein
Publikum ersendet“, über Altersgrenzen
hinweg. Kleiner verweist dabei auf das Pop-
kultur-Magazin „Tracks“, das seit 1997 aus-
gestrahlt wird und Kleiners Analyse zufolge

eines der wenigen „nicht-
kommerziellen“ Musikma-
gazine im deutschen Fernse-
hen ist. „Tracks“ wird ab-
wechselnd in Berlin, Paris,
Hamburg und München
produziert. Sowohl in
Deutschland als auch in
Frankreich hat es eine Fan-
gemeinde – vor dem Fernse-
her und im Internet.
Abseits vom Mainstream
sind auch die Spielfilme, die
Arte ausstrahlt. Kunstfilme,

Dramen und Problemfilme, oft entschleu-
nigt, nicht zu vergleichen mit den Blockbus-
tern aus Hollywood. Ein Aushängeschild
des Senders sind seine Themenabende, die
ARD und ZDF bereits in den 1980er Jahren
zugunsten der Quote fast vollständig aufge-
geben haben. Im Gegensatz zu den in
Deutschland marktführenden Kanälen bie-
tet Arte nicht nur kurze Dokumentationen
von 30 oder 45 Minuten Länge, sondern
strahlt auch Dokumentarfilme in Spielfilm-
länge aus. Und: Arte sendet im Zweikanal-
ton, deutsch und französisch.
Schon Jahre vor Unterzeichnung des Staats-
vertrags sah mancher die Zeit für einen sol-
chen Sender gekommen – vor allem in der
Politik. Eine Periode des Tauwetters prägte
das zuvor oft angespannte deutsch-franzö-
sische Verhältnis. 
Der damalige Bundeskanzler Helmut Kohl
(CDU) und Staatspräsident François Mitter-
and unterstützten das Projekt persönlich. In
Insiderkreisen deutscher Fernsehsender, so-
gar bei Arte selbst, kursiert auch heute noch
eine Anekdote, die hier und da, je nach Si-
tuation farbenreich ausgeschmückt wird:

Kohl und Mitterand, so wird kolportiert,
hätten den Sender in einer Bierlaune erfun-
den. Am Ende hat der Rotwein den Vorzug
erhalten: Die Senderzentrale von Arte sitzt
in Straßburg; eine weitere Dependance gibt
es in Issy-les-Moulineaux nahe der Haupt-
stadt Paris und eine in Baden-Baden. 

Abseits der Quoten Jede ARD-Anstalt so-
wie das ZDF unterhalten ein eigenes Arte-
Büro. Im „Sendezentrum 2“ des ZDF auf
dem Mainzer Lerchenberg gibt es sogar ei-
ne größere Abteilung. Finanziert wird Arte
aus deutschen und französischen Rund-
funkgebühren. Die Senderstruktur ähnelt
der der öffentlich-rechtlicher Sendeanstal-
ten ARD und ZDF. Arte bietet aber nicht nur
eigenen Journalisten eine Plattform, son-

dern beispielsweise auch den Korrespon-
denten des ZDF. Sie können bei Arte The-
men platzieren, die im Hauptprogramm
des ZDF keinen Platz finden  – etwa eine
Dokumentation über den „Tango Argenti-
no“, produziert vom ZDF-Südamerika-Stu-
dio. Eine Dreiviertelstunde über kulturelle
und gesellschaftliche Hintergründe, Takt
und Tonfolge, schwer und melancholisch.
Die Verknüpfung von Politik und Kultur,
die Geschichte eines Tanzes, der Paris und
von dort aus die Tanzflächen in ganz
Europa erobert hat.
Mit Europa-Magazinen wie „Yourope“ und
„Der Blogger“ sollen junge Zuschauer ange-
sprochen werden. Sie können sich via Inter-
net an den Sendungen beteiligen. Die Face-
book-Gemeinde liegt bei mehr als 30.000

Usern – erstaunlich viel. Denn der
Martktanteil von Arte liegt in Deutschland
nur bei etwa einem Prozent; in Frankreich
ist er nicht viel höher, obwohl dort die Kon-
kurrenz kleiner ist. 

Im Wandel der Zeit Immer wieder hat es
bei Arte Programmreformen gegeben, zu-
letzt im Frühjahr 2011 und erneut zu Beginn
dieses Jahres. Viele Stammzuschauer be-
fürchten nicht erst seit den jüngsten Umge-
staltungen von Sendeplätzen, Sendungen
und Inhalten bereits eine Boulevardisierung
und Popularisierung.
Die aktuelle Programmreform, heißt es sei-
tens des Senders, „erleichtert dem Zuschau-
er durch seine klare Struktur den Zugang ins
Programm“. Samstags gibt es nun „neue

kulturelle Trends für jüngere Zuschauer“,
am Sonntag „Programmereignisse“, am
Montag „Kinoklassiker des europäischen
und internationalen Kinos“. Thomas Fri-
ckel, Geschäftsführer der Arbeitsgemein-
schaft Dokumentarfilm (AG Dok), betrach-
tet die Reform mit Sorge: „Wir befürchten,
dass sich Arte weiter dem Mainstream an-
passt und für experimentelle Dokumentar-
filme kein Platz mehr ist.“ Arte-Programm-
direktor Christoph Hauser weist die Kritik
zurück. Und auch wenn Arte das Programm
stückweise modernisieren oder gar popula-
risieren sollte: Die komplette Bandbreite
des sogenannten „Unterschichtenfernse-
hens“ wird der Kulturkanal seinen Zuschau-
ern wohl auch in den kommenden 20 Jah-
ren kaum vorsetzen.     Verena Renneberg ❚

Der Brücken-Sender
FERNSEHEN Seit 20 Jahren sendet Arte ein deutsch-französisches Programm aus der Mitte Europas 

Arte sendet aus seiner Zentrale in Straßburg: Dokumentarfilm mit Nina Hagen (o.r.), das Experiment „24h Berlin“ und die Nachrichten mit Nazan Gökdemir und Jürgen Biehle (u.r.)

»Arte ist die 
kulturelle

Vergemein-
schaftung über
Landesgrenzen

hinweg.«
Marcus S. Kleiner, 

Medienwissenschaftler
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Die frühere Justizministerin Rachida Dati galt einst als Vorzeigeministerin Sarkozys – bis er sie 2010 aus dem Kabinett warf.
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An den Brezeln in der Vitrine ist es sofort zu
erkennen: Hier in „Le Stube“, mitten in Pa-
ris, werden deutsche Spezialitäten serviert.
Gerhard Weber ist der Hausherr. Seit 26 Jah-
ren lebt der gebürtige Hesse in Paris. Vor
zwei Jahren haben Weber und seine Frau
Sylvie die kleine Imbiss-Stube eröffnet,
gleich um die Ecke vom Louvre. „Wir haben
uns damals gefragt: Was fehlt uns hier in Pa-
ris, was mögen wir gerne in Deutschland?“,
erzählt Weber. Die Antwort lautete: „Unse-
re Art zu essen.“
„Wir sind von der Idee der Currywurst aus-
gegangen“, sagt Weber. In „Le Stube“ ist sie
aus Rind- statt aus Schweinefleisch. Alles
ein bisschen leichter, weniger fett. Der Ket-
chup wird hausgemacht. „Für die Fans der
Currywurst nicht scharf genug und nicht ge-
nug Schweinerei“, räumt Weber lächelnd
ein. Aber den vielen Stammgästen des klei-
nen hellen Lokals mit Holztischen und Le-
derbänken schmeckt die Wurst genauso gut
wie der Bismarck-Hering, die Frikadellen,
die Frankfurter Grüne Sauce, die Käsesahne-
oder Schwarzwälderkirschtorte.
Für das Süße ist Weber der Spezialist. Das
Backen habe er zu Hause im nordhessi-
schen Sachsenberg parallel zum Laufen ge-
lernt, mit zweieinhalb Jahren, erzählt der
drahtige Mann mit dem kleinen Zopf. Ei-
gentlich hatte er die elterliche Bäckererei
übernehmen sollen, als Bäcker in der fünf-
ten Generation. Doch nach den Lehrjahren
in Düsseldorf und Bonn lockte eine Anzei-
ge aus Frankreich: Eine Pariser Konditorei
suchte für sechs Monate einen deutschen
Bäcker. „Ach, da kommst du aber nicht wie-

der“, sagte der Vater damals – und sollte
recht behalten. 
Die Konditorei im 17. Pariser Arrondisse-
ment  gehörte der Familie Blum. Der deut-
sche Bäcker Werner Blum war seiner franzö-
sischen Frau aus Liebe nach Paris gefolgt,
aber schon früh gestorben. Madame Blums
„sehr charmante Tochter“ war selten im Be-
trieb zu sehen. Doch eines Tages lud sie den
jungen Deutschen zum Essen ein. „Damit
hat alles angefangen.“ Gemeinsam führte
das junge Paar die Konditorei weiter bis En-
de 2008 – um dann nach einem Jahr Aus-
zeit noch einmal etwas ganz Neues zu be-
ginnen: „Le Stube“.  
Inzwischen sind die zwei Söhne erwachsen.
Johann ist 24 und Theo 21 Jahre alt. Der
jüngere bedient an diesem Nachmittag hin-
ter der Salat- und Kuchentheke – auf Fran-
zösisch natürlich. Das ist die gemeinsame
Sprache der Familie zu Hause. „Aber wir ha-
ben deutsche Gewohnheiten“, erzählt We-
ber. „Das Abendessen ist eher ein Abend-
brot – mit Brot, Aufschnitt, Käse und Salat.“
Und Sohn Johann entdeckt Deutschland ge-
rade über die Musik. „Er stellt mir Playlis-
ten für die Backstube zusammen mit neuer
deutscher Musik von Gunnar Stiller oder
Guy Borato zum Beispiel.“ 
Weber selber, heute 47 Jahre alt, kann sich
ein Leben anderswo als in Paris nicht mehr
vorstellen. Vom ersten Tag an habe er viele
Franzosen kennengelernt, Musiker und
Künstler. Aus Bekanntschaften wurden
Freundschaften. Zwei Worte habe er in Pa-
ris aus seinem Vokabular gestrichen: „Lan-
geweile und Einsamkeit.“ Sybille Korte ❚

„Es war kalt, grau und die Häuser baufällig.“
Florence Deppe-Prugnaud sitzt in einem
Café in Berlin-Prenzlauer Berg vor ihrem
Milchkaffee und erinnert sich an ihren ers-
ten Abend in diesem Viertel, im Februar
1997. Die Pariserin war damals zum ersten
Mal in Deutschland. Der Grund? „Die Lie-
be“, antwortet die heute 40-Jährige lächelnd
und erzählt von ihrem Mann.
Kennengelernt hatten sich die Französin
und der Deutsche ein Jahr zuvor in den
USA. Die Personalmanagerin arbeitete in
Washington bei einer Nicht-Regierungsor-
ganisation. Andreas, ein Wirtschaftsinge-
nieur, promovierte. Nach Jahren im Aus-
land wollten die beiden zurück nach
Europa. Als Wohnort wählten sie Berlin –
auch wenn Florence anfangs kaum Deutsch
sprach und über das Land, das ihre neue
Heimat werden sollte, nicht viel wusste.
Doch die deutsche Hauptstadt gefiel ihr:
„Berlin hat eine besondere Energie – krea-
tiv und locker.“ Das Leben dort beschreibt
die Französin als Freiheit. „In Paris war ich
eine ‚Gefangene' meines sozialen Systems.
In Berlin kann ich leichter ich selbst sein.“ 
Sie lernte rasch Deutsch, machte sich zu-
sammen mit ihrem Mann mit einer interna-
tional tätigen Unternehmensberatung im
Bereich neuer Energiesysteme selbstständig.
Auch ihr Freundeskreis ist international.
Nur Franzosen umfasste er anfangs bewusst
nicht: „Ich wollte mich hier integrieren, ein
Gefühl für die deutsche Kultur bekommen“,
erklärt Florence. So versuchte sie, weniger
temperamentvoll zu sein und sogar auf die
typisch französischen Begrüßungsküsschen

zu verzichten. „Ich wurde ganz schön
deutsch.“ Auch wenn kein Tag ohne Crois-
sant vergeht, Sehnsucht nach französischer
Lebensart gestattet sich Florence nicht: „Ich
vermisse nicht – das ist mein Motto. Sonst
schafft man es nicht im Ausland.“ So be-
gann sie auch erst wieder Kontakte zu Fran-
zosen zu pflegen, als sie sich in Deutschland
angekommen fühlte. Seit sechs Jahren hält
Florence nun aber mit viel Elan das Netz-
werk „Connexion Française“ zusammen,
das sich die Pflege der deutsch-französi-
schen Beziehungen auf die Fahnen geschrie-
ben hat. Zu den Treffen, die Florence mo-
natlich organisiert, kommen nicht selten
100 Personen. 
Zu ihren Wurzeln zurückgebracht hat sie
aber vor allem ihre fast zweijährige Tochter:
„Sie hat mich daran erinnert, dass ich Fran-
zösin bin“, sagt Florence. Schwangerschaft,
Geburt und das Leben mit Kindern – Deut-
sche gingen damit anders um als Französin-
nen, findet sie. Gerade in Prenzlauer Berg
wollten es die Frauen besonders gut ma-
chen, setzten sich dabei aber unter Druck.
Alles müsse „natürlich“ sein: Die Geburt
ohne Schmerzmittel am besten im Geburts-
haus, die Ernährung nur „bio“. Auch die Be-
gleitung einer Hebamme hat Florence über-
rascht: „In Frankreich gehen die Frauen ins
Krankenhaus und entbinden. Punkt.“ Trotz
solcher Unterschiede: Berlin ist der Ort, an
dem sie sich am wohlsten fühlt. Die deut-
sche Staatsbürgerschaft zu beantragen, wie
sie es plant, ist daher nur konsequent: „Ich
lebe hier und will mich einbringen – nicht
nur Steuern zahlen.“ Sandra Schmid ❚

E
in Sieg von François Hollande
bei den französischen Präsi-
dentschaftswahlen wäre ein
heikler Moment für das
„deutsch-französische Paar“.
Womöglich bereitet sich die

französische Botschaft in Berlin darauf in-
tensiv vor. Unser Autor Frédéric Lemaître,
langjähriger Deutschlandkorrespondent der
französischen Tageszeitung „Le Monde“,
hat sich schon einmal Gedanken gemacht,
wie ein Brief des Botschafters an den neuen
Hausherren im Élysée-Palast am Montag,
den 7. Mai – einen Tag nach der Stich-
wahl –,  aussehen könnte:

Monsieur le président, gestatten Sie mir
zunächst, Sie zu Ihrem Wahlsieg zu beglück-
wünschen. Dieser ist am heutigen Montag
natürlich auf den Titelseiten der gesamten
deutschen Presse zu finden. Hier erwartet
man nun mit großem Interesse und – je
nach politischer Tendenz der Leitartikler –
mit mehr oder weniger großer Besorgnis ih-
ren kommenden Besuch. Eigentlich unter-
scheidet sich die Situation nicht sehr von
der im Mai 1981. Wahrscheinlich, Herr Prä-
sident, erinnern Sie sich noch daran, dass
Bundeskanzler Helmut Schmidt im Februar
1981 öffentlich erklärt hatte: „Ein Sieg Mit-
terrands? Malen Sie den Teufel nicht an die
Wand!“ Am Abend des 10. Mai freute sich
Margaret Thatcher paradoxerweise als einzi-
ge in Europa über den Sieg von François
Mitterrand, der den aus Londoner Sicht all-
zu guten Beziehungen zwischen Helmut

Schmidt und Valéry Giscard d'Estaing ein
Ende bereitete. Aber die Eiserne Lady war
rasch desillusioniert. Bereits am 24. Mai
empfing François Mitterrand Helmut
Schmidt im Élysée-Palast und akzeptierte
die Stationierung von Pershing-Raketen in
Deutschland, was sein Vorgänger abgelehnt
hatte. Von nun an „wird die deutsch-franzö-
sische Solidarität zum Schlüssel seiner Au-
ßenpolitik“, wie Mitterands
langjähriger Berater Jacques
Attali in seinem Buch „Ver-
batim 1981-1986“ zusam-
menfassend berichtete.
Vor Ihrem Treffen mit Ange-
la Merkel gestatten Sie mir
bitte, Sie vor ein paar Kli-
schees zu warnen, die in Pa-
ris über Deutschland kursie-
ren. Häufig sagt man, die
Befugnisse der Kanzlerin
seien begrenzt. Zu Beginn
sagte Nicolas Sarkozy: „Sie
will nicht“, jetzt sagt er: „Sie kann nicht“, re-
sümierte Alain Minc, inoffizieller Berater
des Staatspräsidenten, im Januar im „Spie-
gel“. Sicherlich sind ihre Befugnisse nicht
immer mit denen zu vergleichen, die Sie
jetzt innehaben. Der Bundestag spielt eine
wichtigere Rolle als das französische Parla-
ment, und das Bundesverfassungsgericht
verfügt über eine Macht, die mindestens so
entscheidend ist wie die des US-amerikani-
schen Supreme Court. Aber man sollte da-
raus keine voreiligen Schlüsse ziehen: Die
Bundeskanzlerin verfügt über deutlich

mehr Befugnisse als die Formulierung von
Alain Minc vermuten lässt – ihre Entschei-
dungen über den Ausstieg aus der Atom-
energie oder auch ihr Management der eu-
ropäischen Krise beweisen dies. Und auch
wenn die Karlsruher Richter gefürchtet und
geachtet werden, so wissen sie doch genau
um die politische Tragweite ihrer Entschei-
dungen. Finanzminister Wolfgang Schäuble

erlaubte sich übrigens im
Sommer 2011 nicht nur aus
Gründen der Höflichkeit ei-
nen Besuch bei den Rich-
tern, bevor diese dann im
September ihre lang erwar-
tete Stellungnahme zur
Griechenlandhilfe abgaben.
In Deutschland stehen Ge-
waltenteilung und politi-
scher Konsens kaum im Wi-
derspruch zueinander.
Ein Detail sagt viel über die
Macht der Kanzlerin aus: Bei

ihren Reisen ins Ausland – wie beispielswei-
se im vergangenen Februar nach China –
wird Angela Merkel von keinem ihrer Minis-
ter begleitet, sondern sie ist umgeben von
ihren Beratern, und in der Tat auch von Bun-
destagsabgeordneten (einem pro Partei).

Optimistisch gestimmt Bei Ihrem Besuch
werden Sie, Herr Präsident, ein Land entde-
cken, dass mittelfristig über seine demogra-
fischen Perspektiven besorgt ist, den kom-
menden Jahren aber optimistisch entgegen
sieht. Glaubt man einer im Januar für die

deutsche Botschaft in Paris durchgeführten
Umfrage, so verbinden die Franzosen die
folgenden fünf Begriffe eher mit Deutsch-
land als mit Frankreich: Ernsthaftigkeit, Ar-
beit, Reichtum, Einfluss auf internationaler
Ebene und Modernität. Zu jedem einzelnen
Begriff wäre viel zu sagen. Über die Arbeit
müssen Sie wissen, dass die deutschen Voll-
zeitbeschäftigten mehr als ihre französi-
schen Kollegen arbeiten, aber aus unter-
schiedlichen, vor allem soziologischen
Gründen ist die Teilzeitbeschäftigung in
Deutschland viel höher (22 Prozent der Er-
werbstätigen) als in Frankreich (14 Pro-
zent). Die Deutschen arbeiten also nicht
mehr, sondern sie haben sich für eine ande-
re Form der Arbeitsteilung entschieden als
die Franzosen. 
Im Hinblick auf den Einfluss in der Welt
messen die Franzosen also „staatstragen-
den“ Symbolen wie einem ständigen Sitz im
UN-Sicherheitsrat oder dem Besitz von
Atomwaffen weniger Bedeutung bei als der
wirtschaftlichen Macht Deutschlands.
Wahrscheinlich ist dies nicht zuletzt auf die
tragende Rolle Angela Merkels in der euro-
päischen Krise zurückzuführen. Ich darf Sie
bei dieser Gelegenheit daran erinnern, dass
Deutschland inzwischen mehr Rüstungsgü-
ter exportiert als Frankreich.
Ich erlaube mir jedoch vor allem, Sie auf die
eigentlichen Konsequenzen dieser Untersu-
chung aufmerksam zu machen. Auf die Fra-
ge nach den Begriffen, die sie eher mit
Frankreich als mit Deutschland verbinden,
antworten unsere Landsleute: Lebensquali-

tät, Arroganz, Solidarität, Geselligkeit, Un-
gleichheiten sowie das historische und kul-
turelle Erbe. Ich bin mir nicht sicher, Herr
Präsident, ob die in Deutschland lebenden
Franzosen diese Ansicht teilen. Um „wie
Gott in Frankreich“ zu leben, wie die Deut-
schen sagen, sollte man besser Eigentümer
seiner Wohnung sein. Die Attraktivität von
Berlin in den Augen der Franzosen, die sich
dort niederlassen wollen, liegt auch in den
relativ niedrigen Mieten – ein Phänomen,
das sich auch andernorts in Deutschland
findet und das viele Vergleiche in Bezug auf
die Kaufkraft fälscht.

Knapper Vorsprung Die Ungleichheiten –
diese entsprechen sich laut OECD in beiden
Ländern; in Frankreich jedoch sind sie in
den vergangenen Jahren gleich geblieben,
während sie in Deutschland gewachsen
sind. Bleibt noch das historische und kultu-
relle Erbe. Vorsicht: Unser Land hat zwar
noch einen knappen Vorsprung vor seinem
Nachbarn, der in diesem Bereich lange Zeit
etwas gehemmt war, aber Deutschland legt
sich mächtig ins Zeug, um ausländische
Touristen anzulocken, und könnte auch auf
diesem Gebiet ein ernst zu nehmender Kon-
kurrent werden, wie dies schon im Agrarbe-
reich der Fall ist. Ich hoffe, Herr Präsident,
dass Ihnen dieser kurze Überblick von Nut-
zen sein wird und verbleibe mit freundli-
chen Grüßen  Frédéric Lemaître ❚

Der Text wurde von 
Brigitte Schmidt-Dethlefsen übersetzt.

Gerhard Weber lebt als Deutscher in
Paris, Florence Deppe-Prugnaud als
Französin in Berlin.

FIKTIVE BOTSCHAFT Was ein neuer Élysée-Hausherr über Deutschland und seine Kanzlerin wissen müsste

»Monsieur le président« 
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Currywurst am Louvre und für die Liebe nach Berlin
ZUHAUSE BEIM NACHBARN Gerhard Weber und Florence Deppe-Prugnaud fühlen sich in der neuen Heimat wohl. Ein Stück der alten haben beide mitgenommen
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Gestatten Sie
mir bitte, Sie
vor Klischees

zu warnen, die
in Paris über
Deutschland
kursieren.

NACHBAR FRANKREICH14

Worauf müsste sich François Hollande – einen Sieg bei den Präsidentschaftswahlen vorausgesetzt – vor seinem Antrittsbesuch in Berlin einstellen? Auf jeden Fall auf eine typisch deutsche Bundeskanzlerin...

»Die Vereinigten Staaten 
von Europa« 

In 100 Jahren, da
ist Volker Beck
ü b e r z e u g t ,
„wird man über
deutsch-franzö-
sische Beziehun-
gen nur noch im
Geschichtsun-
terricht spre-
chen.“ Die neue
B a h n h o c h g e -
schwindigkeits-
strecke Berlin-
Köln-Paris wird eröffnet werden und Arte
wird dazu ein Feature ausstrahlen, erwartet
der Grünen-Abgeordnete. In den „Vereinig-
ten Staaten von Europa“werden sich die
Bürger 2112 schon längst vom „Nationalpa-
triotismus des 19. und 20. Jahrhunderts“
verabschiedet und eine „europäische Iden-
tität“ entwickelt haben, „die auf der Univer-
salität der Menschenrechte gründet“.
Für den Grünen-Politiker ist es selbstver-
ständlich, dass es im Europa des nächsten
Jahrhunderts keine Atomkraft mehr geben
wird. Allerdings, so schätzt Volker Beck die
Situation in der Zukunft ein, werden im
„heutigen Staatsgebiet von Deutschland
und Frankreich“ Flüchtlinge leben. Längst
werden die Europäer nicht mehr tatenlos
dabei zusehen, wie sie ertrinken oder ver-
dursten auf ihrem Weg nach Europa. Es wer-
den laut Beck Klimaflüchtlinge sein, „die
wegen unserer heutigen Versäumnisse im
Klimaschutz ihre Lebensgrundlagen verlo-
ren und fliehen mussten“.

»Drei im Baguette«

Der SPD-Abge-
ordnete Günter
Gloser hat die Vi-
sion, dass seine
H e i m a t s t a d t
Nürnberg und
die langjährige
Partnerstadt Niz-
za in 100 Jahren
den 87. Geburts-
tag der „kulina-
rischen Bot-
schaft ‘Drei im
Baguette’“ begehen. Mit „Drei“, erklärt er
für Nicht-Franken, sind natürlich die original
Nürnberger Rostbratwürste gemeint. McDo-
nald’s werde es dagegen weit und breit
nicht mehr geben. Desweiteren, da ist Glo-
ser überzeugt, wird der deutsch-fanzösische
Kulturkanal Arte in beiden Ländern markt-
führend sein – allein schon, weil ARD und
ZDF ihr „Talkshowangebot auf acht Sendun-
gen pro Tag erweitert haben“ werden.
Volksmusik soll in 100 Jahren beim Musik-
sender Viva dominieren. Lufthansa und Air
France gehen in einem Unternehmen auf,
ebenso die Deutsche Bahn und ihr französi-
sches Pendant, die SNCF. Außerdem sind
2112 deutsch-französische Elektromobile
„der Renner“ und alle Kernkraftwerke ab-
geschaltet.
Neben Wirtschaftskonzernen verschmelzen
auch die Regierungen; in seiner Vision un-
terhalten beide Staaten weltweit nur noch
gemeinsame Botschaften und die französi-
sche Präsidentin wird erneut Vorsitzende
der „deutsch-französischen Regierungs-
mannschaft“ sein.

»Die große Endlager-
Katastrophe« 
Im Jahre 2112
werde Europa,
das prophezeit
Ulrich Maurer,
vor der Frage
stehen „wie
man die euro-
päischen Endla-
ger besser isolie-
ren kann“, um
nicht, wie be-
reits 2086 vor
der „großen
Endlager-Katastrophe von Europa zu ste-
hen“. Für den Abgeordneten der Linksfrak-
tion werden in 100 Jahren Energiefragen
eindeutig im Fokus Deutschlands und Frank-
reichs stehen: „Wichtigste Aufgabe der eu-
ropäischen Wählerinnen und Wähler wird
die Entscheidung sein, was man mit der
Überproduktion von Energie durch erneuer-
bare Ressourcen macht.“ 2112 werde es
aber kein eigenständiges Deutschland oder
Frankreich mehr geben – und auch kein Eu-
ropäisches Parlament: Es wurde „via Online-
Volksabstimmung“ aufgelöst und die „eu-
ropäischen Wählerinnen und Wähler der
ehemals 32 Staaten“ werden „via Cybernet
über ihre Gesetze abstimmen“, da ist sich
Maurer sicher.
Infolge einer Finanzkrise 2108 hätten sich
„sich die ehemaligen Staatsoberhäupter
aus Deutschland und Frankreich“ mit ihrem
Vorschlag durchgesetzt, „endlich alle Ban-
ken zu vergesellschaften“, anschließend fol-
ge eine Währungsreform sowie die Einfüh-
rung einer Reichensteuer und der Rente mit
58. ver ❚

Science-Fiction

Volker Beck (Grüne)

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Günter Gloser (SPD)
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D
er Tahrir-Platz  muss  sein.
Ohne einen Blick auf den
historischen Ort geworfen
zu haben, kann Norbert
Lammert Kairo bei seinem
Besuch Anfang April kei-

nesfalls verlassen. Kurz vor Mitternacht fädelt
sich der Wagen des Bundestagspräsidenten in
den Kreisverkehr ein. Dabei war Lammert
mittags schon einmal ganz in der Nähe. Beim
Besuch der „Tahrir-Lounge“, so heißen heu-
te Räume im Goethe-Institut, wo seit der Re-
volution Blogger, Aktivisten, Journalisten in
Seminaren und praktischen Übungen im
Fach Demokratie geschult werden. 
Als Lammert die schwarz-weiß-roten Flag-
gen auf dem Tahrir nachts von Nahem sieht,
die Zelte und Graffitis, die immer wieder ak-
tualisiert werden, je nach politischer Ent-
wicklung, bekommt er einmal mehr eine
Ahnung von der Kraft der Aufständischen,
die sich um ihren Sieg betrogen fühlen. Aus-
steigen? Die Männer von der Sicherheit ra-
ten dringend ab, vielleicht, weil schon das
Überqueren der Straße zur Fußgängerinsel
in der Mitte ein Spiel mit dem Leben wäre.
Selbst zu später Stunde umtost der Verkehr
den Tahrir, erhupen sich Autos und Busse die
Vorfahrt, drängen sich nächtliche Spazier-
gänger, meist unter 30, auf den handtuch-
schmalen Fußwegen entlang der Fahrbah-
nen. Der Tahrir schläft nie. 

Liberale finden kaum Gehör Am Ende ei-
nes langen Tages steht auch dem CDU-Poli-
tiker nicht mehr der Sinn nach Mutproben.
Seit morgens hat er Gespräche nonstop ge-
führt: bei der Wahlkommission, in beiden
Kammern des Parlaments, dem Mittagessen
mit Abgeordneten, dem Auftritt beim DAAD,
bei dem die ägyptischen Studenten gar nicht
aufhören wollten, mit Lammert zu diskutie-
ren. Sie berichteten von ihrem Frust über den
Ausgang der Parlamentswahlen im Januar,
der den Klerikalen einen haushohen Sieg be-
scherte, von ihren Befürchtungen, dass die
Mehrheitsverhältnisse der Volksversamm-
lung auf die Zusammensetzung der Verfas-
sungsgebenden Versammlung eins zu eins
übertragen und somit Muslimbrüderschaft
und Salafisten fast allein über Ägyptens Zu-
kunft entscheiden werden. Seitdem die bei-
den islamischen Parteien auch noch mehre-
re eigene Präsidentschaftskandidaten für die
Wahl im Mai aufgestellt haben, sehen libera-
le Kräfte überhaupt keine Chance mehr, ih-
rer Stimme Gehör zu verschaffen.
Lammert kann den Frust der Wahlverlierer
durchaus verstehen, ruft als Parlamentarier
mit jahrzehntelanger Berufserfahrung aber
das Prinzip der Demokratie in Erinnerung:
dass die Mehrheit entscheidet. Dennoch
sorgt er sich um das politische Engagement
der jungen Leute, das sie aus Enttäuschung
jetzt womöglich aufgeben, weil sie im gegen-
wärtigen ägyptischen Parteienspektrum kei-
ne politische Heimat für sich sehen. Den ost-
deutschen Bürgerrechtlern sei es im März
1990 ähnlich ergangen, auch sie hätten er-
nüchtert wie die jungen Ägypter heute auf die
Resultate der ersten freien Volkskammerwahl
1990 geschaut. „Heute ist einer von ihnen
Präsident“, versuchte Lammert Mut zu ma-
chen. Kein wirklicher Trost. 
Hat er den unterlegenen Liberalen gerade
noch ins Stammbuch geschrieben, sich der
Mehrheit zu beugen, aber gleichzeitig darum
zu kämpfen, bei der nächsten Wahl zu ge-
winnen, so betonte er im Gespräch mit den
siegreichen Muslimbrüdern den für ihn
mindestens ebenso wichtigen zweiten
Grundsatz der Demokratie: Diese sei nur so
gut wie der Schutz, den sie Minderheiten ge-
währt. Ein Hinweis, der Lammert wichtig
war, auch wenn er zuvor noch sichtlich ge-
zögert hatte, der Bitte um Ratschläge nach-
zukommen. „Deutschlands erster Versuch
mit der Demokratie ist so gründlich fehlge-
schlagen, dass wir Deutsche vorsichtig sein
sollten, als Lehrmeister aufzutreten“, sagte er
in Anspielung auf die Weimarer Republik,

deren Verfassung den Zusammenbruch der
Demokratie und die Hitlerdiktatur nicht ver-
hindern konnte. 

Erfahrungen statt Ratschläge Seinen Weg
müsse Ägypten allein finden, ebenso wie
Deutschland, das im zweiten Anlauf auch
nicht einfach die politischen Verhältnisse
Großbritanniens, Frankreichs oder der USA
kopieren konnte. Statt Ratschläge zu ertei-
len, wollte Lammert lieber von Erfahrungen
berichten. Mit der Parteienfinanzierung,
dem Wahlrecht, den Aufgaben der Opposi-
tion, der Unabhängigkeit der Justiz, die die
Gewaltenteilung garantiere, dem Konsens
stiftenden Charakter, der von einer Verfas-
sungsdiskussion ausgehen könne. Die Abge-
ordneten lauschten mit gespitzten Ohren,
was Lammert außerdem zum Selbstver-
ständnis von Parlamenten ausführte: Das
Parlament habe die Regierung zu kontrollie-
ren, funktioniere mitnichten als ihr verlän-
gerter Arm. Es müsse sich als wichtigste
Nichtregierungsorganisation verstehen. Wo-
mit er auf das Gerichtsverfahren gegen die
Konrad-Adenauer-Stiftung in Kairo zu spre-
chen kam. Ein für Parlamentspräsident Mo-
hamed Saad El Katatny sichtlich unangeneh-
mes Thema. In Transformationsphasen
komme es mitunter zu Empfindlichkeiten,
besonders, wenn die Reformkräfte Sorge hät-
ten, die Dinge glitten ihnen aus den Hän-
den, warb Katatny um Verständnis. Er, Katat-
ny, habe die nunmehr 30-jährige Tätigkeit
der Adenauer-Stiftung in Ägypten verfolgt

und schätze sie ausdrücklich. Er sicherte zu,
im Menschenrechtsausschuss des Parla-
ments zügig Regeln für die politischen Stif-
tungen erarbeiten zu lassen. 
Die Parlamentsmehrheit der Muslimbrüder-
Partei „Freiheit und Gerichtigkeit“ und der is-
lamistisch-salafistischen „Partei des Lichts“
steht vor keiner leichten Aufgabe: das Ver-
hältnis von Religion und Politik zu klären.
Keine andere gesellschaftliche Kraft könne
dies besser lösen als die islamische Mehrheit
selbst, meinte Lammert. Sei so doch für je-
dermann nachvollziehbar, wer verantwort-
lich zeichne für die Rechte und Pflichten
Gläubiger, Anders- und Nichtgläubiger. Zu-
dem berge die Auseinandersetzung ausge-
rechnet unter Federführung der beiden mus-
limisch geprägten Kräfte die Chance, die Ge-
sellschaft zu befrieden. Vergleichbar sei diese
Debatte mit dem Ringen um die Hartz-IV-
Gesetze, die nur unter Führung der SPD ver-
abschiedet werden konnten.

Respektvoller Umgang Katatny, Parla-
mentspräsident und Generalsekretär von
„Freiheit und Gerechtigkeit“  , tritt ruhig und
zurückhaltend auf. „Er ist kein Eiferer, son-
dern auf Ausgleich bedacht, eine Autorität“,
bescheinigt ihm der liberale Oppositionsab-
geordnete Amr Hamzawy. Katatny verstehe
sich im besten Sinne als überparteiliche Fi-
gur. Bundestagspräsident Lammert, der seit
dem Fall der Mauer Transformationsgesell-
schaften genau beobachtet und enge Kon-
takte zu mittel- und osteuropäischen Parla-
mentariern und Regierungspolitikern pflegt,
bemerkt einen auffälligen Unterschied: Die
Rivalität zwischen den politischen Gegnern
in Osteuropa sei nicht selten sogar in per-
sönliche Feindschaften umgeschlagen, der-
gleichen könne er in Kairo nicht feststellen.
Das Miteinander sei von mehr Respekt für-
einander geprägt. 
Das größte Hindernis auf dem Weg zu einem
neuen ägyptischen Grundgesetz, so hörte es
der Bundestagspräsident in jedem seiner Ge-
spräche, ist die Zusammensetzung der Ver-
fassungsgebenden Versammlung. Solange
die Aktivisten der Revolution – junge Blog-
ger, Frauen, Nachwuchspolitiker, für die der
Glaube nicht an erster Stelle steht – und
auch die christlichen Kopten nicht stärker
einbezogen werden sollen, sind diese ihrer-
seits nicht bereit, über das künftige politi-
sche System ihres Landes zu diskutieren. 

Ägypten, so versichern es die Muslimbrüder,
werde kein Gottesstaat, wobei sie wissen,
dass ihren Worten keinesfalls vorbehaltlos
Glauben geschenkt wird. Erleichterung spie-
gelt sich im Gesicht des Vorsitzenden des
Schura-Rates Ahmend Fahmy von „Freiheit
und Gerechtigkeit“, als Lammert ausführte,
dass kein politisches System unbeeinflusst
von der Kultur und damit Religion eines Lan-
des existiere. So wie das Christentum das
Grundgesetz geprägt habe, werde sich der Is-
lam im politischen System in Ägypten wie-
derfinden. Aber als der Gast aus Deutschland
mahnte, dass es nun darauf ankäme, Religi-
on und Politik voneinander zu trennen,
sprach aus Fahmys Blick Ratlosigkeit.  

Austausch Fahmy wie Katatny, die Vorsit-
zenden der beiden Kammern des ägypti-
schen Parlaments, bekundeten Lammert ihr
Interesse an einem Austausch mit dem Bun-
destag. Ende April reist die deutsch-ägypti-
sche Parlamentariergruppe an den Nil, im
Herbst können sich einige ägyptische Abge-
ordnete in Berlin über Organisationsstruktu-
ren des Bundestages informieren. Von Ar-
beitsbedingungen wie in Deutschland ist Kai-
ro weit entfernt. Es fehlt an Büroräumen, Mit-
arbeitern, nicht einmal Telefone stehen den
Abgeordneten in ihrem Parlament zur Verfü-
gung.                                                    sad ❚

Der Tahrir-Platz in Kairo. Bis heute halten Aktivisten die Ziele des Arabischen Frühlings hoch – auch gegen islamistische Kräfte.
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Nordkoreas umstrittener Start einer Lang-
streckenrakete ist am vergangenen Freitag
gescheitert. Der Flugkörper zerbrach nach
nur 80 Sekunden in mehrere Teile und
stürzte ins Meer. Analysten fürchten, der
Fehlschlag könnte dramatische Folgen ha-
ben und den jungen Diktator Kim Jong Un
dazu verleiten, sich durch einen Atombom-
bentest zu rehabilitieren. In den Tagen zu-
vor hatten Regierungsvertreter in Seoul und
Washington erklärt, es gebe Anzeichen für
entsprechende Vorbereitungen.
Die Rakete war um 7.39 Uhr
(0.39 Uhr MEZ) abgeschos-
sen worden und sollte an-
geblich einen Wettersatelli-
ten ins All befördern. Ande-
re Länder, allen voran Süd-
korea, die USA und Japan,
warfen Nordkorea aller-
dings vor, eine Trägerrakete
für Atomsprengköpfe testen
zu wollen, deren Reichweite
sich bis zum amerikani-
schen Kontinent erstrecken
sollte. UN-Sanktionen ver-
bieten Nordkorea derartige Tests. Internatio-
nale Regierungen verurteilten den Start. Der
UN-Sicherheitsrat berief eine Sondersitzung
ein, um mögliche Reaktionen zu erörtern.
Auch Nordkoreas Staatsmedien gestanden
den Fehlstart ein. Der Satellit sei nicht auf
eine Erdumlaufbahn gebracht worden, be-
richtet die nordkoreanische Nachrichten-
agentur KCNA.  „Wissenschaftler, Techniker
und Experten untersuchen derzeit den
Grund für das Scheitern.“ Mit dem Start war
das Regime von Kim Jong Un ein hohes Ri-

siko eingegangen, innenpolitisch ebenso
wie außenpolitisch. Der Sohn des im De-
zember verstorbenen Diktators Kim Jong Il
wird in der Öffentlichkeit als Mann des Mi-
litärs in Szene gesetzt, ein erfolgreicher Ra-
ketenstart wäre für das Land ein waffentech-
nischer Durchbruch gewesen – pünktlich
zum 100. Geburtstag von Staatsgründer
Kim Il Sung am gestrigen Sonntag.
Doch nun steht das Land so isoliert da wie
lange nicht mehr. Dabei hatte Nordkorea erst
Ende Februar Verhandlungsbereitschaft sig-

nalisiert und mit den USA
ein Moratorium seines Nu-
klearprogramms vereinbart,
im Gegenzug für dringend
benötigte Hilfslieferungen.
In Washington sieht man in
dem Raketentest einen Bruch
dieses Abkommens. Auch
Pjöngjangs Hoffnungen auf
mehr Unterstützung aus
Südkorea sind gesunken,
denn die erneute Provokati-
on dürfte das dortige konser-
vative Regierungslager stär-

ken, das eine harte Gangart gegenüber dem
Norden fordert. Bei den Parlamentswahlen
am vergangenen Mittwoch hatte die Partei
des ansonsten unpopulären Präsidenten Lee
Myung Bak überraschend ihre Mehrheit im
Abgeordnetenhaus verteidigen können. Par-
teichefin Park Geun Hye, Tochter des ehema-
ligen Militärherrschers Park, gilt nun als Fa-
voritin für die Präsidentschaftswahl im De-
zember. Bernhard Bartsch, Peking ❚

Der Autor ist freier Korrespondent.  

Fehlstart am Geburtstag
NORDKOREA Pjöngjang isoliert sich erneut mit Raketentest

Es ist ein ehrgeiziges Ziel. Nach dem Militär-
putsch soll in Mali nun bis Mitte Mai eine
Übergangsregierung freie und faire Wahlen
vorbereiten. Doch ausgerechnet jetzt spitzt
sich die Lage im Norden zu. Denn vor gut ei-
ner Woche hat die Tuareg-Armee MNLA (Be-
wegung zur Befreiung von Azawad) in dem
von ihr eroberten Gebiet den Staat Azawad
ausgerufen. Das Gebiet scheint zum Sam-
melbecken radikaler Kräfte zu werden. 
Dioncounda Traoré, einstiger Präsident der
Nationalversammlung, ist bei seiner Amts-
einführung als Interims-Prä-
sident der Übergangsregie-
rung in der vergangenen
Woche deutlich geworden.
Der Krieg im Norden, wo
seit Mitte Januar die Regie-
rungstruppen einen aus-
sichtslosen Kampf gegen die
MNLA führen, wo nun aber
auch islamistische Gruppen
mitmischen, muss ein
schnelles Ende haben. „Wir
wollen Frieden. Aber wenn
es nötig ist, dann werden wir
Krieg führen.“ Für ähnlich drastische Maß-
nahmen hatte sich bereits die Westafrikani-
sche Regionalorganisation Ecowas ausge-
sprochen. Sie hatte angeboten, 3.000 Solda-
ten für den Einsatz im Norden Malis bereit
zu stellen. Damit soll verhindert werden,
dass das Land gespalten wird. 
Die Ecowas war maßgeblich daran beteiligt,
dass Mali nach nur drei Wochen nach dem
Militärputsch zu einer zivilen Regierung zu-
rückkehrt. Das Bündnis verhängte drastische
Sanktionen und ließ die Grenzen zu den

Nachbarländern schließen. Das Putschisten-
Komitee um Amadou Sanogo gab klein bei,
betonte aber auch nach seinem Rücktritt: Er
sei gegen eine Ecowas-Intervention.
Wie die Lage im Norden befriedet werden
kann, ist allerdings unklar. Die ganze Saha-
ra-Region entwickelt sich immer stärker zu
einem rechtsfreien Raum. „Der Drogenhan-
del blüht, und es gibt mehrere radikale
Gruppen“, sagt der malische Journalist Ha-
midou Konaté. Zu diesen gehört auch „An-
sar Dine“. Die Gruppe wird als islamisti-

scher Flügel der MNLA be-
zeichnet, kämpfte in den
vergangenen Monaten
ebenfalls gegen die Regie-
rungsgruppen und kündigte
an, in den von ihr eroberten
Städten die Scharia einzu-
führen. Es wird vermutet,
dass sie Kontakte zur Al Qai-
da im Islamischen Maghreb
hat. Das Terrornetzwerk soll
bereits im vergangenen Jahr
mehrere europäische Urlau-
ber in der Stadt Timbuktu

entführt haben.
Daher gilt es als sehr unwahrscheinlich, in
den nächsten Wochen transparente Wahlen
zu organisieren. Da die Übergangsregierung
die Spaltung von Mali mit allen Mitteln zu
verhindern versucht, müsste zeitgleich im
ganzen Land gewählt werden. Nur so würden
die Wahlen glaubwürdig wirken. Beobach-
tern in Bamako zufolge gilt das jedoch als un-
realistisch. Katrin Gänsler, Bamako ❚

Die Autorin ist freie Afrika-Korrespondentin.

Norden droht mit Spaltung
MALI Übergangsregierung will Wahlen für Mitte Mai vorbereiten

»Der Satellit ist
nicht auf eine

Erdumlaufbahn
gebracht 
worden.«

Erklärung der
Nachrichtenagentur KCNA

»Wir wollen
Frieden. Aber
wenn es nötig
ist, werden wir
Krieg führen.«

Dioncounda Traoré, 
Interimspräsident

ÄGYPTEN Das Parlament sucht nach seiner Rolle, Religiöse und Liberale ringen um den
Kurs. Mit Ratschlägen hielt sich der Bundestagspräsident bei seiner Visite in Kairo zurück 

Tastende Schritte 
zur Demokratie 

>KOMPAKT

> Islamische Parteien Die ersten freien
Parlamentswahlen nach dem Sturz von
Mubarak bescherten den Muslimbrüdern
und den Salafisten in beiden Kammern –
der Volksversammlung und dem Schura-
Rat – Anfang 2012 einen haushohen Sieg.

> Präsidentschaft Mehr als 20 Kandidaten
haben sich für die Wahl im Mai angemel-
det, darunter der frühere Generalsekretär
der Arabischen Liga, Amr Mussa, der Mus-
limbruder Chairat al-Schater und der frühe-
re Geheimdienstchef Omar Suleiman.

> Verfassung Ein Kairoer Gericht erklärte
vergangene Woche die von den Muslimbrü-
dern dominierte Verfassungsgebende Ver-
sammlung für nichtig, da ihre Zusammen-
setzung nicht respräsentativ sei.

Norbert Lammert (M.) und der Abgeordnete Anwar Esmat El Sadat im Parlament in Kairo
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> Claus Arndt
Bundestagsabgeordneter 1968-1972,
1974-1976, SPD
Claus Arndt vollendet am 16. April sein 
85. Lebensjahr. Der promovierte Jurist und
Senatsdirektor aus Hamburg, Sohn des SPD-
Bundestagsabgeordneten Adolf Arndt, trat
1951 der SPD bei. Von 1950 bis 1955 stand
er an der Spitze des Sozialistischen Deut-
schen Studentenbundes, war 1958/59 Sekre-
tär des verfassungspolitischen Ausschusses
für das Godesberger Programm und von
1967 bis 1997 stellvertretender Vorsitzender
der Bundesschiedskommission seiner Partei.
Der jahrzehntelange SPD-Verfassungs- und
Rechtsexperte gehörte von 1969 bis 1974
der Enquete-Kommission „Verfassungsfra-
gen“ an, ab 1973 als Vorsitzender der Unter-
kommission „Parlament und Regierung“,
und war von 1968 bis 1999 Mitglied und
stellvertretender Vorsitzender der G 10-Kom-
mission des Bundestags, welche die Befug-
nisse der Nachrichtendienste zu Eingriffen in
das durch Artikel 10 des Grundgesetzes 
garantierte Brief-, Post- und Fernmeldege-
heimnis regelt.Von 1969 bis 1983 gehörte er
dem Richterwahlausschuss an. Arndt, der im
Bundestag ausschließlich im Rechtsaus-
schuss mitarbeitete und dessen stellvertre-
tender Vorsitzender er von 1969 bis 1972
war, engagierte sich zudem als langjähriger
Lehrbeauftragter an verschiedenen Hambur-
ger Hochschulen. Claus Arndt hat sich auch
als Autor staatsrechtlicher Veröffentlichun-
gen einen Namen gemacht.

> Axel Wernitz
Bundestagsabgeordneter 1972-1994,
SPD
Axel Wernitz feiert am 17. April seinen 
75. Geburtstag. Der Diplomkaufmann und
promovierte Politologe aus Nördlingen
schloss sich 1958 der SPD an. Er war Vorsit-
zender des SPD-Unterbezirks Nordschwaben,
Mitglied des Bezirksvorstands Südbayern
und gehörte von 1970 bis 1972 dem Bayeri-
schen Landtag an.Wernitz, der im Bundestag
überwiegend im Innenausschuss mitarbeite-
te, stand von 1976 bis 1987 an dessen Spit-
ze.

> Lisa Seuster
Bundestagsabgeordnete 1987-1998,
SPD
Am 17. April wird Lisa Seuster 70 Jahre alt.
Die aus Lüdenscheid stammende Industrie-
kauffrau trat 1974 der SPD bei und war stell-
vertretende Vorsitzende des SPD-Unterbe-
zirks Märkischer Kreis. Von 1975 an gehörte
sie fast 30 Jahre dem Rat ihrer Heimatstadt
an und amtierte dort von 1987 bis 1994 als
stellvertretende und von 1994 bis 1999 als
Bürgermeisterin. Die Direktkandidatin des
Wahlkreises Märkischer Kreis II engagierte
sich im Bundestag in allen drei Legislaturpe-
rioden im Petitionsausschuss sowie im Aus-
schuss für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend.

> Roswitha Verhülsdonk
Bundestagsabgeordnete 1972-1994,
CDU
Roswitha Verhülsdonk vollendet am 26.April
ihr 85. Lebensjahr. Die aus Koblenz stammen-
de Bildungsreferentin, Schwiegertochter des
Zentrums-Reichstagsabgeordneten Eduard
Verhülsdonk, trat 1964 der CDU bei und ge-
hörte von 1969 bis 1991 dem Koblenzer
Stadtrat an. Von 1969 bis 1991 war sie 
rheinland-pfälzische Landesvorsitzende und
von 1977 bis 1992 stellvertretende Bundes-
vorsitzende der CDU-Frauen-Union. Zwi-
schen 1985 und 1990 saß sie im Bundesvor-
stand der Christdemokraten. Verhülsdonk,
von 1986 bis 1990 stellvertretende
CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende, amtierte da-
nach bis 1994 als Parlamentarische Staatsse-
kretärin beim Bundesminister für Familie und
Senioren. Im Bundestag arbeitete sie im Aus-
schuss für Arbeit und Sozialordnung mit. Von
1974 bis 1994 war Roswitha Verhülsdonk
Mitglied im Zentralkomitee der deutschen
Katholiken. bmh ❚

Es sind nur zehn schmucklose Archivregale – gefüllt mit
schwarzen Aktenordnern und gekennzeichnet mit dem
Kürzel „Karik“ –, doch sie beherbergen einen Schatz: Rund
400.000 Karikaturen aus Jahrzehnten deutscher Geschich-
te (Beispiele zum deutsch-französischen Verhältnis siehe
unten). Als Zeitungsausschnitt fein säuberlich einzeln auf
DIN A4-Blätter geklebt, lagern sie bei konstant 18 Grad
Celsius und etwa 40 Prozent Luftfeuchtigkeit in einem Ar-
chivraum im Marie-Elisabeth-Lüders-Haus des Bundes-
tags. „Wir haben hier die wohl größte Sammlung von po-
litischen Karikaturen in Europa“, sagt Uta Martensen, Lei-
terin der Pressedokumentation, zu der das Karikaturenar-
chiv gehört. „Es ist ein über fünf Jahrzehnte gewachsener
Schatz, den es in dieser Art nirgends sonst gibt.“ 
So finden sich hier etwa stilbildende Karikaturen wie die
des Engländers Sir John Tenniel über Bismarcks Entlassung
als Kanzler 1890 mit dem Titel: „Der Lotse geht von Bord“.
Teil des Archivs ist auch beispielsweise die 1990 veröffent-
lichte Zeichnung des DDR-Karikaturisten Roland Beier, die

Karl Marx sagen lasst: „Tut mir leid Jungs, war halt nur so
’ne Idee von mir.“ Darüber hinaus finden sich in der
Sammlung Karikaturen aus längst eingestellten Blättern
wie dem „Hamburger Echo“ und aus DDR-Zeitungen wie
etwa der „Tribüne“ oder der „Volksarmee“, welche bis zur
Wende ausgewertet wurden. 
Den Grundstein für die außergewöhnliche Sammlung leg-
te Kurt Georg Wernicke, der 1953 Direktor der Bundestags-
bibliothek wurde. Er sammelte Karikaturen – zunächst rein
chronologisch. Erst Walther Keim begann als Leiter der
Pressedokumentation ab 1974 damit, die Zeichnungen
systematisch zu archivieren: Sie wurden nun nach Sachthe-
men und Personen „verschlagwortet“, wie es Archivare
nennen. Die Liste der Stichworte, zu denen sich Karikatu-
ren im Archiv finden lassen, ist lang und reicht von A wie
Außenpolitik bis U wie USA oder UNO. Die meisten Kari-
katuren finden sich allerdings unter dem Schlagwort
„Kohl, Helmut“: Fast 50 Ordner füllen die rund 25.000
Zeichnungen des Bundeskanzlers, dem die Karikaturisten

– allen voran der Cartoonist Hans Traxler –gern mit ihren
spitzen Federn einen birnenförmigen Kopf verpassten. 
Solche Zeichnungen habe Walther Keim als „optischen
Juckreiz“ bezeichnet, erinnert sich Uta Martensen schmun-
zelnd, die ihn noch aus Bonner Zeiten im Bundestag kann-
te, bevor er 1999 aus dem Dienst ausschied. Am 1. April
2012 ist Keim nun im Alter von 76 Jahren gestorben. Sei-
ne Verdienste allerdings werden auch in Berlin nicht ver-
gessen: In den 25 Jahren an der Spitze der Pressedokumen-
tation des Bundestages habe der gelernte Journalist die In-
formationsarbeit des deutschen Parlaments nachhaltig ge-
prägt, erzählt Martensen. „Er hat das Pressearchiv
systematisch aufgebaut und erweitert.“ Keims besondere
Aufmerksamkeit galt jedoch der Karikaturensammlung,
die er oft als „letzte Humorecke im Bundestag“ rühmte.
Seinen Traum, sie in einem Museum in Bonn unterzubrin-
gen, konnte Keim nicht verwirklichen. So blieb der Karika-
turenschatz dort, wo er bis heute ist: im Archiv des Bun-
destages. Sandra Schmid ❚

»Die letzte Humorecke«

ORTSTERMIN: IM KARIKATURENARCHIV DES BUNDESTAGES

Willy Brandt 
unter Druck
24. April 1972: Misstrauensantrag Für
die sozialliberale Koalition unter Kanzler
Willy Brandt (SPD) waren die Ostverträ-
ge die Basis für eine Entspannung im Ost-
West-Konflikt, in den Augen der Opposi-
tion ein „Ausverkauf deutscher Interes-
sen“. Auch im rot-gelben Lager regte sich
Widerstand gegen Brandts Ost- und
Deutschlandpolitik. Einige SPD- und
FDP-Abgeordnete traten zur Unionsfrak-
tion über und ließen die ohnehin dünne
Mehrheit der Koalition weiter bröckeln –
für Rainer Barzel (CDU), Chef der Uni-

onsfraktion, die Gelegenheit, selbst Kanz-
ler zu werden. 
Der sogenannte „Barzel-Putsch“ begann
am 24. April 1972: Die CDU/CSU-Frakti-
on brachte einen Antrag auf ein konstruk-
tives Misstrauensvotum ein. Drei Tage
später kam der Bundestag zur Abstim-
mung zusammen. Während Kurt Georg
Kiesinger (CDU) der Regierung vorwarf,
mit ihrer Ostpolitik die deutsche Einheit
zu gefährden, glaubte Brandt an seinen
Kurs und an die Fortsetzung seiner Kanz-
lerschaft: „Wir werden auch nach dieser
Abstimmung weiterregieren“, prophezei-
te er – und behielt Recht. 247 Parlamen-
tarier stimmten für den Antrag der Union
– zwei zu wenig. Einige Monate später be-
hauptete der CDU-Abgeordnete Julius
Steiner, vor der Abstimmung bestochen
worden zu sein. Nach der Wende bestä-
tigte der ehemalige DDR-Spionagechef
Markus Wolf in seinen Memoiren, Steiner
50.000 D-Mark für eine Enthaltung ge-
zahlt zu haben. Erst 2005 wurde das Rät-
sel um die zweite fehlende Stimme gelüf-
tet: Stasi-Akten legen nahe, dass sie Leo
Wagner gehörte. Der CSU-Abgeordnete
soll nicht nur bestochen worden, son-
dern auch inoffizieller Stasi-Mitarbeiter
gewesen sein. Benjamin Stahl ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wider. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 30.04.2012.

Es ist ein gefährliches Spiel, auf
das sich McDonald’s da einlässt.
Ab Mitte April soll der „Grande
Nation“ neben all den Burgern

ein  McBaguette serviert werden: belegt
mit Rindfleisch, Salat, Senfsoße und Em-
mentaler. Ob sich das der verwöhnte
französiche Gaumen wird gefallen las-
sen? Das heilige Baguette entweiht von ei-
ner amerikanischen Fast-Food-Kette mit
Schweizer Käse? Immerhin ist sich die
Geschäftsführung des revolutionären
Vorstoßes bewusst und will erst nach ei-
ner sechswöchigen Testphase endgültig
entscheiden, ob das McBaguette dauer-
haft auf der Speisekarte bleibt. „Wir wer-
den auf unsere Kunden hören, die sich
des Symbolgehaltes durchaus bewusst
sind“, verkündete Nawfal Trabelsi, Vize-
Chef von McDonald’s Frankreich, in der
vergangenen Woche. 
Der Symbolgehalt lässt sich nicht hoch
genug veranschlagen. Das Baguette ist ei-
ne hochpolitische Angelegenheit. Als die
erzürnten Pariser 1789 das Schloss von
Versailles stürmten, ging es nicht nur um
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit – son-
dern ganz banal um explodierende Brot-
preise. Und als Marie Antoinette ihren
Untertanen beschied,  sie sollten „doch
Broiche essen, wenn sie kein Brot haben“,
da kostete sie das schlicht den Kopf. Die
aus der Französichen Revolution resultie-
rende Brotpreisregulierung wurde erst im
Jahr 1978 wieder aufgehoben. 
Es ist also äußerste Vorsicht geboten im
Umgang mit dem 250 Gramm schweren
Stangenweißbrot, das aus Mehl, Wasser,
Hefe und Salz bestehen darf, wenn es sich
„baguette de tradition“ nennen will.
Auch Nicolas Sarcozy hat schon erlebt,
wie sensibel seine Landsleute reagieren,
wenn es um das Baguette geht. Als der
Preis vor fünf Jahren erstmals die Ein-
Euro-Marke sprengte, rutschte er direkt in
den Umfragen ab. Ein verunstaltetes 
Baguette könnte ihn, wenn denn nicht
den Kopf, so aber doch die Präsident-
schaft kosten. Alexander Weinlein ❚

Vive la
Baguette!

PERSONALIAAUFGEKEHRT

VOR 40 JAHREN ...

Solidaritätskundgebung für Brandt in
Hamburg am 26. April 1972

Uta Martensen, Leiterin der Pressedokumentation des Bundestages, findet im Karikaturenarchiv rund 400.000 gute Gründe zum Schmunzeln und Lachen.

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

©
 p

ho
to

th
ek

/K
öh

le
r

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 23.-27.04.2012
Reform der Pflegeversicherung (Do),
EU-Hochqualifizierten-Richtlinie (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

SEITENBLICKE AUS DEM BUNDESTAGSARCHIV














